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Anlage 314 . Landtag
des Freistaats Oldenburg.

2. Versammlung.
- ISS « . -

Anlage 31.
An den Landtag des Freistaats Oldenburg.

Dem Landtage läßt das Staatsministerium hierneben
den Entwurf eines Gesetzes für den Freistaat Oldenburg
zur Änderung des Gesetzes vom 12 . Juli 1924 zur Aus¬
führung des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen
Reich , Ländern und Gemeinden (Finanzausgleichsgesetz)
in der Fassung der Bekanntmachung des Staats¬
ministeriums vom 14 . September 1925 nebst Begründung
mit dein Anträge zngehen:

Der Landtag wolle dem Gesetzentwurf seine ver¬
fassungsmäßige Zustimmung geben.

Oldenburg , den 24 . Februar 1926.

Staatsministerium.
v. Finckh . Hr. Driver.

Gesetz
für den Freistaat Oldenburg zur Äuderuug des Gesetzes
vom 12 . Juli 1924 zur Ausführung des Finanz¬

ausgleichsgesetzes.

Das Gesetz für den Freistaat Oldenburg vom 12 . Juli
1924 zur Ausführung des Gesetzes über den Finanz¬
ausgleich zwischen Reich , Ländern und Gemeinden
(Finanzansgleichsgesetz ) in der Fassung der Bekannt¬
machung des Staatsministeriums vom 14 . September
1925 wird wie folgt geändert.

A r t i k e l I.

1.
Der 8 .1 erhält folgende Fassung:

8 1-
Die nach dein Finanzausgleichsgesetz (Reichsgesetz

vom 23 . Juni 1923 zur Änderung des Laudesstcuer-
gesetzes) in der Fassung des Artikels I § I des Gesetzes
vom 10 . August 1925 über Änderungen des Finanz¬
ausgleichs zwischen Reich , Ländern und Gemeinden
(Reichsgesetzblatt I S . 254 ) ans den Freistaat Olden¬
burg entfallenden Anteile an dein Aufkommen an Ein¬
kommensteuer und an Körperschaftsstener werden für
die Landeskassen vereinnahmt.

Von den einkommenden Beträgen verbleiben drei
Siebentel den Landeskassen , die übrigen vier Siebentel
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bilden den Gemeindeanteil. Der Gemeindeanteil wird
nach dem Verhältnisse der Einkommensteuerrechnungs¬
anteile, die reichsgesetzlich jeweils für die Berechnung des
Schlüsselanteils des Landes an der Einkommensteuer
maßgebend sind, verteilt.

2.
Der tz 3 erhält folgende Fassung:

„Die dein Freistaat Oldenburg nach dem Finanz¬
ausgleichsgesetz in der Fassung des Artikels I des Ge¬
setzes über Änderungen des Finanzausgleichs zwischen
Reich, Ländern und Gemeinden vom 10. August 1925
znfließenden Anteile an der Umsatzsteuer(H 38) und der
Rennwettstener (tz 46) sind nach dem in den angeführten
Paragraphen angegebenen Verhältnis an die Landes¬
kassen abzuführen."

3.
Der § 4 erhält folgende Fassung:

„Von den Eingängen an Umsatzsteuer verbleiben
zwei Fünftel den Landeskassen, die übrigen drei Fünftel
bilden den Gemeindeanteil. Der Gemeindeanteil wird
vom Ministerium des Innern an die Gemeinden und
Gemeindeverbände zur Hälfte nach der Bevölkerungs¬
zahl verteilt, die andere Hälfte wird nach dem Jst-
aufkommen der einzelnen Finanzamtsbezirke zerlegt und
die hiernach errechneten Anteile auf die einzelnen Ge¬
meinden des Finanzamtsbezirks nach dem Soll¬
auskommen 1922 verteilt, und zwar erhalten im
Landesteil Oldenburg die Amtsverbände und in den
Landesteilen Lübeck und Birkenfeld der Landesverband
ein Drittel und die Gemeinden zwei Drittel ."

4.
Hinter dem § 4 wird als neuer Paragraph § 4 a

eingefügt:
8 4n.

Als Anteil an der Reichseinkommen- und Körper-
schaftsstencr und an der Umsatzsteuer gelten auch die
Beträge, die vom Reich aus Grund des Artikels I § 4
des Gesetzes über Änderung des Finanzausgleichs
zwischen Reich, Ländern und Gemeinden vom 10. August
1925 (ReichsgesetzblattI S . 254) zur Deckung eines
etwaigen Ausfalls an der Reichseinkommenstener be¬
ziehungsweise an der Umsatzsteuer zur Verfügung ge¬
stellt werden.

5.
Der erste Absatz des K 7 wird gestrichen und durch

folgenden Absatz ersetzt:
„Die Gemeinden sind berechtigt, Zuschläge zur Ge¬

werbesteller bis zum Dreifachen der staatlichen Steuer
nach Maßgabe der Gewerbestellergesetze für die drei
Landesteile in der jeweils gültigen Fassung zu erheben."

6.
Der F 10 erhält folgende Fassung:

8 10.
Von dem örtlichen Aufkommen der Steuer vom be¬

bauten Grundbesitz erhalten die Gemeinden 50 v. H.
Übernimmt ein Gemeindeverband für die Gemeinden
seines Bezirks die mit der Förderung des Wohnungs¬
balles verbundenen Lasten und faßt der Amtsrat oder
Landesausschnß oder der Bürgermeistereirat innerhalb
6 Wochen nach Inkrafttreten dieses Gesetzes einen ent¬
sprechenden Beschluß, so erhalten die Gemeindeverbände
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und die Gemeinden je 25 v. H. des örtlichen Auf¬
kommens.

Im Landesteil Birkenfeld fliegt von dem Auf¬
kommen der nach dem Gesetz, betreffend die Erhebung
einer Steuer vom bebauten Grundbesitz, für die Landes¬
kasse erhobenen Steuer ein Sechstel in die Kasse des
Landesverbandes.

7.
Der 8 12 erhält folgende Fassung:

8 12.
Die Amtsverbände einschließlich der einen eigenen

Amtsverband bildenden Städte, im Landesteil Lübeck
der Landesverband, im Landesteil Birkenfeld die
Bürgermeistereien, sind berechtigt, bei Veräußerung von
Grundstücken auf Grund eines Statuts eine Wert¬
zuwachssteuer zu erheben. Sie sind dazu verpflichtet,
soweit es sich um Grundstücke handelt, deren Veräußerer
das Eigentum an den Grundstücken in der Zeit vom
1. Januar 1919 bis zum 31. Dezember 1924 erworben
haben.

Das Aufkommen an der Steuer fließt zur Hälfte
den Gemeinden zu, in der das veräußerte Grundstück
liegt.

Mit dem Erlaß des Statuts eines Verbandes treten
Wertznwachssteuerordnnngen von Gemeinden, die zu
dem Verbände gehören, für die nach Erlaß des Ver¬
bandsstatuts eintretenden Stenerfälle außer Kraft.

8.
Im § 13 wird in der ersten Zeile das Wort „ver¬

pflichtet" durch das Wort „berechtigt" ersetzt.

9.
Der Z 15 erhält folgende Fassung:

8 15.
Die Amtsverbände einschließlich der einen eigenen

Amtsverband bildenden Städte und die Landesverbände
sind berechtigt, nach Maßgabe des Artikels III 8 13
Ziffer 6 des Gesetzes über Änderungen des Finanz¬
ausgleichs zwischen Reich, Ländern und Gemeinden vom
10. August 1925 Getränkesteuern bis zum 31. März
1927 weiter zu erheben. Sie haben ihre Gemeinden am
Ertrage der Getränkesteuernmit zwei Dritteln des ört¬
lichen Auskommens zu beteiligen.

Die Gemeinden sind verpflichtet, bei der Verwal¬
tung und Hebung der Steuern unentgeltlich mit¬
zuwirken.

10.
Im 8 17 Absatz1 werden in den Zeilen 7 und 8 die

Worte „8 10 Nr. 2 der dritten Stenernotverordnung" ge¬
strichen und durch folgende Worte ersetzt: „8 10 Nr. 3
Absatz 5 des Gesetzes über Änderungen des Finanz¬
ausgleichs zwischen Reich, Ländern und Gemeinden vom
10. August 1925".

11.
Der 8 20 erhält folgende Fassung:

8 20.
Zu den Ausgaben fiir das Tiensteinkommen der

Volksschnllehrer und der Lehrer an Volksschnl-
erweiterungsklassen und fiir an, nicht voll beschäftigte
technische Lehrpersonen zu zahlende Vergütungen werden
allen Gemeinden, in denen diese Ausgaben 75 v. H. des
der Gemeinde nach 8 1 Absatz2 dieses Gesetzes zn-
fließenden Anteils an der Reichseinkommensteuer und

1*
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Körperschaftssteuer übersteigen, zur vollen Deckung des
überschießenden Betrages ans der Landeskasse Beihilfen
gewährt, soweit die Ausgaben nicht durch Schulen oder
Klassen entstanden sind, die nicht von der oberen Schul¬
behörde genehmigt oder nachträglich als notwendig an¬
erkannt sind. Außerordentliche Bewilligungen seitens
einer Gemeinde kommen nur insoweit, als sie vom
Ministerium der Kirchen und Schulen genehmigt sind,
in Betracht. Die gesamten Beihilfen an die Gemeinden
dürfen die im Haushalt der Landeskassen zur Ver¬
fügung gestellten Summen nicht überschreiten und sind «
gegebenenfalls verhältnismäßig zu kürzen. Macht eine
Gemeinde durch Zusammenlegung von Klassen oder der¬
gleichen Ersparnisse und verringert sich dadurch der Zu¬
schuß der Landeskasse an die Gemeinde, so hat die Ge¬
meinde Anspruch auf Weiterzahlung der Hälfte der für
die Landeskasse ersparten Summe.

In die Haushalte der Laudeskassen sind znm Lasten-
ausgleich bezüglich der Kosten für die höheren Schulen,
höheren Bürgerschulen und Mittelschulen und der
Volksschulhausbanten Beträge einznstellen, die nach den
dafür aufzustellenden Grundsätzen zu ermitteln sind.

Artikeln.  .
Die Gültigkeitsdauer des Gesetzes für den Freistaat

Oldenburg vom 12. Juli 1024 zur Ausführung des Ge¬
setzes über den Finanzausgleich zwischen Reich, Ländern
und Gemeinden (Finanzausgleichsgesetz) in der Fassung
der Bekanntmachring des Staatsministeriums vom
14. September 1925 wird mit den aus Artikel 1 sich er¬
gebenden Änderungen bis zum 1. April 1927 verlängert.

Artikel  III.
Das Staatsministerium wird ermächtigt, den Text

des Gesetzes, wie er sich aus den Artikeln 1 und 2 ergibt,
als Gesetz zur Ausführung des Gesetzes über den Finanz¬
ausgleich zwischen Reich, Ländern und Gemeinden (Finanz¬
ausgleichsgesetz) zu veröffentlichen.

Bearnndnng.
Das Reichsgesetz über Änderungen des Finanz¬

ausgleichs zwischen Reich, Ländern und Gemeinden vom
10. August 1925 (ReichsgesetzblattI S . 254) hat eine end¬
gültige Auseinandersetzung zwischen Reich, Ländern und
Gemeinden noch nicht gebracht. Die Länder und Ge¬
meinden werden wie bisher in der Form der Über¬
weisungen an den Reichsstenern beteiligt. Erst vom
l . April 1927 ab ist den Ländern und Gemeinden (Ge¬
rn ei ndevcrbänden) das Recht in Aussicht gestellt, selbständig
Anteile au der Einkommen- und Körpcrschaftssteuer fest-
zusetzcu. Für diese kurze Übergangszeit rechtfertigt cs sich
nicht, von dem bisherigen Ausgleich, auf den sich Staat
und Gemeinden haben einstellen müssen, grundsätzlich ab-
mweichen. Der Entwurf behält daher das bisherige
System bis zum 1. April 1927 bei.

Die Beteiligung der Länder und der hinter ihnen
stehenden Gemeinden ist schon im laufenden Rechnungs¬
jahre durch reichsgesetzliche Maßnahmen beschnitten
worden, ohne daß damit eine Verminderung ihrer Lasten
verbunden wurde. Der Länderanteil an der Einkommen-
uud Körperschaftssteuer wurde von 90 auf 75 v. H. herab¬
gesetzt. Die Lohnsteuer wurde gesenkt und die steuerfreien
Lohubeträge wurden erhöht. Die stärkere Beteiligung der
Länder an der gleichzeitig herabgesetzten Umsatzsteuer gab
für den Ausfall keinen vollen Ersatz.
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Zn 8 1- Non der Reichseinkommen- lind Reichs¬
körperschaftssteuer wurden den Landesteilen überwiesen:

n) Landesteil Oldenburg.
1924 Einkommensteuer . 12 198 700 R .M .,

Körperschaftsstener . . . . 1 976 428 R .M .,
zusammen : 14 175 128 R .M.

1925 I. R e chn u n g s h a l b j a h r:
Einkommensteuer . 0 536 980 R .M .,
Körperschaftsstener . . . . 594874 R .M .,
II . R e chn n ngshalbjahr:
Einkommeilstener . 5 173 020 RIM .,
Körperschaftsstener . . . . 495 726 R .M.

Insgesamt : 12 800 600 R .M.

k) Landesteil Lübeck.
1924 Einkommensteuer . 1 465 447 R .M .,

Körperschaftsstener . . .^ . 20 640 R .M .,
zusam men : 1 486 087 R .Al.

1925 Einkommensteuer . 1 394 846 R .M .,
Körperschaftsstener . . . . I I 230 R .M .,

zilsaun nen : 1 406 076 R .M.

c) Landesteil Birken seid.
1924 Einkomnlensteuer . 3 577 309 R .M .,

Körperschaftssteuer . . _ 72 616 R .M .,
zusamm en : 3 649 925 R .At.

1925 Einkomnlensteuer . 3 395 900 R .M .,
Körperschaftssteuer . . .^ . 39 440 R .M .,

zusamm en: 3 435 340 R .M.

Dabei ist davon ausgegangen , daß im vierten Rech-
nnngsvierteljar dieselben Steuern anftommen wie im
dritten.

Für das Rechnungsjahr 1926 tritt die neue Veran¬
lagung der Einkommen - und Körperschaftssteller nach den
neuen Reichsgesetzen vom 10. August 1925 (Reichsgesetz¬
blatt I S . 180, S . 208) in Wirkung . Für die Verteilung
dieser Reichssteuern wird ein neuer Verteilungsschlüssel aus¬
gestellt (H 20 ff. des Reichssinanzausgleichsgesetzes in der
Fassung des Reichsgesetzes vom 10. August 1925). Die
Herabsetzung der Beteiligung der Länder von 90 ans 75
v. H. wirkt sich für das ganze Rechnungsjahr aus . Die für
1926 den Ländern zu überweisenden Anteile an den ge¬
nannten beiden Stenern lassen sich daher nur veranschlagen,
wobei die vom Reiche gemäß Artikel I 8 4 des Gesetzes
vom 10. August 1925 geleistete Garantie einen Anhalt
gibt. Legt man den Voranschlag des Reichs für 1926 und
den bisherigen Schlüssel zugrunde , so ergibt sich für das
Land und die Gemeinden

a) Landesteil Oldenburg:
Einkommensteuer . 9,4 Millionen R .M .,
Körperschaftsstener. 1,17 „_ „

zusammen : 10,57 Millionen R .M.
Der Haushalt des Landesteils Oldenburg geht davon

ans , daß infolge der neuen Veranlagung der Landes-
anteil um etwa 500 000 R .M . größer sein wird.

b) Landesteil Lübeck:
Einkommensteuer (Landesanteil ) . . 1 167 000 R .M .,
Körperschaftsstener (Landesanteil ) . . 13 700 R .M .,

zusammen : 1 180 700 R .M.
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e) La It d es t e i l B i rk e uf e l d :
Einkommensteuer l
Körperschaftsstellcrj . 1 050 000 R .M.

Von den Anfkommen der Einkoinmen- und Körper-
schaftsstener erhielten bisher die Landeskassen drei Siebentel
und die Gemeinden vier Siebentel. Es wird zweckmäßig
sein, fiir die kurze Übergangszeit denselben Verteilungs¬
maßstab beizubehalten.

Der Gesamtgemeindeanteil wurde bisher nach dem
Jstaufkommen der einzelnen Finanzamtsbezirkezerlegt und
der Gemeindennteranteil nach dein Reichsschlüssel ans die
einzelnen Gemeinden verteilt. Diesem Reichsverteilungs¬
schlüssel lag die letzte Einkommensteuerveranlagung für
1022 zugrunde; ihr hafteten daher alle mit der Inflation
zusammenhängenden Ungleichheiten an. Vom 1. April
1926 soll an die Stelle dieses Papiermarkschlüssels der neue
ans der Veranlagung fiir 1925 beruhende Goldmarkschlüssel
treten. Auch für die Unterverteilung bietet er einen ge¬
rechteren Maßstab. Das Jstaufkommen in der einzelnen
Gemeinde festzustellen, war bisher nicht möglich, weil die
Kassen der Finanzämter die Stenern nicht getrennt für die
einzelnen Gemeinden vereinnahmen. Vor allem wurde die
Lohnsteuer, die hier etwa °/»> der gesamten Einkommen¬
steuer ansmacht, vom Arbeitgeber abgeführt, ohne daß er
dabei den Wohnsitz des Lohnempfängers anzugeben hatte.
Fiir den neuen Verteilungsschlüssel wird dies aber vorge¬
schrieben, so daß damit das Sollauskommen dem Jstauf¬
kommen erheblich angenähert wird. Daher ist im Entwurf
auch der Reichsschlüssel zugrunde gelegt. Der AbsatzI des
8 1 ist in seiner Fassung dem neuen Reichsgesetz angepaßt.

Zu § 2. Die Grunderwerbssteuer fließt, wie bisher,
nach 8 34 ff. des Reichsfinanzausgleichsgesetzes, nach Abzug
von 4 A Verwaltungskosten, ganz den Ländern zu, mit
der Verpflichtung, die Länder mit mindestens 14 zu be¬
teiligen. Durch Artikel II des Reichsgesetzes zur Änderung
der Verkehrsstenernund des Verfahrens vom 1.0. August
1925 (ReichsgesetzblattI S . 242) ist der bisherige Steuer¬
satz von 4 auf 3 A herabgesetzt worden, weil der bisherige
Satz für nicht tragbar gehalten wurde; der Wegfall des
erhöhten Znschlagsrechts bei Erhebung einer Wertzuwachs¬
steuer tritt allerdings erst am 1. April 1927 in Wirkung
(Reichsgesetz über Änderungen des Finanzausgleichs vom
10. August 1925, Artikel III 8 13 Ziffer 8 8 19 letzter
Absatz). Für diese verminderte Einnahme ist kein Ersatz
gewährt.

Zn 8 3. Die Worte „Börsensteuer" (8 46) sind gemäß
Artikel I 8 5 des Gesetzes zur Änderung des Finanzaus¬
gleichs zwischen Reich, Ländern und Gemeinden vom
10. August 1925 gestrichen.

Z u 8 4. Der Anteil der Länder an der Reichsumsatz¬
steuer ist für die Zeit vom 1. Oktober 1925 bis l . April
1926 von 20 auf 35 v. H., für das Rechnungsjahr 1926
auf 30 v. H. erhöht zum Ersatz für die verminderte Be¬
teiligung au der Einkommen- und Körperschaftssteucr. Die
Steuer selbst ist herabgesetzt, das Reich garantiert aber
(Artikel 18 1 Absatz2 des Reichsgesetzes vom 10. August
1925), daß der Berechnung des Länderauteils ein Auf¬
kommen von 150.0 Millionen Reichsmark zugrunde gelegt
wird. 14 wird nach dem Aufkommen, nach der Bevölke-
ruugSzahl verteilt. Es sind überwiesen:

a) im L a u d e s t e i l O l d e u b u r g:
1924 2 729 248 R.M.
davon erhielt:
a) das Land . . 1 091702 R.M .,
b) die Gemeinden . 1 637 546 R.M.
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1925 unter Zugrundelegung der Ga¬
rantiesumme . 2 950 000 R .M .,

davon erhielt:
n) das Land . . 1 180 000 R .M .,
I') die Gemeinden . 1 770 000 R .M.

5) im Landcsteil Lübeck:
1924 . 294 417 R .M .,
davon erhielt:
a) das Land . . 117 767 R .M .,
b) die Gemeinden . 176 650 N .M.

1925 unter Zugrundelegung der Ga¬
rantiesumme . . 345 000 R .M .,

davon erhielt:
u) das Land . . 138 000 R .M .,
b) die Gemeinden . 207 000 R .M.

e) im Landesteil Birkenfeld  :
1924 . . 332243 R .M .,
davon erhielt:
u) das Land . . 132 897 R .M .,
b) die Geineinden . 199 346 R .M.
1925 unter Zugrundelegung der Ga¬

rantiesumme . 370 000 R .M .,
davon erhielt:
u) das Land . . 148 000 R .M .,
b) die Gemeinden . 222 000 R .M.

Im Voranschlag 1926 ist eingestellt:
n) Landesteil Oldenburg . 2 875 000 R .M .,

davon Land . . 1 150 000 R .M .,
und Gemeinden . 1 725 000 R .M .,

b) Landesteil Lübeck . 300 000 R .M .,
davon Land . . 120 000 R .M .,
und Geineinden . 180 000 R .M .,

e) Landesteil Birkenfeld . 325 000 R .M .,
davon Land . . 130 000 R .M .,
und Gemeinden . 195 000 R .M.

Den Finanzämtern ist es infolge kassentechnischer
Schwierigkeiten nicht möglich, das Ist - oder Sollaufkommen
der einzelnen Gemeinden im laufenden Rechnungsjahr zu
ermitteln . Eine gerechtere Verteilung kann aber insoweit
eintreten , als das Jstanfkommen der einzelnen Finanz¬
amtsbezirke an Umsatzsteuer, das von Monat zu Monat
mitgeteilt werden kann , auf die einzelnen Gemeinden des
Bezirks nach dem Sollauskommen 1922 verteilt wird.

Z u tz 4u. Der tz 4a bestimmt , daß , wenn die beiden
vom Reich gegebenen Garantien sich auswirken , die auf
Grund der gegebenen Garantien geleisteten Beträge wie die
Einkommensteuer bzw. wie die Umsatzsteuer verteilt werden
sollen.

Zu Z 7. Der Entwurf eines Gesetzes über die weitere
Regelung der Gewerbesteuer rechnet damit , daß das Ge¬
werbe durch die neue Regelung nicht stärker belastet wird
wie früher.

Zu ß 10. Der Z 10 in der vorgeschlagenen Fassung
geht ans von dem Entwurf des Gesetzes, betreffend die
Steuer vom bebauten Grundbesitz. Danach veranlagt
und erhebt der Staat die ganze Steuer , während bisher
den Gemeinden lind Gemeindeverbänden das Recht zu-
stand, zusammen Zuschläge bis zu 100 zu der staatlichen
Steuer zu erheben. Eine Mehrbelastung des Grundbesitzes
gegen früher ist nach dem Gesetzentwurf nicht beabsichtigt,
das Gesamtaufkommen soll etwa die bisherige Staatssteuer
und die Zuschläge aller Gemeinden decken. An Stelle der
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Zuschläge tritt jetzt der Anteil der Gemeinden an der
Landessteuer zu >4.

Mit Rücksicht darauf , daß auch nach den neuen Richt¬
linien des Ministeriums der sozialen Fürsorge über die
Verwendung der Mittel zur Förderung des Wohnungs¬
baues Gemeindeverbände die damit verbundenen Lasten
übernehmen können , erschien es zweckmäßig , für diesen Fall
die Gemeindeverbände an der Steuer vom bebauten Grund¬
besitz zu beteiligen.

ZuZ 12 . Bisher hatten die Gemeinden die Berechti¬
gung , auf Grund einer Steuerordnung Wertzuwachsstener
zu erheben . Von der Berechtigung haben die Städte Olden¬
burg , Varel , Rüstringen , Delmenhorst und die Gemeinde
Westerstede Gebrauch gemacht , die Steuer zum Teil aber
in den letzten Jahren nicht mehr erhüben . Der tz 16 des
Gesetzes von : 10 . August 1925 über Änderungen des
Finanzausgleichs zwischen Reich , Ländern und Gemeinden
legt den Ländern oder nach Maßgabe des Landesrechts den
Gemeinden oder Gemeindeverbänden die Verpflichtung auf,
bei der Veräußerung von solchen Grundstücken eine Wert¬
zuwachsstener zu erheben , die in der Inflationszeit er¬
worben sind . Als Träger dieser Verpflichtung können alle
Gemeinden nicht in Frage kommen , weil die Veranlagung
in jeder Gemeinde zu umständlich und schwierig sein würde.
Die Wertzuwachsstener ist daher den Gemeindeverbänden
und Städten I . Klasse zngewiesen mit der Verpflichtung,
ihre Gemeinden zu 1- zu beteiligen . Es wird in Frage
kommen , die Verwaltung der Steuern den Finanzämtern
zu übertragen.

Zutz 13 . Durch ß 13 Ziffer 5 des Reichsgesetzes über
Änderungen des Finanzausgleichs zwischen Reich , Ländern
und Gemeinden vom 10 . August 1925 ist aus der Ver¬
pflichtung zur Erhebung einer Wegesteuer eine Berechti¬
gung geworden ; demgemäß ist der Z 13 geändert.

ZuZ 15 . Die Getränkesteuer unterliegt jetzt den Ein¬
schränkungen des tz 13 Ziffer 6 des Reichsgesetzes über
Änderungen des Finanzausgleichs zwischen Reich , Ländern
und Gemeinden vom 10 . August 1925.

Zutz 20 . In tz 20 sind die Zuschüsse zu den Volks-
sclmllehrerbesoldungen wie bisher geregelt.

Der Zuschuß der Landeskasse des Landesteils Olden¬
burg belief sich im lausenden Jahre auf etwa 1 700 000
Reichsmark . Die Finanzlage des Staates macht es not¬
wendig , die Gesamtzuschüsse der Landeskafsen auf die in den
Haushalten der drei Landesteile vorgesehenen Höchstbeträge
zu beschränken . Die Zuschüsse der Landeskassen müssen da¬
her verhältnismäßig herabgesetzt werden , wenn sie unver¬
mindert die Höchstsumme überschreiten würden . Es wird
also der Zuschuß von 1 700 000 R .M . auf die einzelnen
Gemeinden des Landesteils Oldenburg nach dem Ver¬
hältnis der Beträge verteilt , die sie über 75 ihres An¬
teils an der Einkommen - und Körperschaftssteuer für die
Bvlksschullehrerbesoldungen aufwenden.

Die Landeskassen tragen z. Zt . sämtliche Kosten der
Lehrerbesoldungen , soweit sie 75 des Gemeindeanteils an
der Einkommen - und Körperschaftssteuer übersteigen . Die
75 übersteigenden Ausgaben für Lehrerbesoldungen
niedrig zu halten , hatte die eine Beihilfe empfangende Ge¬
meinde bisher kein finanzielles Interesse , weil Ersparnisse
nur dem Staat und nicht der Gemeinde zu Gute kamen.
Um Ersparnisse anzuregcn , ist im Entwurf vorgeseheu , daß
Verminderungen des Staatsznschusses infolge von Erspar¬
nissen zur Hälfte nicht angerechnet werden.

Legt inan statt der Einkommensteuer etwa die Gesamt¬
steuer (Einkommensteuer und Grund - und Gebäudesteuer)
zu Grunde , so ändert sich die Beteiligung der einzelnen Ge¬
meinden nicht wesentlich.
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Anlage 32
An den Landtag des Freistaats Oldenburg.

I . Über die Einnahmen und Allsgaben der
S t a a t s g u ts k a P it al i e n ka s se des Landes¬
teils Lübeck für das Rechnungsjahr
1. April 1926/27 beehrt sich die Staatsregierung dem
Landtage das Folgende mitzuteilen:

Ein förmlicher Voranschlag ist, wie bisher , nicht auf¬
zustellen gewesen.

Die in Aussicht stehenden Einnahmen beschränken sich
in der Hauptsache auf Kaufgelder für etwa zum Verkaufe
kommende kleine Grundstücke und auf Ablösungsgelder.

Bezüglich der Ausgaben beantragt die Staatsregie¬
rung , die jeweils zur Verfügung stehenden Mittel

a) zu Landerwerbungen zwecks Ablegung von Jnsten-
parzellen und zur Errichtung von Anbauerstellen,

b) zu Landerwerbungen behufs Abrundung von Staats¬
forsten und zum Ankauf von zur Aufforstung geeigne¬
ten Ländereien,

o) zu Meliorationen und Abwässerungsanlagen , die
dauernde Werterhöhung der Staatsgrundstücke ver¬
sprechen,

bewilligen zu wollen.
Mit der Ablösung der auf dem Staatsgut haftenden

realen Verpflichtungen wird in bisheriger Weise fort¬
gefahren werden.

Der Überschuß der Einnahmen iiber die Ausgaben,
sowie der etwaige weitere Kapitalbestand werden zur Ent¬
schädigung für nach der Verfassung aufgehobene Rechte und
Freiheiten und zur Berichtigung von etwa noch aus der
Weideablösung erwachsenden Beschädigungen dienen.

Die Staatsregierung ersucht den Landtag , sich mit
Vorstehendem einverstanden erklären zu wollen.

Ü. über die Einnahmen und Ausgaben sowie den
Bestand der Staatsgutskapitalienkasse für das Rechnungs¬
jahr 1924 ist eine besondere Übersicht aufgestellt, die dem
Landtage in einer  Ausfertigung zugeht.

Oldenburg , den 26. Februar 1926 . <

Staatsministerium.
v. Finckh. vr . W t l l e r s.

l
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Anlage 33.
An der: Landtag des Freistaats Oldenburg.

Dein Landtage werden gemäß ß 89 der oldenburgischen
Verfassung hierneben die von der Buchhalterei des Finanz¬
büros geführten und vom Hauptkassenkontrollenr als richtig
bescheinigten Bücher , nämlich die Rechnnngem der Zentral¬
kasse des Freistaats und der Landeskasse des Landesteils
Oldenburg , sowie der zugehörigen Nebenkassen für das
Rechnungsjahr 1924 überreicht , und zwar:

1. wegen der Zentral kasse:
das Hauptbuch über die Einnahmen und Ausgaben,

2. wegen der Landeskasse , A b t . Allge -
gemeiner Fonds:

.die Hauptbücher , sowie eine Zusammenstellung über
die Einnahmen und Ausgaben,

3. wegen der Landeskasse , Abt . L , Landes¬
barifonds:
das Hauptbuch über die Einnahmen und Ausgaben.

Ferner werden überreicht zu Ziff . 1—3 je eine Nach-
weisnng der Einnahmen und Ausgaben in Vergleichung
mit dem betreffenden Voranschlag.

Die vorstehend näher bezeichneten Hauptbücher — 10
Bände — werden von der Buchhalterei , bei der auch die
sämtlichen Rechnungsbelege zur Einsicht bereitliegen , wie in
früheren Jahren , erst ans Anfordern  vorgelegt.

Die Nachweisungen der Einnahmen und Ausgaben der
Zentralkasse und der Landeskasse Abt . Allgemeiner
Fonds , ergeben in ihrem Abschlüsse durch Landtagsbeschluß
nicht gedeckte Mehrausgaben , und zwar:

bei der Z e n t r a l k a s s e . . 428 194,73 R .M .,
bei der Landeskasse,

Abt . Allgemeiner
Fonds

bei den ordentlichen Ausgaben l 525 709,65 R .M .,
bei den außerordentlichen Aus¬

gaben . 244 545,72 R .M.
Wegen dieser Mehrausgaben wird ans die in den

Nachweisungen den betreffenden Paragraphen beigefügten
kurzen Begründungen Bezug genommen mit dem Be¬
merken, daß diese, wenn es gewünscht wird , durch weitere
Angaben ergänzt werden können.

Uber die Einnahmen und Ausgaben der Staatsgnts-
kapitalienkasse und der Kaffe des Siedlnngsamts für das
Rechnungsjahr 1924 werden besondere Vorlagen erfolgen.

Die Staatsregierung beantragt hiernach:
Der Landtag wolle zu den Überschreitungen

a) der Z e n t r a l k a s s e im
Betrage von . 428 194,73 R .M .,

b) der ordentlichen Aus¬
gaben der Landes-
ka s f e des Landes¬
teils Oldenburg,
Abt . Allge¬
meiner Fonds,  im
Betrage von . 1 525 709,65 R .M .,
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a) der außerordentlichen
Ausgaben derselben Kasse
im Betrage von . . . 244 545,72 R .M.

seine Genehmigung erteilen.

Oldenburg , den 26. Februar 1926.

Staatsministerium,
v. Finckh . vr . Willer s.

4
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Anlage 34.
An den Landtag des Freistaats Oldenburg.

Das Staatsministerium lässt dem Landtage hierneben
den Entwurf eines Gesetzes für den Landesteil Oldenburg
über den Weserfonds nebst Begründung mit dem Anträge
zngehen:

Der Landtag wolle dem Gesetz seine verfassungs¬
mäßige Zustimmung erteilen.

Oldenburg, den 4. März 1926.

Staatsministerinm.
v. F i n ckh. I)r. Witter s.

E ltt w ll r f
eines Gesetzes für den Lnndesteil Oldenburg über den

Weserfvnds.

8 t.
1.  Das dem oldenbnrgischen Staate vom Deutschen

Reiche auf Grund der Verhandlungenüber die Unter¬
weservertiefung ailsgezahlte Kapital von 1 Million
Reichsmark,

2. etwaige weitere Zuwendungen des Reiches, die
dazu bestimmt find, durch die Unterweservertiefnng ver¬
ursachte Schädigungen der oldenbnrgischen Unterweser¬
häfen zu beseitigeil,

3. diejenigen Beträge, die ans Grund des Reichs¬
gesetzes über die Ablösung öffentlicher Anleihen vom .
Ui. Juli 1925 für den im Reichsschuldbuch eingetrageneil
Teil des von Bremen nach Artikel 24 des Staatsver¬
trages zwischen Oldenburg und Bremen vom 13. Februar
l913 bezahlten Kapitals eingehen werden,
und- die Erträge dieser Kapitalien fließen in einen be¬
sonderen Fonds (Weserfonds).

8 2.
Der Weserfvnds ist dazu bestimmt

1. die dem oldenbnrgischen Handel durch die Unter-
weservertiesnngzugefügte Schädigung durch An¬
gleichung der Eisenbahntarise an Bremen hinsicht¬
lich der Beförderung von Überseegütern von und
nach deil oldenbnrgischen Unterweserhäfen möglichst
wieder gntzumachen;

2. auch Schäden anderer als der in Ziffer 1 bezeich-
neten Art, welche dem Handel infolge der Unter-
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weservertiesungzugefügt sind, nach Möglichkeit wie¬
der anszngleichen.

8 3.
Der Weserfonds wird vom Ministerium des Innern

verwaltet. Gegen die Entscheidung des Ministeriums ist
die Beschwerde beim Staatsministcrinm statthaft.

8 4.
Das Ministerium wird bei dieser Verwaltung durch

einen Beirat beraten, der ans einem Vorsitzenden und 4
weiteren Mitgliedern besteht. Der Vorsitzende wird vom
Ministerium des Innern ernannt . Die Mitglieder wer¬
den vom Landtage gewühlt. Für den Vorsitzenden und
die Mitglieder sind Ersatzmänner zu bestellen.

Der Beirat ist beschlußfähig, wenn außer dem Vor¬
sitzenden 2 Mitglieder anwesend sind. Bei Stimmen¬
gleichheit hat nochmalige Lesung zu erfolgen. Ererbt sich
wieder Stimmengleichheit, gilt der Antrag als abgelehnt.

Die Mitglieder des Beirats erhalten Tagegelder
nach den für höhere Beamte geltenden gesetzlichen Be¬
stimmungen.

8 ö-
Das Kapital des Weserfonds darf nur mit Geneh¬

migung des Landtags angegriffen werden.

8 6.
Über die Verwendung des Fonds ist besondere Rech¬

nung zu führen; sie ist der Rechnung der Laudeskasse des
Landcsteils Oldenburg als Anhang beizufügcn.

Begründung.
Nach Artikel 1 Abs. 3 des Vertrages zwischen Olden¬

burg und Bremen vom 13. Februar 191.3 (Oldbd. Ge¬
setzsammlung Bd. 38 S . 509) stand Oldenburg gegen
eine Vertiefung der Unterweser über das Projekt von
1903 hinaus ein Vetorecht zu; es war damit gegen eine
Beeinträchtigung seiner Interessen gesichert. Mit dem
1. April 192l ging die Unterweser als eine dem allge¬
meinen Verkehr dienende Wasserstraße auf das Reich
über. Seitdem vertritt das Reich den Standpunkt , daß
mit der Vereinigung der Stromhoheit Oldenburgs und
Bremens in seiner Hand das Vetorecht Oldenburgs in
Fortfall gekommen sei. Oldenburg hat diese Rechtsauf¬
fassung nicht anerkannt und sich bemüht, seine Interessen
gegenüber einem inzwischen schon erfolgten Ansbau der
Weser für 7 in Schiffe über das Projekt von 1903 hinaus
und gegenüber dem Projekt von 1924, das es Schissen von
8 >u Tiefgang ermöglichen soll, in einer Tide von Bremen
Stadt nach' See zu gelangen, zu schützen. Soweit es sich
um vldeuburgische Einrichtungen und Anlagen und das
Gebiet der Landeskultur handelt, ist mit dem Reich ein
Vertrag abgeschlossen, der diesen Schutz in einem beson¬
deren, neu vorgesehenen Verfahren gewährleisten soll und
dem Landtage zur Genehmigung vorgelegt werden wird.
Auf diesem Wege war ein Schutz des oldenburgischcu Han¬
dels an der Unterweser nicht möglich. Der oldenbnrgische
Handel au der Unterweser kann mit Bremen nur kon
kurrieren, wenn die Tarife für Bremen nicht niedriger
sind als die für die Unterweser, oder die größeren Schisse
gezwungen sind, an der Unterweser zu leichtern. Mit der
Vertiefung der Weser und dem Wegfall verschiedener Ab¬
gaben lKorrektionsabgabe, Hafenfracht) war die frühere
Gleichstellungbeseitigt und eine Abwanderung des Ver¬
kehrs nach Bremen die Folge. Durch erneute Bewilligung



von Vorzugstarifen ( 10 H Anstoßfracht cm Breinen für
Getreide und Holz und Frachtparitüt mit Bremen für
ganze Kalizüge ) nnd Sandertarife für Kali wurde die
Schlechterstellnng teilweise wieder ausgeglichen . Da eine
volle Angleichnng an Bremen nicht erzielt werden konnte,
trotzdem darauf hingewiesen wurde , daß die Weser eine
Tiefe erlangt habe , welche es allen Schiffen anch mit dem
größten Tiefgange ermöglicht , nach Bremen zu gelangen,
so wurde mit letzterer Begründung wenigstens noch er¬
reicht -, daß das Reich Ende November/Anfang Dezember
1925 l Mill . R .M . zur Verfügung stellte . Um die Zah¬
lung etatrechtlich rechtfertigen zu können , ist reichsseikig
die Zahlung mit der besonderen Belastung des Freistaats
Oldenburg auf dem Gebiete der Erwerbslosenfürsorge
begründet nnd die Summe dem sogenannten 60 Mil-
lionen -Fonds entnommen worden . An die Auszahlung
der l Million Reichsmark hat es die Bedingung geknüpft,
daß Oldenburg auf seine Rechte ans Artikel k Abs . 3 des
Vertrages zwischen Oldenburg und Bremen von 1913 ver¬
zichte. Unter Wahrung des Rechtsstandpnnktes und vor¬
behaltlich der Zustimmung des Landtags hat die Staats-
regiernng diese Erklärung abgegeben . Die gewährte
Summe kann eine Konkurrenzfähigkeit der oldcnbnrgi-
schen Häfen noch nicht sichern . Die dringende Not in
unfern Häfen läßt es trotz großer , mündlich zu erläuternder
Bedenken wünschenswert erscheinen , ans das Angebot des
Reiches einzngehen . Eine Erleichterung ist durch die
Zinsen des Kapitals bereits erzielt worden . Für den Fall
der Nichtznstimmnng des Landtags sind die Gelder mit
Zinsen znrückznzahlen.

Tie Staatsregiernng hat dem Reiche gegenüber stets
betont , daß durch die 1 Million Reichsmark Oldenburgs
Schäden nicht abgedeckt seien , nnd im Verein mit
Preußen auf eine weitere Entschädigung Oldenburgs ge¬
drungen . Der Reichstag hat einen Antrag Wegmann
nnd Genossen (Reichstagsdrncksache Nr . 1532 ) , die Etat¬
position ( 1925 ) für die Unterweservertiefnng (2,5 Mil¬
lionen Reichsmark ) um 150 000 R .M . zu erhöhen , an¬
genommen , mn damit Schäden ans der Unterweserver¬
tiefnng anszngleichen . Oldenburg hat seine Ansprüche
angemeldet und erwartet , bei der Verteilung der 150 000
R .M . vorzugsweise seinen Interessen entsprechend be¬
teiligt zu werden.

Bremen hat an Oldenburg an Entschädigung für die
Unterweservertiefnng bezahlt:

1. 2 188 000 .11 aus Grund des Artikels 3 Abs . I des
Staatsvertrages von l887 (Gesetzsammlung Bd . 28
S . 125 ),

2 . 325 000 „// gemäß Artikel 7,
3 . 290 000 <T/ gemäß Artikel 10,
1 . l 500 000 /̂/ gemäß Artikel 21 des Ttaatsver-

tragcs von 1913 (G .S . Bd . 38 S . 507 ff) .

Die Verwaltung dieser Beträge , soweit sie nicht ver¬
braucht waren , nnd ihrer Zinsen war durch das Weser¬
fondsgesetz vom ' l.  August 1911 (Gesetzsammlung Seite
127 ss.) zuletzt geregelt . Dieses Gesetz ist durch tz 10 des
Gesetzes vom 23 . Juli 1921 , betreffend Bildung eines
Bntjadinger Znwässernngskanalverbandes (Gesetzsamm¬
lung Bd . 13 S . 513 ff.) aufgehoben . Eine Verfügung
über die Fonds ist nicht getroffen , weil sie durch die In¬
flation als gänzlich entwertet angesehen wurden . Von
dem zuletzt genannten Fonds von 1,5 Millionen Mark
waren jedoch seit >915/16 1 Million Mark in Kriegs¬
anleihe angelegt nnd im Reichsschnldbnch eingetragen.
Diese werden daher nach dem Neichsgesetz über die Ab¬
lösung der öffentlichen Anleihen vom 16 . Juli 1925 als
Altbesitz abgelöst . Der ans Grund des Artikels 21 des
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Staatsvertrages von >913 gezahlte Betrag sollte „zum
einstweiligen Ansgleich von Schäden, die Oldenburg in¬
folge der weiteren Vertiefung befürchtete" dienen. Wäh¬
rend bei den anderen Fonds ihr Zweck genall umschrieben
war, handelt es sich hier um dieselben allgemeinen wirt¬
schaftlichen Schäden, die jetzt auch durch die Zuwendung,
des Reichs beseitigt oder gemildert werden sollen.

Weil demnach die vom Reiche bereits bezahlte 1 Mil¬
lion Reichsmark und die vom Reiche noch zu erwartenden
Beträge demselben Zwecke dienen solleil und durch diesen
Zweck gebunden sind, erscheint es angemessen, sie gesondert
zu verwalten und diese Verwaltung nen zu regeln. Der
Entwurf überträgt die Verwaltung dem Ministerium des
Innern . Das Kapital soll nur mit Genehmigung des
Landtags angegriffen werden; die Anlegung der Kapi¬
talien nnd die durch den Zweck des Fonds begrenzte Ver¬
fügung liegt dem Ministerium ob, gegen dessen Ent¬
scheidung die Beschwerde an das Staatsministerium ge¬
geben ist. Die laufende Verwaltung mutz einfach sein
und rasche Entscheidnilgenermöglichen. Sie ist deshalb
voil der Zustimmung des Landtags unabhängig gestaltet^
dem auch die Nachprüfung der einzelnen Snbventions-
anträge kaum möglich sein würde. Durch die jährliche
Rechnungslegung erhält er von dem Stand des Fonds
und der Verweildung seiner Auskünfte Kenntnis . Die
Interessen der Beteiligten sollen durch den Beirat mit
beratender Stimme vertreten und gewahrt werden. Der
Gedanke, zur Verwaltung einen Vorstand mit entschei¬
denden Befugnissen vorznschlagen, ist falleil gelassen, weil
bei deit zu erwartenden Jnteressenkollisionendie Zufällig¬
keit seiner Zusammensetzungeine zu große Rolle spieleil
könnte und dann eine den Zwecken des Fonds ent¬
sprechende Verwaltung nicht gesichert wäre.

Der Zweck des Fonds ist auf die Beseitigung der
durch den Staatsvertrag zwischen Oldenburg und dem
Reiche nicht behandelten Schädigung des oldenburgischen
Handels, die der letzte über das Projekt von 1903 Hinalls
erfolgte Ausbau der Weser erfahreil hat, beschränkt. Eine
weitere Einschränkung ergibt sich daraus , dass Oldenburg
unter Zustimmung der Handelskreise aller Unterweser¬
häfen für die Begründung und Bemessung der vom Reiche
zu leistenden Entschädigung nur die cisenbahntarifliche
Gleichstellung der oldenburgischen Unterweserhäfen mit
Bremen angeführt hat. Wenn unter diesem Gesichts¬
punkte die Bewilligung der Entschädigungerreicht worden
ist, so mutz sie auch vorzugsweise zu diesem Zweck ver¬
wendet werden. Die Begründung des Reiches läßt über¬
haupt nicht erkennen, datz die Entschädigung allgemeinen
oder speziellen Unterweserinteressen dienen soll und kann
als Richtpunkt deshalb nicht dienen. In dem Entwürfe
ist deshalb die Angleichnng der Eisenbahntarife an
Bremen als der erste Zweck des . Fonds bezeichnet.
Schäden anderer Art können erst in zweiter Linie berück¬
sichtigt werden.

Die Staatsregieruug ersucht den Landtag ferner, die
Wahl der Mitglieder des Beirats und ihrer Ersatzmänner
gleich vorzuuehmen.
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Anlage 35.
An den Landtag des Freistaats Oldenburg.

Das Staatsministerium läßt dem Landtage hierneben
den Entwurf eines Gesetzes für den Landesteil Birkenfeld,
betreffend Änderung des Gesetzes für das Fürstentum
Birkenfeld von : 17 . November 1904 , betreffend das
Hebammenwesen , mit dem Anträge zngehen:

Der Landtag wolle dem Entwurf feine ver¬
fassungsmäßige Zustimmung erteilen.

Zur Begründung bezieht sich das Staatsministerium
auf die dem Entwurf eines Gesetzes fiir den Landesteil
Oldenburg , betreffend Änderung des Hebammen -Unter-
stützungsgesetzes vom 15 . März 1910 — Anlage 30 der
2 . Versammlung des 4 . Landtags — beigegebene Begrün¬
dung , die im wesentlichen auch fiir diesen Entwurf zutrifft.

Oldenburg , den 6 . März 1926.

Staatsministerium,
v. Finckh . Vr . Millers.

Entwurf
eines Gesetzes für den Landesteil Birkenfeld , betreffend
Änderung des Gesetzes für das Fürstentum Birkenfeld
vvm 17 . Navbr . 1904 , betreffend das Hebammenwesen.

8 1-
Das Gesetz für das Fürstentum Birkenfeld vom

17 . November 1904 , betreffend das Hebammenwefen , wird
wie folgt geändert:
1 . In : § 9 wird „ 45 000 cF " durch „ 800 R .M ." ersetzt.
2 . Der tz 12 erhält folgenden Wortlaut:

„Die im Landesteil Birkenfeld wohnenden Hebammen
sind verpflichtet , sich nach dem Angestelltenversicherungs¬
gesetz oder nach dem IV . Buch der Reichsversicherungs¬
ordnung zu versichern ."

8 2.
Das Gesetz vom 23 . Mai 1923 , betreffend Änderung

des Gesetzes für das Fürstentum Birkenfeld vom
17 . November 1904 , betreffend das Hebammenwesen , wird
aufgehoben.
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Anlage 36.

Anlage 36.
An den Landtag des Freistaats Oldenburg.

Dem Landtage läßt das Staatsministerinm hierneben
den Entwurf eines Gesetzes für den Freistaat Oldenburg
über die Regelung der Gewerbesteuer fiir die Rechnungs¬
jahre 1925 und 1926 nebst Begründung mit dem Anträge
zugehen:

Der Landtag walle dem Gesetzentwurf seine ver¬
fassungsmäßige Zustimmung erteilen.

Oldenburg , den 10 . März 1926.

Staatsmrnisterinm.

v. F i .n ckh. l ) r . Millers.

Entwurf
eines Gesetzes für den Freistaat Oldenburg über die

Regelung der Gewerbesteuer für die Rechnungsjahre
l925  und 1926.

Das Staatsministerittm verkündet mit Zustimmung
des Landtags als Gesetz für den Freistaat Oldenburg , was
folgt:

Artikel 1.

Die Veranlagung und die Erhebung der Gewerbe¬
steuer für die Rechnungsjahre 1925 und 1926 erfolgen
nach den Gewerbestenergcsetzen für die Landesteile Olden¬
burg , Lübeck und Birkenseld vom 27 . August 1920 (Gesetz¬
blatt Oldenburg 40 . Bd . S . 1039 , Lübeck 28 . Bd . S . 217,
Birkenseld 23 . Bd . S . 1) in der jeweils geltenden Fassung
und nach dem Gesetz für den Freistaat Oldenburg von:
15 . Juli 1924 (Gesetzblatt Oldenburg 43 . Bd . S . 466,
Lübeck 29 . Bd . S . 745 , Birkenseld 24 . Bd . S . 638 ) über
die vorläufige Regelung der Gewerbesteuer in der Fassung
des Gesetzes vom 15 . September 1925 (Gesetzblatt Olden¬
burg 44 . Bd . S . 309 , Lübeck 30 . Bd . S . 159 , Birkenseld
25 . Bd . S . 207 ), soweit nicht im Nachstehenden etwas
anderes bestimmt ist.

Artikel 2.

(1) Der Veranlagung der Gewerbesteuer für 1925
und 1926 ist der Ertrag zugrunde zu legen , den der Ge¬
werbebetrieb in dem für die Veranlagung zur Einkommen-
nnd Körperschaftsstener fiir 1925 maßgebenden Stener-
abschnitt erzielt hat.

(2) tz 10 des Einkommensteuergesetzes findet ent¬
sprechende Anwendung.



(3) Für die Steuerveranlagung fiir 1926 ist bei den¬
jenigen Gewerbebetrieben , fiir die bei der Veranlagung
fiir 1925 ein voller Jahressteuerabschnitt noch nicht be¬
rücksichtigt ist, ein voller Jahresertrag im Wege der
Schätzung zu ermitteln.

(4) Der steuerpflichtige Ertrag ist nach den Bestim¬
mungen zu berechnen, die fiir die Ermittelung der gewerb¬
lichen Einkiinfte für die Reichseinkommen - und Körpcr-
schaftssteuer gelten , jedoch sind die im H 15 Abs. 1 des
Einkommensteuergesetzes bezeichneten Ausgaben uur in¬
soweit abzugsfähig , als sie nach Z 15 Abs. 2 a. a. O . bei
dem Ertrage aus dem Gewerbebetriebe selbst abgesetzt
werden dürfen.

(5) Nicht abzugsfähig sind Zinsen für das Anlage-
und Betriebskapital , dasselbe mag dem Gewerbetreibenden
selbst oder Dritten gehören und fiir Schulden , welche be¬
hufs Anlage oder Erweiterung des Geschäfts, Verstärkung
des Betriebskapitals oder zu sonstigen Verbesserungen
ausgenommen sind.

Artikel 3.

Ter tz 8 Abs. 2 und der Z 9 der Gewerbesteuergesetze
für die Landesteile Oldenburg , Lübeck und Birkeuseld er¬
halten mit Wirkung fiir den aus Art . 2 dieses Gesetzes sich
ergebenden Zeitraum folgende Fassung:

§ 8 Abs. 2.
„Von Betrieben , deren jährlicher Ertrag 1500 R .M.

nicht erreicht, wird die Steuer nicht erhoben.

8 9.
Bei einem Ertrage von ,

1500 R .M . bis ausschl. 2400 R.M . beträgt die Steuer 0,4 V.H,
2400 „ „ 2800 0,5 „
2800 „ „ 3400 „ .. 0.6 „
3400 " „ 4400 „ „ ,, .. 0.7 .,
4400 13500 „ .. 0,8,,

13500 „ „ 18000 „ . „ „ „ 0,9 „ „
18000 „ »» 22000 „ „ .. 1.0» „
22000 „ „ 24000 1.1»
24000 „ ,, 30000 „ ,. 1.2»
30000 und mehr .. „ .. 1.3 .. „

Der der Steuerberechnung zugrunde zu legende Er¬
trag wird ans volle 100 R .M . nach unten abgerundet ."

Artikel 4.
Auf die Steuer für 1925 sind die Vorauszahlungen

anzurechnen , die für den der Veranlagung gemäß Art . 2
dieses Gesetzes zugrunde zu legenden Zeitraum entrichtet
worden sind.

Für die Schlußzahlung der Steuer für 1925 gelten
die Bestimmungen des ß 102 des Einkommensteuergesetzes
entsprechend.

Artikel 5.

Die für einen späteren als den ans vorstehendem
Art . 4 sich ergebenden Zeitraum geleisteten Voraus¬
zahlungen sind aus die Steuer für 1926 anzurechneu.

Die Steuer fiir 1926 ist au den Terminen , die fiir
die Einkommen - und Körperschaftssteuer gelten, zu ent¬
richten.

Artikel 6.
Bis zum Empfange des Veranlagungsbescheides fiir

1926 hat der Steuerschuldner Vorauszahlungen nach den
bisherigen Bestimmungen zu leisten.
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Artikel 7.
Die Steuerpflicht beginnt mit dem Anfänge des aus

die Eröffnung des Betriebes folgenden Kalendermonats
und endet mit dem Ablauf desjenigen Kalendermonats , in
welchem der Betrieb eingestellt wird . Zeitweilige durch die
Natur des Gewerbes bedingte Unterbrechung befreit nicht
Don der Stenerpflicht flir die Zwischenzeit bis zur Wieder¬
aufnahme des Betriebes.

Artikel 8.

Der § 4 der Gewerbestenergesetze für die Landesteile
Oldenburg , Lübeck und Birkenfeld vom 27 . August 1920
wird wie folgt geändert:

Im ersten Absatz der Ziffer 1 sind die Worte „mit
Ausnahme der Kunst - und Handelsgärtnereien " zu
streichen.

In Ziffer 4 sind hinter dein Worte „als Arzt " die
Worte „als staatlich geprüfter Dentist " einzuschieben.

Artikel 9.

Das Staatsministerinm erläßt die erforderlichen
Ausführungsbestimmungen , insbesondere zur Vermeidung
einer Doppelbesteuerung nach den Gesetzen vom 22. Febr.
1898 , betr . Besteuerung des Wandergewerbes.

Artikel 10.

Ubersteigt oder unterschreitet das endgültige Steuer¬
aufkommen für das Rechnungsjahr 1925 auf Grund dieses
Gesetzes den Betrag von 300 000 R .M . nur mehr als
5 v. H., so wird das Staatsministerinm ermächtigt , im
Wege der Verordnung den auf Grund des vorstehenden
Gesetzes für 1926 festgesetzten Steuerbetrag so zu erhöhen
oder zu ermäßigen , daß insgesamt für 1925 und 1926
bas voranschlagsmäßige Steueraufkommen annähernd er¬
reicht wird.

Artikel 11.

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Verkündung in
Kraft.

Begründung.
Bei der letzten Landtagstagung ist dem Landtage

seitens des Ministeriums eine Gesetzesvorlage über die
endgültige Regelung der Gewerbesteuer in Aussicht gestellt
worden . Das Staatsministerinm glaubt aber von einer
endgültigen Regelung der Gewerbesteuer jetzt noch ab-
seheu zu müssen, da die Veranlagungen zur Einkommen¬
steuer für 1925 noch nicht durchgeführt sind und damit
alle Unterlagen fiir die Höhe des Ertrages fehlen . Hinzu -
kommt, daß auch Preußen die für Anfang 1926 in Aus¬
sicht genommene endgültige Regelung der Gewerbesteuer
bis zum 31. März 1927 verschoben hat , und eine An¬
lehnung an Preußen in mancher Beziehung vielleicht
wünschenswert ist.

Aus den angeführten Gründen ist nur ein Gesetz¬
entwurf über die endgültige Regelung der Gewerbesteuer
für die Rechnungsjahre 1925 und 1926 vorgelegt worden.

Da die Gewerbesteuer von den Reichsfinanzbehörden
verwaltet wird , ist, soweit nicht schon früher geschehen,
eine weitgehende Anlehnung an die Bestimmungen der
Reichsstenergesetze im Interesse eines guten Hand -in-
Hand -Arbeitens mit den Finanzämtern vorgenommen
worden.
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Um möglichst bald dem einzelnen Gewerbetreibenden
Klarheit über seine endgültige Steuerverpflichtung auch
für 1926 zu bringen, hat das Staatsministerium trotz ent¬
gegenstehender Bedenken beschlossen, daß derselbe Ertrag,
der der Veranlagung für 1925 zugrnndeznlegen ist, auch
für die Veranlagung der Gewerbesteuer für 1926 maß¬
gebend sein soll. Mit Rücksicht darauf aber, daß auch nur
eine annähernd richtige Schätzung des Steueraufkommens
auf Grund des in Artikel 3 vorgesehenen Tarifs weder
dem Landesfinanzamt noch dem Finanzministerium mög¬
lich war , ist insbesondere zur Verhütung einer über¬
mäßigen Belastung der notleidenden Wirtschaft die Be¬
stimmung des Artikels 10 in das Gesetz ausgenommen,
welche bei einem erheblichen Über- oder Unterschreiten des
voranschlagsmäßigenAufkommens der Steuer nachträglich
einen Allsgleich ermöglicht. Auch Preußen will für 1926
ebenso wie für 1925 die Gewerbesteuer einheitlich nach
dem Auskommen von 1925 veranlagen.

Da i in April d. I . die Finanzämter die
Veranlagung zur Reichseinko m m en - und
K ö r p e r s cha f t s st e u e r auf Grund des im
Kalenderjahre  1925 erzielten Ertrages
vornehmen sollen , ist eine baldige Ver¬
abschiedung des Gesetzes dringend er-
w ü n s cht. Es könnte dann die Veranlagung zur Reichs-
einkommen- bzw. Körperschaftsstener und zur olden-
bnrgischen Gewerbesteller gleichzeitig durch ein und den¬
selben Steuerausschnß erfolgen. Dies würde für die
Reichsfinanzverwaltung eine bedeutende Vereinfachung
des Veranlagungsgefchäftes bedeuten.

Im einzelnen wird zu dem Entwurf folgendes be¬
merkt:

Zu Artikel  1:
Der Artikel regelt nur die weitere Geltung der be¬

stehenden Gesetze für die Rechnungsjahre 1925 und 1926.

Zu Artikel  2:
Der Artikel regelt den Veranlagungszeitranm und

schließt sich hierbei, um eine einheitliche Veranlagung zu
ermöglichen, den reichsrechtlichen Bestimmungen des Ein¬
kommensteuergesetzes an. Die Bestimmung des Absatz3
ist notwendig, da auch für 1926 der Ertrag eines vollen
Jahres ans 1925 zugrnndeznlegenist, während das Reich
die Steuer für 1926 ja mich dem Ertrage von 1926 ver¬
anlagt.

Z n Artikel  3:
Das Staatsministerium rechnet damit, daß mit dem

vorliegenden Tarif die in den Voranschlag eingestellte
Summe an Gewerbestenerauskommenannähernd erreicht
wird. Eine Ertragsberechnnng läßt sich zurzeit nicht auf¬
stellen.

Insbesondere zur Schonung der kleinen Einkommen
hat das Staatsministerium von einem einheitlichen
Steuersatz für alle Stufen Abstand genommen und den
Staffeltarif des alten Gesetzes vom 27. August 1920 im
wesentlichen wieder angenommen. Entsprechend dem Ge¬
setze vom 17. Dezember 1923 und dem ausdrücklichen
Wunsche der Reichsfinanzverwaltnng ist von dem System
der festen Steuersätze, wie sie im Gesetz vom 27. August
1920 enthalten waren, abgegangen und das System der
Prozentsätze gewählt worden. Dies ermöglicht eine ge¬
rechtere Besteuerung insbesondere für die Übergangsstufen.
Zur weiteren Abschwächnng von Härten bei den Uber-
gängen von einer Steuerstnfe zur anderen ist neu die Be¬
stimmung des Z 9 Abs. 2 in das Gesetz ausgenommen,
wonach die Ertrüge auf volle 100 R .M . nach unten ab¬
gerundet werden.
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Zur Schonung der Kleinstbetriebe und zur Ver¬
meidung überflüssiger Veranlaguugsarbeit glaubt das
Ministerium, die kleineu Gewerbebetriebe mit einem Ge¬
werbeertrage von weniger als 1500 R.M. ganz freilassen
zu sollen.

Die früheren höchsten Sätze (t,4—1,6 Al), wie sie in
den Gesetzen vom 27. August 1020 und 17. Dezember
1923 vorgesehen waren, werden bei den jetzigen festen
Währnngsverhältuissen bei voller Ausnutzung der im
Finanzansgleichsgesetz vorgesehenen Gewerbezuschläge für
untragbar gehalten. Auch würden diese Steuersätze neben
den im Finanzallsgleichgesetz vorgesehenen Gemeinde-
znschlägen wahrscheinlich nicht die Genehmigung des
Reichssinanzministers finden. Es darf daraus hin-
gewieseu werden, daß auch bei der Reichseinkommensteuer
die außerordentlich hohen Tarifsätze der Inflationszeit
nach der Währnngsstabilisiernng bedeutend abgeschwächt
sind.

Auch unter Berücksichtigung eines dreifachen Zu¬
schlages der Gemeinden bleiben die oldenbnrgischen
Steuersätze ganz erheblich unter den preußischen. In
Preußen beträgt der Steuersatz auch jetzt noch wie seit
November 1923 für die ersten 2400 R .M . 1 v. H., für
die weiteren 3600 R.M. 1,5 v. H. lind für den gesamten
weitereil Ertrag 2 v. H. des Gewerbeertrages. Eine
Staatssteuer nach diesen Sätzen wird in Preußen aller¬
dings nicht gehoben, sondern es werden hiernach nur die
Steuergrundbeträge ermittelt, die selbst nicht zur Hebung
gelangen, zu denen aber die Gcmeinden nach ß 44 der
preuß. Verordnung vom 23. November 1923 ohne weiteres
Zuschläge bis 200 v. H. fordern können, während weiter¬
gehende Zuschläge der Genehmigung der Aufsichtsbehörde
bedürfen. Tatsächlich ist in vielen Fällen ans Grund ein¬
geholter Genehmigung die Zuschlagsgrenze von 200 v. H.
überschritten worden. Bei der preuß. Regelung ist dabei
weiter zu beachten, daß außer der Gewerbeertragssteuer
noch eine Steuer nach dem Kapitalerträge zur Hebung ge¬
langt, wobei jedoch die einzelnen Gemeinden au Stelle der
Kapitalertragsteuer die sich erheblich schärfer auswirkeude
Lohnsummeusteuerbeschließen können. Der Steuergruud-
betrag bei der Lvhnsummensteuer beträgt 1 v. H.

Zn Artikel  4 und  5:
Diese Artikel regeln die Anrechnungen der bisher ge¬

zahlten Vorauszahlungen und die Fälligkeit der Schluß¬
zahlungen. Dabei ist eine weitgehende Anpassung an die
reichsrechtlichen Bestimmungen erfolgt, um so die
Hebungs- und Abrechnungsarbeit der Reichsfinanz¬
behörden zu erleichtern und zu beschleunigen.

Zu Artikel  6:
Diese Bestimmung ist notwendig, da nicht abzusehen

ist, bis wann die Reichssinauzbehörden das Veraulagungs-
geschäst endgültig erledigt haben werden, der Staat und
die Gemeinden aber auf die lausenden Erträge aus der
Gewerbesteuer nicht verzichten können.

Zn Artikel  7:
Dieser Artikel enthält eine Verbesserung des H 14

des alten Gesetzes vom 27. August 1920, in dem statt der
Vierteljahrsabschnitte Monatsabschnitte für Beginn und
Ende der Steuerpflicht gewählt sind.

Zu Artikel 8:
Das Staatsministerium hat entsprechend der preuß.

Verordnung vom 13. Nov. 1923 die Kunst- und Handels¬
gärtnereien und die staatlich geprüften Dentisten von der



Anlage 36. 6

Gewerbesteuer freigestellt. Von einer erheblichen finan¬
ziellen Bedeutung ist diese Freistellung nicht, jedoch er¬
scheint diese Freistellung im Interesse der Nachbargleichheit
zu entsprechenden preußischen Betrieben wünschenswert.
Bezüglich der Kunst - und Handelsgärtnereien ist hierbei
zu bemerken, daß dieselben ebenso wie andere steuerfreie
Betriebe der Gewerbesteuerpflicht auch in Zukunft insoweit
zu unterliegen haben , als ein gewerbsmäßiger Zukauf
fremder Erzeugnisse des Gartenbaues zum Zwecke des
weiteren Vertriebes in rohem Zustand oder nach einer
Verarbeitung stattsiudet.

Zu Artikel  9:
Dadurch , daß die bisherigen Vorauszahlungen in der

Regel zunächst nur nach dem Umsatz oder nach dem Ver¬
mögen des Gewerbetreibenden festgestellt worden sind, sind
diejenigen Gewerbetreibenden , die gleichzeitig wander¬
gewerbesteuerpflichtig waren , einer gewissen Doppel¬
besteuerung durch die Vorauszahlungen unterworfen ge¬
wesen. Da aber die Reichsfinanzbehörden auch bei der
endgültigen Veranlagung der Einkommensteuer die ge¬
werblichen Einkünfte nur einheitlich feststellen ohne Rück¬
sicht darauf , ob sie aus stehendem Gewerbe , das allein der
oldenbnrgischen Gewerbesteuer unterliegt , oder aus dem
gewerbestenerfreien Wandergewerbe erzielt find, so ergibt
sich die Notwendigkeit , hier besondere Ausführungs-
bestimmnngen zu erlassen.
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ff.

An den Landtag des Freistaats Oldenburg.

Das Staatsministerium beehrt sich, dem Landtage
ailliegend den Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Auf¬
wertung durch die Oldenbnrgische Landesbrandkasfe , nebst
Begründung mit dem Anträge vorznlegen:

Der Landtag wolle dem Gesetzentwurf feine ver¬
fassungsmäßige Zustimmung erteilen.

Oldenburg , den tO. März 1926.

Staatsministerimn.
v. Finckh . vr . Driver.

Entwurf
eines Gesetzes, betreffend die Aufwertung durch die

Oldenbnrgische Landesbrandkasse.

Das Staatsministerium verkündet mit Zustimmung
des Landtags als Gesetz für den Landesteil Oldenburg,
was folgt : .

§ 1-
In denjenigen Brandfällen ans der Zeit vom 1. Juni

1914 bis zum 30. September 1923 , in denen ein Wieder¬
aufbau noch nicht erfolgt und die Entschädigungssumme
noch nicht ausgezahlt ist, kann auf Antrag eine Auf¬
wertung der Entschädigungssumme durch die Landesbrand¬
kasse unter den nachfolgenden Bedingungen erfolgeil.

8 2.
Antragsberechtigt ist der am Schadenstage im Grund¬

buch eingetragene Gebäudeeigentümer oder der durch Erb¬
gang oder durch Erbvertrag ihm nachfolgende Besitzer des
durch Brand vernichteten oder beschädigten Gebäudes.

8 3.
Der Aufwertnngssatz beträgt bei Vollschäden 50 v. H.

der in den Brandkassenregistern für 1914 eingetragenen
Registersumme . Bei später errichteten oder veränderten
Gebäuden gilt die nach H 1 des zweiten Landesbrand¬
kassenteuerungsgesetzes auf das Jahr 1914 errechnete Ver- -
sicherungssumme , oder wenn bei Neuschätzungen die Ver¬
sicherungssumme für das Jahr 1914 besonders ermittelt
ist, diese Summe . Wenn der Schaden kein Vollschaden ist,
ermäßigt sich der Aufwertnngssatz ans die Hälfte des Ver¬
hältnisses der Schadenssumme zur Versicherungssumme.



§ 4 .
Die Auszahlung erfolgt nach den Bedingungen des

Gesetzes über die Landesbrandkasse , wenn das Gebäude für
denselben Zweck, dem es vor dem Brande gedient hat,
wiederhergestellt werden soll. Die Entschädigungssumme
für Wirtschafts - oder Betriebsgebäude kann auch zu neuen
Wohngebäuden oder zur Erweiterung bestehender Wirt¬
schafts- oder Betriebsgebände verwandt werden.

8 5.
Die Allszahlung erfolgt nicht, wenn das Gebäude

nicht spätestens bis zum 31. Dezember 1927 wieder er¬
richtet wird.

8 6.
Ausnahmsweise kann in einzelnen Fällen , wenn ein

Gebäude bereits wiederhergestellt ist, eine Aufwertung der
noch nicht ausgezahlten Entschädigungssumme gemäß tz 3
erfolgen , wenn der Gebäudebesitzer einwandfrei nachweist,
daß er durch die Wiederherstellung des Gebäudes Schulden
gemacht hat , die bei dem Beginn der Rechtswirknng dieses
Gesetzes noch besteheil, und durch die er in eine stark be¬
drückende Last geraten ist. Die Auswertung darf nicht
über den Goldmarkwert der Schulden hinausgehen.

§ 7-
Die Aufwertung kann ausnahmsweise im Falle der

Bedürftigkeit des Antragsberechtigten (§ 2) bis zu 100
v. H. erhöht werden.

§8.
Über den Antrag entscheidet der Vorstand der

Landesbrandkasse . Gegen seine Entscheidung kann inner¬
halb 14 Tagen nach der Zustellung des Bescheides die Ent¬
scheidung des Ministeriums des Innern angerufen
werden . Dieses entscheidet endgültig . Der Rechtsweg vor
deil ordentlichen Gerichten ist ausgeschlossen.

8 9.
Sofern im Wege eines Reichsgesetzes oder gemäß § 59

Abs. 2 des Reichsanfwertungsgesetzes vom 16. Juli 1925
von der Reichsregiernng oder der von ihr bestimmten zu¬
ständigen Stelle Bestimmungen über die Voraussetzungen,
die Art und die Höhe der Auswertung voll Ansprüchen der
Versicherten ans Verträgen über die Gebäudeversicherung
erlassen werden , die sich ans die Versicherungen bei der
Landesbrandkasse beziehen, können die auf Grund dieses
Gesetzes allsgezahlten Aufwertungssummen nicht zurück-
gesordert werden , soweit sie über die Reichsbestiinmnngen
hinausgehen.

Begrtt ndltnli.
I. Allgemeines.

Die Anfwertnngsmaterie ist durch das Gesetz vom
16. Juli 1925 von Reichswegen beordnet . Die Auf¬
wertung von Versicherungsansprüchen ans Lebensver-
sicherungsverträgen , Kranken -, Unfall - und Haftpflicht¬
versicherungsverträgen ist durch die tztz 59—61 des Reichs¬
gesetzes vom 16. Juli 1925 und durch die Artikel 95—116
der Durchführungsverordnung vom 29. November 1925
geregelt. Die Reichsregiernng hat von der ihr durch § 59,
Abs. 2 a . a. O . gegebenen Befugnis , Bestimmungen über
die Voraussetzungen , Art und die Höhe der Aufwertung
voil Ansprüchen der Versicherten aus Versicherungsver¬
trägen anderer Art , also insbesondere auch der Feuerver¬
sicherung, zu erlassen, bisher keinen Gebrauch gemacht.
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Nach den neueren Feststellungen bei den zuständigen
Reichsstellen ist aber auch eine reichsrechtliche Regelung
der Aufwertung in der Sachversicherung jedenfalls zur¬
zeit nicht in Allssicht genommen . Die Schwierigkeit einer
reichsrechtlichen Regelung liegt vornehmlich in der Ver¬
schiedenartigkeit der Verhältnisse bei . den einzelnen Ver¬
sicherungsanstalten sowie in der Eigenart der Schadens-
regelnng . Die Entschädigungen der einzelnen Jahre sollen
in den Beiträgen desselben Jahres ihre Deckung finden.
Diese haben aber dasselbe Schicksal erlitten , wie alles Ver¬
mögen der Inflationszeit . Die Schadensfälle haben ihre
Deckung verloren , soweit sie sich nicht im Rücklagever¬
mögen erhalten hat . Hinzu kommt, daß die Versicherungs¬
verträge in der Regel auch auf der Seite des Versicherers
erfüllt worden sind, und das; es nicht Schuld des Ver¬
sicherers ist, wenn die von ihm geleistete Erfüllung für den
Versicherten vielleicht nicht immer die Auswirkung gehabt
hat , die er nach Vorkriegsnorm zu erwarten hatte . Aus
solchen Gründen haben die privaten Sachversicherungs-
gesellschgften jegliche Auswertung abgelehnt , die sie ver¬
tretende Deutsche Versichernngsvereinignng hat unter
Billigung des Reichsanfsichtsamts für Privatversichernng
diesen Standpunkt bisher vertreten (vgl. Veröffent¬
lichungen des Reichsversichernngsamts für Privatversichc-
rung , 23. Jahrgang Nr . 1, S . 51 ff.). Einen gleichen
Standpunkt nehmen die öffentlich-rechtlichen Wett¬
bewerbanstalten ein. Von den öffentlich-rechtlichen
Zwangs - und Monüpolanstalten lehnen mehrere größere
ebenfalls jede Aufwertung ab. Die grundsätzliche Stellung
dieser Anstalten wird damit begründet , daß sie, wie die
Oldenbnrgische Landesbrandkasse , während der Inflations¬
zeit eine Bannotversicherung eingcführt hatten , mit der
sie der jeweiligen Steigerung der Materialpreise und der
Löhne entsprechend steigende Entschädigungen gewährten
und möglichst rasch allszahlten ; damit war ihre gesetzes-
lind vertragsmäßige Leistung abgegolten . Nur aus Billig-
keitserwägnngen wollen einzelne Anstalten , in der Regel
bei noch ansstehendem Wiederausball , eine beschränkte Auf¬
wertung gewähren.

Eine Übersicht über die Regelung der Aufwertung
bei diesen Anstalten steht für die mündliche Beratung zur
Verfügung.

Die Staatsregiernng glaubt , sich den wiederholten
Anträgen im Landtage (Selbständiger Antrag Lcffers vom
23 . 2. 1924 , Abklatsch S . 138, — Verhändungen der
3. Versammlung des II . Landtags , S . 188 , — ferner per¬
sönliche Anfrage des Abgeordneten Leffers vom 14. 8.1925,
Abklatsch S . 581 . — Verhandlungen der 1. Versammlung
des IV . Landtages , S . 223) sowie den seitens der Ab¬
gebrannten an den Landtag gerichteten Eingaben nicht ver¬
schließen zu können, und hält ' eine Aufwertung der noch
rückstäiidigenBrandentschädigilligssnmmen durch dieOlden-
burgische Landesbrandkasse im Rahmen des Möglichen ans
folgenden Gründen für notwendig lind erwünscht:

1. Die Wiederherstellung der zerstörten Gebäude , so¬
weit sie noch nicht erfolgeil konnte, liegt im allge¬
meinen volkswirtschaftlichen Inter¬
esse  und ist teilweise auch zur Behebung der
Wohnungsnot dringend erwünscht.

2. In zahlreichen Fällen liegt ein wirtschaft¬
licher Notstand  bei den Geschädigten vor , der
befürchten läßt , daß die Betriebe zum Erliegen
kommen.

3. Dieser Notstand ist fast durchweg ein unver¬
schuldeter oder  w e n i g st e ll s ent  -
s chn I d b are  r.

4 . Den Versicherungsnehmern ist, wenn auch kein
rechtlicher, so doch ein moralischer Anspruch ans
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Hilfeleistung durch jahrelange Bei-
t r a g s l e i stn n g zuznerkennen.

5. Das Ansehen der  L a n-d e s b r a n d kciss e
und das Vertrauen auf sie wird durch eine Hilfe¬
leistung innerhalb der Grenzen des Möglichen
wesentlich gefördert werden.

H. Der Kreis der Aufwertungsberechtigten.
1. In Betracht kommen für die Aufwertung in erster

Linie die Fälle, in denen eine Brandentschädignngüber¬
haupt noch nicht gezahlt worden ist, weil die Voraus¬
setzungen des Z 52 des Brandkassengesetzes nicht gegeben
waren, mit anderen Worten ein Wiederaufbau noch
nicht stattgefunden hat.

Dein trägt tz 1 des Entwurfs Rechnung.

2. Weiterhin sind diejenigen zu berücksichtigen, die zwar
wieder anfgebaut haben, die Entschädigungssummen
aber nicht oder nur zu einem Teil erhalten haben.

Eine Aufwertung in solchen Fällen ist im H 6 des
Entwurfs , jedoch unter der Voraussetzung des Nach¬
weises der Aufnahme von Darlehen zum Zwecke des
Wiederaufbaues vorgesehen.

3. Eine Berücksichtigung der bereits abgewickelten Fälle,
d. h. in denen ein Wiederaufbau erfolgt ist, die Ent¬
schädigung aber in entwertetem Gelde ausbezahlt
worden ist, kann nicht in Frage kommen, da das eine
übermäßige und nicht tragbare Belastung bedeuten und
zudem eine ganz ungeheure Verwaltnngsarbeit zur
Folge haben würde. Es ist auch zu berücksichtigen, daß
es hier den Beteiligten wenigstens möglich gewesen ist,
den Ba >l wieder unter Dach und Fach zu bringeil, und
zwar in der Zeit der Inflation vielfach unter für die
Beteiligten wirtschaftlich günstigen Verhältnissen, da in
manchen Fällen Bauschnlden entstanden, die zum Nutzen
der Versicherungsnehmerihrerseits entwerteten, so daß
häufig sehr billig gebaut worden ist.

-l. Endlich brauchen die nicht mehr nachträglich entschädigt
zu werden, die nicht wieder anfgebaut haben, dieses
aber auch nicht mehr beabsichtigen.

Die Auszahlung des Answertungsbetragcs ist daher
im H 4 des Entwurfs an die Wiederanfbanklauseldes
tz 52 des Brandkassengesetzes geknüpft.

III. Der Aufwertungssatz.
Das Maß der Aufwertung hat sich zn richten

u) nach dem Gesamtbeträge der nicht abgehobenen Ent¬
schädigungssummen;

b) nach den zur Verfügung stehendeil Mitteln.
Zu u.)

Die noch rückständigen Versicherungsansprüche gegen
die Landesbrandkasse aus den Kriegsjahren und der Nach¬
kriegszeit beschränken sich auf die Papiermarkversicherungs¬
summen, wie sie zur Zeit des Brandsalles bestanden. Unter
Zugrundelegung der Friedensversichernngssummebeziffert
sich der Gesamtbetrag der nicht abgehobenen Entschädi¬
gungssummen ans rund 380 000 R.M.

Zu d)
Als Allfwertungsstock kommen die in dem jetzigen

Rechnungsjahr einlanfenden,Mittel nicht in Betracht, da
diese den neuen Entschädigungsfällen zn dienen haben.
Für die Deckung der alten Schäden kann allein das ehe¬
malige in Hypotheken angelegte Rücklagevermögen der
Landesbrandkasse herangezogen werden, lind zwar zur Höhe
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des nach dem Reichsaufwertungsgesetz vom 16. Juli 1925
zu erwartenden Aufwertungsbetrages . Der Bestand der
Landesbrandkasse an Hypotheken beträgt in aufgewertetem
Zustande rund 180 000 R .M . Hierbei ist aber zu beachten,
daß es einmal noch völlig ungewiß ist, ob die Schuldner
dieser Hypotheken bereit und vor allem in der Lage sind,
die Forderungen anzuerkennen , und ob nicht die Kasse mit
sehr erheblichen Ausfällen zu rechnen hat . Ferner aber
sind die Beträge frühestens 1932 fällig und heute noch nicht
greifbar . Sollen aber die auszuwertenden Hypotheken fiir
die Jetztzeit nutzbar gemacht werden , so sind sie nach ihrem
Jetztwert in die Berechnung einzustellen . Dieser ist aber
über 150 000 R .M . nicht zu rechnen. Der Anfwertungs-
satz kann daher nicht über 50 v. H. der Friedensversiche¬
rungssumme bemessen werden (8 3 des Entwurfs ).

Der Entwurf bleibt damit innerhalb der Regelungen,
wie sie die Mehrzahl der öffentlichen Versicherungsanstalten
vorgenommen hat , über die nur wenige hinausgehen , und
diese auch nur , weil ihre ans der Vergangenheit geretteten
Mittel ein reicheres Vorgehen gestatten . Doch erscheint es
billig , im Falle der Bedürftigkeit (8 7 des Entwurfs ) eine
volle Aufwertung zu gewähren.

IV . Einzelbemerkungen.
Zutzi.

Es sollen alle noch offenen Fälle ans der Zeit vom
1. Juni 1914 bis einschließlich 30. September 1923 be¬
handelt werden . Damit wird die in 8 57 des Brandkassen¬
gesetzes vorgesehene zehnjährige Frist entsprechend erstreckt.
Vom 1. Oktober 1923 sind alle Entschädigungen voll nach
Goldmark berechnet worden.

Zn tz 2.
Von einer Aufwertung können nicht berührt werden

diejenigen Fälle , in denen ein Wechsel im Eigentum durch
Kauf stattgefunden hat . In solchen Fällen ist nicht zu ent¬
scheiden, ob eine Schädigung des Verkäufers oder des
Käufers eingetreten ist. Der Verkäufer hat gemäß der
Inflationszeit seinen Kaufpreis erhalten und hat ihn
gemäß dieser wieder nutzbar machen können, der Käufer
hat nicht mehr als seinen Jnflationskaufpreis aufgewandt.

Zn tz 3.
Zu vergleichen die Ausführungen unter I.

Z n 8
Jur Hinblick auf die Wohnungsnot wird es not¬

wendig sein, daran sestznhalten , daß die Entschädigungs¬
summen für Wohnhäuser auf jeden Fall auch wieder fiir
Wohnhäuser verwandt werden.

Zn 8 5.
Es erscheint notwendig , den Wiederaufbau zu be¬

fristen.
Zu 8 6.

In einzelnen Fällen wird die Wiederherstellung nur
nach teilweisem Verbrauch des Betriebsvermögens (Ver¬
kauf von Land und Vieh) und durch Aufnahme von Dar¬
lehen möglich gewesen sein. In diesen Fällen soll aus¬
nahmsweise eine Berücksichtigung eintreten . Zu vgl. II , 2.

Zrt 8 D
Zn vgl. III , b am Ende.

Zu 8 8.
Da es sich um Billigkeitserwägungen ans landes¬

gesetzlicher Grundlage handelt , deren Austragung un-
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mittelbar zwischen der Landesbrandkasse und den Ver¬
sicherten zu erfolgen hat, erscheint es richtig, den Rechtsweg
vor den ordentlichen Gerichten auszuschließen. Auch die
übrigen öffentlichen Anstalten kennen einen Rechtsweg
rächt. Die Möglichkeit der Berufung an das Ministerium
des Innern gewährleistet eine unparteiische und gerechte
Nachprüfung des Einzelfalles.

Zu s 9.
Da das überragende Reichsrecht das Landesrecht be¬

seitigt (Artikel 13 der Reichsverfassung), erscheint es zweck¬
mäßig zu bestimmen, daß geschehene Zahlungen nicht
zurückgefordert werden sollen.



Anlage 38.4 . Landtag
des Freistaats Oldenburg.

- 2. Versammlung.
--

Anlage 38.
An den Landtag des Freistaats Oldenburg.

Nach tz 40 des Gesetzes von: 19. Juli 1922 , betreffend
die Neubeordnung der Staatlichen Kreditanstalt , ist dem
Landtag alljährlich über den Vermögensbestand und die
Geschäftsführung der Kreditanstalt ein Bericht vorzulegen.
Das Staatsministerium kommt dieser Bestimmung für
das Jahr 1924 durch Überreichung der Unterlagen nach
und beantragt:

Der Landtag wolle den Geschäftsbericht nach
Kenntnisnahme für erledigt erklären.

Oldenburg , den 11 . März 1926.

Staatsministerium,

v. Finckh . vr . Driver.
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LtaatsbÄnklLiiratoriuiiL
n a o II dom 8 t a n d o VON! I ) 6 z 6 IN7>o r 1 9 24'

kräsident:
Oolioimor OliorroxiorunKsrat 8 a p p o n 7>o o 1c, Ninistorialrat.

NitAiieder:
I . Vom 8andta,M Mwälilt:

1. Xonsiil Wiotinx,  8ra1co,
2. ^ .potliolror 8 öni ^ , 8önin ^ on,
3. Dirolctor 8 arton ^ , Dolmonliorst,
4 . Ilatsliorr 8 n z; , 8iistrinMn.

71. Von der l ândwirtsolialts -, dor 8ando1s - iiinl clor 8and ^ orIc8lcLmin6r in Oldondur ^ scnvio von den
Vortrotorn der Vorsioliorton ini Vorstands dor I âiidssvorsioliornn ^ sanstalt in Oldonlnir ^' lisstiinmt:

1. Kolisimor Olconomiorat 8 o 1 d Ii n s , 2 v̂isoliona1in,
2. Vrolossor 8r . 8nrst1iot7,  Oldonlonr ^ ,
,9. 8ats1iorr 8 o o li , Oldenliur -; ,
4 . I^assonan ^ ostolltor 8 o n n i n , 8vorston.

III.  Vom 8taat8ministorinm ornannt:
1. 8taat8ministor ^V o 7>or , Oldonlnir -; ,
2. Oliorlinr ^ ormoistor 8 o 11 nor , 8iistrinMn,
3. Oomoindovorstvlior 8 nsin ^ , 8insvardon,
4 . 8parlca886ndir6lctor 8 o 7>o 1 m a n n , Lloppon n̂irn -,
5. 8an1cdiro1rtor 8r . I^ ittmann,  Oldonlinr ^ ,
6. Lanlcdirolctor Karl .7 a s p o r s , Oldonlnir «'.

!3taat8da8lLl1ir6lLtio8:
Vorsitzender:

8i nanzrat I )r. jnr. o i d 1 i n i; , Oldsnlnir ^.

Ordentlielie 78t ^1iede>:
dnstizrat 7 ô 1i s o , Oldsnlmr -̂ ,
8taat8lca88ondirolctor 8 o 1 to , Oldonlinr ^,
8par1ca88ondirolctor 8 aotz , OldonlnirK ?.

Vnkerordentlielie Nitglieder:
8taat8lca88ondirelrtor Ivnn 1conro  n 1co n , 01don7>nr§ ,
ZtaatsIianIcoIiorinLpolctor, ôtzt 8taat8lca88endirolctor 7V i I 1 o n 1i>o r , Oldonlnir ^,
8taat87 >anlco7>orin8polctor , .iotzt 8taat8lca88endirolctor 8 oino . Oldonlnir -r.
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ZtsstÜetis K ŝciitsnstsit Olcienbus'g.

lins llerielii 8,>nlii 1924 , clns ersitz ssit Xritz ^ ssncls , ivnlirsncl dessen MN7sr 11 LU6r clsr V̂srt clsr ^ Ilß«

dsntsslisn IVnlirnn ^ ->loislimnlli -r srlinltsn lilisli , lirnelittz nnk rvnlirnn ^ spolitisslrsm Osliist clis 8olinkknnA'
4er iieusn doutsslisn IValirnn -;. cler Xsislismnrlc . Nil clsm ivnelisenden Vertrnnen dos In - nncl Xnslnncls

in dis ntzuo llsislisrvnlirnnKr nncl clsr clnmit 7N sinsm Mrvissen XlisslilnlZ Mlnn ^tsn Ltabilisisrnn^

lconnto nnsli clsn verlies renden IVirlrnn ^sn clsr vornnM ^nnASiien Inklntions ôit sin Inn^sLnrer V̂isclsr-

nnklinu clsr Vollcsivirtsslinkt IrsMnnen. Xnnnolist vsiursnslite clis clnroli clis Ltnliilisitzrnn ^ erkal^ts lvlnr-

stollnn ^ clsr ivirtsslinktlislisn Vsrlinltnisss , clis clis siiiMtrstsns nll ^smsins Vsrnrmnnx; in erssliüttsriidsr

IVsiss ŝi -rio , sin stnrlcss Xnsslnvsllsn clsr Xrsclitlisclürknisss clsr IVirtsslinkt , rvnlirsncl dsmMMnnlisr

dis Xn ^itnlsliildnn ^ nncl clnmit clsr Xnstrom Ire in cler Oelclsr mi clsn deldinstiinteii nnr lnn -rsnni vor

xisli ^in ^.
Xusli im dssslinktslistrioli clsr 8tnntlislisn Xrsclitnnstnlt mnLts sisli clis 86  all ^ smsins Xntivislclnn^

nnsvirlrsn . In iminsr stsi ^ enclom Xmknn ^ s trntsn scnvolil clis 8ts11on cler ökkentlislisn Xnncl rvio nnsli

iink clsrn IInnvsM iilisr Xnnlcsn nncl 8pnrlcn 88 sn clis Vrivntiv ir tssli nkt mit Xrsclitsntrn ^ sn nn clis Xnstnll

lisrnn . IVnlirsncl im dosslinktslrsriolit knr clns .Inlir 1923 noslr clnrnnk liin ^ svcisssn rverclen lconnts . cln!'
clis Xnstnlt nl 8 8nmms1li6olcsn clsr lc>oi clsn üllsnlliolrsn 81s11sn ^nsnmmenklisllendsn Nittel in clsr Xn«s

vnr . nns clis8sn deldsrn nnsli clsr IVirtsolinkt 1cnr 7kristi ^ rvisclsr Iletriolislcreclits 7nr VsrinMn » 7.i>

stsllsn , rvnrsn dis Nittel . «lis im Xsrislits .inlir clsr Xnstnlt nns clsm si ^ snsn Ls ^irlc Tmklosssn, nnr vsi-

linltiiisninlZi >>- ^ srin «'. l )is ilinstnlt rvnr inkolMclssssn immer mslir clnrnnk nii^ sv/ieLsii , sisli nnksrlinlli

cls8 Xroistnnts Oslslc,nsIlsn 7ii sröklnkn , nncl lint 7N slis8sm Xrvsslc LsrnsliuiiASii 7N liskroundotsn Institntsn

in k'röksrsm XmlnnM nnl ^ enommsn . Xssonclsrs rvertvoll rvnr in clistzsm Xnsnmmsnlrnu -rs clis dnrsli di,'

l1snt 8vlrs XnnclsslinnlcenLentrnls in lleilin nncl clis 8pnrlcns 8v in Lrsmsn Mrvnlirts llntorstüt ^nii ^ .

Xrsslicvort rvnrcls clis Rekriscli <>mn^ cls8 nn clis Xnstnlt lisrnn ^ slirnelclen Xrsclitlisclnrknissss claclnrsli . «lnll

clis Nö ^ liolilcsit , nm Inlnnclsmnrlct clnroli Vsrlcnnl von Inlrnl >6rsslinlclvsr8o1irsiI >nnMn lllittsl 7mr Inn ^ -

lrisli ^en l1nrlslin 8̂ svvnlrrnnp / 7n listzslmllen , immsr MrinMr xvnrcls, nncl clnmit 7evsi1s1lo8 nnsli sin

^roüsr I ŝil cler inlolMcls 886N nnl clsm /nvsslcmnlli ^ lsn IVex «: nislrt mslir ?n lislriscliMnclsn Xrscliinnoli-

li 'NM, nnmsnllislr «mvsit sr nn 8 lnnclvvirt8o1in111islisn Krsissn 8lnmmts , nl 8 Irnr ^lristi ^ sr Vor 8olrnlZlisclnrl

nn clis Xn 8lnlt lrernnlrnl . listen 8sliln3 cls8 Lsriolrltz n̂lirsg lcnm clis Xoirvencli ^ lceit lrinrm , Nittel tnr

Xot 8tnncl 8- nncl 8 onclerlcrsclitnlction 6n l>6r6it7N8tslltzu , clis nntsr Lstnrvvortnn ^ clss Vnncltn ^ g sntLpreelieinl

«leni Vor ^ slren nnclsrsr I n̂nclsr li 68 timmtsn llsrn ^ lrreisen 7n 11 is 6en sollten . Xs i8t clsr Xnstnlt im rvsssnt-

Irslitzn mö ^lislr ^ srvsssn , rvsnn nnsli nntsr 8tnrlcsr Xn 8pnnnnn ^ ilrrsr Xrntts , clsn nn 8is lmrnntrstsnclsn

Vn 8prnslisn 7.n ^ snnzrsn , nncl 68  i 8t in clis8sm ^ N8NMMtznlrnn̂ eins xvsitsrs Xnnnlims clsr linnlcmnlli ^sn

6 s 8elrntts 7.n vsrxsislrntzn . Xnelr rvis vor sind clis M 8elrnttliolrsn Ile/ . iolmiiMn clsr Xiislnlt 7 U clsn im

Xnncls tntiMn ölisntlioli -roslrtlislrtzn 8pnrl <n88 tzn t>S8onclsr 8 sn -; , nlisr nnsli nlisr clis nliri -̂sn 6lslslin 8titnto

lconntsn 8tnncli ^ iiiolit nnsrlislilislis XtztrnM clsr IVirtselintt mir Versöhn, !«' -rgstellt rvsrclsn . lins (Ilsii 'lis

."ilt tnr clis mit clsr Ximtnlt nrlisitsnclsn XonimnnnIvsinvnltnnKrsn.
IVnlirsncl clis86 Xntn 'iolclnnr;' nls clnrolinns erlrsnlislr nnmmslisn i8t , i8t nnl clor nnclsrsn 8sits lis-

slnn6i1islisinv6i86 nnsli ein IlnelcLeliln »' 7Ni vsivmislinsn . In Vtzrliinclun-r mit llLZtrsliun ^en, 8isli knr iliis

oiMnsii -iiveelcs nsns (Islclc,nellen 7.n sr8olilis3sn , 8incl dslclnnsleilinnMN nn 7vvei Xnnlrkirmon Mlnti ^t
ivorclsn, clis vsrlimtlirin -rsncl 8sin ivsräsn . Dis dssslinkts vnrclon ^stnti ^t nnk Ornncl von Xmpkeliinii ^sii

nncl Xn8lcnnktsn von 8ts11sn , clis nl8 sr8tlcln88i^ nn2N8slisn rvnrsn, nntsr Ilsrsinnnlimo von 8iolisrliöitsn,

in sr8tsr Innig von Xnelcvsr8io1itzrnn^6n, äis nnsli XnM clsr vinM als clnrslinn8 nn8roislisncl nn^s8olieii
ivnrclsn.

Xis in XrnM Icommsnclsn ds8olinkts 8incl in cltzr Olksntliolilcsit l>srsit8 so nusknlirlisli lislinnclslt

^vorclsn. clnll es sisli srnliriKt . nn clisssr 8tolls nosliinnls nnk clis XinLsllisitsn sinLn^slien . Xsr clsr Xnstnlt
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drodende Verlust lädt sied deute noed niedt endgültig übersedeu , da du8 ^.bwiodlungsvorladren , ins¬
besondere die ^.useinandersetirung mit den Küedversioderern noed in vollem Hange ist . Os lädt sied )sdoed
die Kollnuug ausspreedsn , daü die Anstalt in dm Oage sein wird , die entstellenden Verluste im Oaule
der Oeit ans eigenen Nittsln 2U deeden.

Iin langlristigen Oarlednsgesedält nadm die Ausgabe von Oarleden aul der drundlage der
Ooggenanwsisungen Aunäedst noeli etwas 2U, ging später aller wieder /.urüed nnd erreiolits in, Knd-
orgsbnis einen gerillteren desamtstand . Oie Küedllüsse rüdrten iin wessntlieirsn ans der Kbdeedung der
iin .lad re 1923 ûnr l̂ weed der vorübergsdenden 8edallung wertbeständiger Oadlungsmittel gewädrtsn
dillv.lristigsn Koggendarlsden der. Oie Ausgabe von Oarl elien auf drundlage der 5 ^ Koggenseduldver-
sedrsibungsn nadm etwas r,u. 8ie ist inLwiseden last völlig eingestellt worden nnd dnrell Kusgabe von
Oarleden uni drundlage der neu gesedallenen 8T doldmardseliuldversedreillungen ersetzt worden.

Oesondere Osdeutung lür den desedältsbetrieb der Anstalt erlangte ferner das selion wälirend der
letzten 2sit der Inflation von den deriebten angesollnittene Kulwertungsproblem . Die in der III . 8teuer-
notverordnnng ûnäedst getroffene Kegelung dätte dis Anstalt vor eine last unlösbare Aufgabe gestellt,
da idr im Kabinen der dort vorgesedenen Nöglieddsiten ausreiedende Nittel 2ur Ouredlüdrung einer ge-
reedten idulwertung niedt riur Vertilgung gestanden dätten . In ŵiseden dat die neue gesetNiede Hegelung
aued liier Nöglieddeiten gegeben , in angemessenem Ilmlange an dis Hulwertung der Vsrplliedtungen
aus den lrüdsr in llmlaul gesetzten Nardseduldversedreibungen deranriugeden . Kine endgültige Oedannt-
maedung der kür die Kulwsrtung in Oetraedt dämmenden 2adlsn lädt sied bei der su leistenden unge-
deuer grollen tsedniseden Arbeit und den viellaed ungedlärtsn Kinrielvordältnisssn deute nood niedt
geben.

Ober das finanzielle Ergebnis ist weiter unten besonders beliebtst.
Oie allgemeinen ^.ussivdten lür das laulends desedälts .iadr dönnen als niedt ungünstig angesoden

werden , wenn aued damit riu rsednen ist , dal ! dis einem gemeinnützigen Odaradter der Anstalt ent-
spreedsnden Orträgnisse von den srwädntsn Verlustgesedälten beeinträedtigt werden.

Wegen der Oin êldelten des Keednungsabsedlusses darl aul die dewinn - und Verlustrsednung und
alll die OilanL verwiesen werden , die naed dem 8edema der Keiedsband aulgestellt worden ist.

Den Salden der vorliegenden Keiedsmard -Lilan ? sind die Radien der doldmard -Kröllnungsbilann
vom 1. danuar 1924 , die niedt besonders vsröllsntliedt ist , rmm Verglsied in einer Vellenspall,o beigslügt.

Ossonders ist «u bemerden:

Knr 1. danuar 1924 waren ausgegeben.
Im Lerivdts .iadr sind ausgegeben.
^urüedgellossen sind bis 31 . Dezember 1924 . . . .
so dalZ am 8edlus86 des dadrss im Verdedr waren
Ovi Abfassung dieses löeriedts belinden sied im Verdedr rund

Den ausgegebenen Koggenpapieren steden in beiden Oällen Koggendarleden in glsieder Ilöde
gegenüber . Vnleiden und Oarledsn sind üiunl ungslädrsn Kurse vom 31 . Dezember 1924 eingesetzt.

Koggenanweisungen
und denteilseliel ne

über dg
. 41 589 281,5
. 20 419 202
. 25 820 542
. 36 187 941,5

27 300 000

5 A igs Koggenseduld-
vorsodreibungen

über dg
1 517 250

10 850 650
1 604 700

10 763 200
15 900 000

Oie eigenen , sämtlied börsengängigen Wertpapiere sind vorsiodtig bewertet.

Den täglivd lälligen Kreditoren von K°Ä 3 076 818,70 standen an liquiden Nittein (Kasse , 8ortsn,
Keiedsband , Kostsvdeoddonto , Wselisel , Kandgutdaben und eigenen Wertpapieren ) Kdll 1 872 045,37 gegen¬
über , sie waren damit s.u reiedlied 60 lT gedsedt.

Inne Kbsedreibung aul die eingangs genannten gelädrdetsn Oorderungen ist niedt vorgenommen.
da die Hbwiedlungen in vollem (lange sind und sied sur 2eit niedt überseden lallt , ob und mit weledem
Kuslall ru reednen ist . LilanLmäkig sind die Forderungen aul drund der gegebenen Unterlagen als
gedeedt an ûseden . Ooed ist vor d̂ukmaedung der Oilan ? aus Zinsen - und Krovisionsübersedüssen eine
Küodstellung von Kdl 240 000, — erkolgt , dis einem Konto „Oeldrederelonds " glltgssedrieben wurden,
das unter Miller 3 der sonstigen Kreditoren mit ausgewiesen ist.
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Der knokmäkigs Oewinn keträgt naok Vornakme der erwäkntsn internen Bnokstellnng Rsinx
Ro/i! 12 671,91 , der wie folgt verwandt ist:

1. 2nr Bildnng einer Barleknsrnoklags Inr den Bandsstsil Oldenknrg von R °E 5 901,28
2. 2nr 8tärknng der iZiokernngsmasss nrn . B °̂ 6 770,63.

4Vegen der Oeringfngigksit der in Betraekt kommenden Beträge ist von der Tknsammlnng ke-
sondersr Barlsknsrnoklagen für die Bandssteile Bükeok nnd Birkenfeld akgeseken worden , ans dein
gleioken Orunds ist anok die rVlifükrung eines Beils des Reingewinns an die Lasse des Freistaats Ol¬
denknrg nntsrklieken.

Für die Büro - nnd Lassengssvkäfte der Lrsditanstalt waren vorlianden arn 31 . BsMinksr 1924 Ver>vu
14 Beamte , 33 Angestellte nnd 9 Beinlinge . Lavkdem in 2wisoken der Oesokäftsnmfang stark gswaelisen
ist nnd dis iknfwertnngsarkeiten eingesetzt kaksn , liestslit êtst das Personal ans 14 Beamten , 56 An¬
gestellten nnd 4 Bslirlingeu.

Oldenlinrg,  den 15. Be 2smkor 1925.

ZtaatsdaLLälrelrtioii.
Br. IVeidliiig. Bolise. Bolte. Bast/ . Lünkenrenke».

Der vorliegende Oesokäftsksriokt sowie der Bsoknnngsaksoklnk für den 31 . Bo 2omker 1924 sind
vom 8taatskankknratorinm in seiner 8it ?.nng vom 21 . Bexeinksr 1925 genelrmigt worden.

Bas 8taatskankknratorinm liestslit 2nr 2sit in der mit dem 15. ^ .ngust 1925 erfolgten Besetzung
ans folgenden Bsrsonsn:

Biäsident:
8taatsminist6r 2. B . 8 t e i n.

Mitglieder:
I . Vom Bandtags gewälilt:

1. Lonsnl V7 isting , Brake,
2. Br . 8elints,  Bindern,
3. Direktor kl a r t 0 n g , Belmenliorst,
4. Batslierr kl n g , Büstringen.

II . Von der Bandwirtsokafts -, der Handels - nnd der Handwerkskammer in Oldenlinrg sowie von den
Vertretern der Versiolisrten im Vorstande der Bandesversiekernngsanstalt in Oldenlinrg liestimmt:

1. Oekeimer Okonomierat Beldkns,  2wisokenakn,
2. Brofessor Br . B n r s t k o 11 , Oldenlinrg,
3. Batslierr Look,  Oldenlinrg,
4. Lassenangestellter Henning,  klverstsn.

III . Vom ^ aatsministsrinm ernannt:
1. 8parkassendirktor Bok 0 1 mann , Oloppenknig,
2. 8parkassendirektor B o k d e , Büstringen,
3. Lanlmann ikngnst lk a n s i n g , Lordenkam,
4. Lankdirektor tom Bis 0 k , Oldenknrg,
5. Bankdirektor B r o p p i n g , Oldenknrg,
6. Vintskanptmann kla 6 kamg , Veokts.

Oldenknrg,  den 22 . BeLemker 1925.

8tvin,
8taatsministsr 2. B .,

Bräsident des 8taatskankknratorinms.
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2u v̂6Q<1unA 2ur Lioliöi'liöilsiQLsss . R--̂ 6 770,63

12 671,91

>

172 758,61

dkprült unä rioliti ^ Izklniiäsii.

0 I 3 on 0 ur ^ , äsii 23. 1925.

6 . Lv8v1ivu,

^ .nstLllsrsvisor.
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gnstail Olclenbung.

por 31. DtzLtzmdtzi' 1924.

ÄN86v - 1) l ) 6I8o1lU88

?rovi8ioii6ii -^ 1z6r8(:1ni88 88 960 .10
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8t33llieli6 Kk'scjil-

L113 . L2 P6r

31. Dor-Izr. 1924 6cäämlli4(dc1llll7.
IlcäcliZNilliäc llill 1. ällllr . 1924

Xasso llllä Ironiäo Osläsoi -tsn. 48 900,51 13 537,70
(xll11llc6oll1>6i äor UsiolislzLiilr llllä olll kosisolisolrlroiitc) . 18 779,95 2 901.08
IVöolisol llllä urlvsr ^inslivliö 8o6llt2g.llcvsi8llll̂ en:
ll) ^ soliskl (mit ^ .ll88o1l1ll88 voll 1>, 6 llllä ä) llllä llllV6r2ill8lioIl6

8 o1illt 2llll v̂ei 8llllMll äo8 Roioli8 llllä clor Llllläo88tllll1oll
254 127,82

1>) oiMiio ^ .lrrissito . ..' —
o) oi^eiio Î ioliull^oll . ., —
ä) 8o1ll>v6vIi86l äsr Ivlllläon an äio Oräor äor Llllllc ,, — 254 127,82 149 046,92
Xo8lroAutIill1itzll doi Lllllkoll llllä Lalllrlirilloll. 1 003 812,20 203 370,71
Ropoi't8 lliiä I ôill1)lli'ä8 ^s^oll 1>ör86llMll^iM l^ ortpapioro . — —

Vor8oIill886 lllll "V̂ llroll llllä 1̂ llr6llV6r8o1ii11llllMll. ! — —

DiMllo IVoi'tflll^ioro:
ll) ^ nloilitzii llllä vor2ill8lio1i6 8o1ikl.42llll̂ 6i8llll̂ sll

äö8 Roioli8 llllä äor Llllläo88tllg.tsll . . . 546 402,58
6) 80ll8liM 6si äor Rcäcäĉ aiäc llllä Llläoroll

^elltrlllllotoll ^ lllllcell 6o1oi1i6si6 ^Voripapiors 22.31
o) 80ll8tî o 4»ör86llMllMK6 IV̂orlMpioro . . .. —
ä) 8c>ll8ti^6 ^ orl/pllpioro . ,, — 546 424,89 267 479,71
Holl8c>r1ill11>otoi1iAllllMll. _
Ollllorlläo Ilotoili ^llllMll 6oi alläsroll Lolllcsll llllä Llllllrlirllroll . 6 991,75 —

Horlolill8lorä8i lliiMll:
lllllMvortoto Hypotliolcollällrlslioll . . . . . 1 247 378,37 1 000 000,—

läo^ sllällrlolcsll:
c>) 1rlli-̂ i-i8tiM (36 187 941,5 Irx .̂sr 1. 4. 1927) 5 066 311,81
6) lllll^kiä8tiM (10 763 200 Iĉ ) . . . . „ 1 076 320,— 6 142 631,81 5 974 224,41
Doläioroll in Illlliälläoi' Usodllllll^
cc) Mäoolcto . 9 740 096,44
l »̂) llllMäoolcto . , 1 312 609,65 11 052 706,09 448 014,67
Llllllĉ odälläo. 100 000,— 100 000,—
8oll8liM Illiillo6i1ioll. — —
8oll8liM ^ .Ictivll. 96,30 --

20 421 849,69 8 158 575,20

^ .llüsräolli:
.̂ .vsä- llllä Lür ^8o1ikl.1t8ä66itor6ll. 3 000,— 7 325 —

llsprült llllä rioliti § dollllläoll.

Oläondllr ^ , äoll 23. Noi 1925.

lx . Ii 08 eIl 0 II,

^.nstg.ltZrevisoi '.
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snstall Olcisnbupg.

31. v626Md6'r 1924. xassiva.
31 . DsLkr. 1924 doIdinui -IrdilauL

Hsio1i8murlr uiu 1. duur . 1924

lisLsrvsu:
'

Lur8au8Klsio1iuu ^8lliU88s.

I)ur1sIiu8rüsk1g,A6u:

6 403,26 6 403,26

Î auds8lsi1 01deu1>ui »- . 5 901,28 —

ZioliLi'IieiisinasFS. 112 584,21 105 813,58

^.ulsilieu-
^.ul6i1rsu-^ .u1u-sr1uu§/8iuu886 .
Hop-Muuui .vsi8uii aen und Ho^ 6uuu1sd8s1isiu6

1 249 840,62 1 000 000,—

(36 187 941,5 PSI- 1. 4. 1927 ) . . . 5 066 311,81
11oAMii8oIiii1äv6i-8o1ii-6i1>ilNMii (10 763 200 Ir2') ,, 1 076 320,— 6 142 631,81 5 974 224,41

Xrsdilorsu:
u) Ho8lrovsrp11ioIituu ^su (IsriuiuAsIdsr)
1>) 8sitsii8 dsr Iruudsoluili 1>si Vriltsu Osiiul l̂s

5 508 666,65

Hi -sdits. —

o) (4u11ig.1>6u dsutsolisi - l âuirsu und Lau ^liiiusu

d) Diulu ^su uul prov ^ iouslrslsr UsoliuuuK:

- 1 816 562,51

1. ûusrliull , 7 T'u^su 18111̂ . . . . 12 919,67
2. durüd>si- 1iiuau8 1>i8 Lu 3 Nouutsu lülliz; ,, 304 937,18
3. uaoli 3 Nouulsu lülli ^ . —

s) 80N8li <̂s Xrsdiiorsu:
1. 1uusi-1iu11> 7 ^ LA-su lalliK . . . 1 247 336,52
2. darüOsi- InnüUK di8 Lu 3 Uonutsu lüllip- 273 456,13
3. uuoli 3 Nouuisu . . . . 2 240 000,— 11 403 878,66 1 067 633,95

^ .IrLSpts und 8olise1v8:
a) ^ .IcLspts. 1 486 000,—

1>) uosli uiolit siu ^s1ö8ts 8s1iss1r8 . . . . — 1 486 000,— —-

8ou8tiM ? L88ivg,:
^uiüo ^MLalilts uulM ^ orttzts H^poHisIrsudsrlsliku 13 492,— —

2urüoIrMrss1iuetsi - V̂so1i86ldi8lrou1 1 117,85 —

Dui-olluulsuds ? o8lsu. — 4 500 .—

20 421 849,69 8 158 575,20

^.uLsi -dsiu:
^.val - und I1üi'̂ 8sIu>1t8V6i-ji11iod1uuMu 3 000,— 7 325, - -
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Uvinv8.

uv
rlvUou.

I>sncj688p3r '!<3886 2 U Olclsnbuk 'g.

Di8 Dandssssparhasss trat , nachdem ihre ehemals so anselliiliehen 8parhaj )italien dnreli de » 2n-
sammenhruch clor V ä̂lrrnng last liedentnngslos geworden waren , mit dem älzerans lzeschsidensn Be¬
stände von

4 902 Oolclmarh 8j >arsinlagsn nnd
19 076 Doldmarh Knndsngnthahsn im 8chsclc - nnd Kontohorrentverlcehr,

also mit einoin gesamten Kinlagenhapital von 26 978 Doldmarh , in das Berichtsjahr ein.
In den or3ton Vonaten des Berichtsjahres war clie 8partätiglceit noch änderst gering , da gerade

dis Boston 8parer dnreli clio Bntwsrtnng ihrer Binlagsn ein schwersten hetrollen worden waren nnd
da/n in weiten Kreisen der Bsvöllrernng ein ViOtranen gegen die dVälirnng Bestand . Brst nach nnd
nach gelang es , wieder 8parsr in grödsrsr Kn/ali ! / >> gewinnen , nnd Haid hatten anclr dis anl eins Be-
lehung des 8chsch - nnd Kontolcorrentverlrshrs gerichteten Bsstrehnngen Brlolg . ^Vie die Bareinlagen
sowie die Kundengnthahen im 8checlc - nnd Xontohorrentvsrhehr von Vierteljahr / n Vierteljahr angs-
wachsen sind , ergehen die naehlolgendsn 2ahlsn . Dahei sind nnr die Brgehnisse der Zentrale nnd der
Zweigstelle Delinenhorst , die sehen / n Beginn des Berichtsjahres hestancl , hsrnelcsiohtigt.

Bs hetrngen in (loldmarlr
am dis Bareinlagen die 8chsclr - nnd

Xontohorrentgnthahsn
1. Kjiril 1924 224 902 99 238
1. dnli 1924 839 595 119 155
l . Oktohsr 1924 593 L47 191 130
1. dannar 1925 1 060 918 283 271

Dis iin Dante des dalirss hin/ugelrommenen 10 Zweigstellen hatten ain 61 . Ds/emher 1924 einen
Ossamthsstand von 670 281 8parsinlagsn nnd 587 979 IDE Xnndsngnthahen iin 8chsclc - nnd Konto-
horrsntverlcehr ; das gesamte Dinlagsnlcajntal der Dandsssjmrhasse war somit am -lahresschlnsss ant
2 802 449 llo/t angewaehsen.

Die soshen erwähnten , im dalrre 1924 eingsriehtoten zehn Zweigstellen der Danclessparhasss sind
tolgende:

1. Llsxer 8parhasss in Binswarden . . . .
2. IVestsrsteder Kparlcasse in V^esterstede
8. Bntjaclinger 8j>arhasse Kordsnham in Kordenham
4 . IVildeshanser 8parhasse in Wdeshansen .
5. Bodenlrirchensr BparDasse in Bodenhirehen
6. Bralcer 8parhasse in Bralce . ? .
7. Dlsklether 8parhasse in Dlstleth . . . .
8. Danmrsr 8parhas8s in Damme . . . .
9. Vishelcer 8parhasss in Vishelc . . . .

10. IVardenhurgsr 8parl <as8e in 1»Vardsnhnrg .

eingerichtet am 1. Vär/,
eingeriohtst am 10. Var/ .,
eingerichtet am 15. Vär/,
eingerichtet am 1. Vai.
eingerichtet am 16. Vai,
eingerichtet am 1. ,Inli,
eingerichtet am 1. 8sjit6mhsr,
eingerichtet am 1. Olrtoher,
eingerichtet am 1. Kovemhsr,
eingerichtet am 15. Kovsmhsr.

Davon sind dis nnter Kr . 2, 8, 4, 6 nnd 9 genannten Zweigstellen von der Dandsssparlcasse nhernommsns
krnhsre lcommnnale 8parhassen , die ührigen Ksngründnngsn . Lei sämtlichen nenen Zweigstellen mit
Knsnahme der llodsnhirchsnsr 8parhasse sind dis Demeindsn / n vier Bnnttsln am Dswinn nnd Vsrlnst
hetsiligt.
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Vn 8parkonten wurden am 31 . Desember 1924 gelnlnt:
bei der Zentrale 2417 mit einem desamtbestande von . 975 184 14--̂
bei «ton Zweigstellen 1137 mit einem desamtbestande von . 456 015 14-^
Iin ganzen 3554 mit einem desamtbestande von . 1 431 199 kk-̂

Davon ent sattenDavon sntsallen

! Vmimbl , desamtbetrag
a) naob Bernssarten der 8 parer ans !

1. Arbeiter . ! 328 55 719
2. Beamte , Angestellte . ^ 886 263 923
3. Landwirte . ^ 886 331 611
4 . Handwerker . ! 395 108 214
5. selbständige Xant 'lento. 271 81 608
6. sreio Bernte (L.r ?te , Beobtsanwälte , Xnnstlsr nsw .) ! 258 135 370
7. 8parer obne Lernt . . 170 35 697
8. Vereine , 8tittnngen nsw. 360 419 057

Zusammen 3554 1 431 199

Vmxabl desamtbetrag
b) naob d r ö 6 e n k 1 a s s e n ans dntbaben

1. bis 10, lL « . 675 3 187
2. von 11 ,. 100 .. . 973 45 157
3. ,. 101 .. 500 . . 1323 287 918
4. „ 501 .,1 000 . 348 227 687
5. ., 1001 „ 5 000 . 204 345 878
6. ,. 5 001 .,10 000 . 18 116 690
7. über 10 000 „ . 13 404 682

Zusammen 3554 1 431 199

Inr cten 8obeok - nnd Xontokorrentverkebr Ovaren am 8ebln8se des Beriobtsisbres an Xonten vor-
banden ' " '>"*

ve
bei der Zentrale . 1 374
bei den Zweigstellen . 2 254

Im ganzen 3 628

Von diesen Honten soblossen 1923 mit einem dntbaben  des Inbabsrs ab ; der dssamtbotrag
der dntbaben beliet siotr

bei der Zentrale ans . . . 225 910 l4<̂
bei den Zweigstellen ans . 645 340 Bott

Im ganzen 871 250 l4°̂

Der /Vbsoblnü der übrigen 1 705 Honten ergab einen 8obnldsaldo  der Inbabsr , die sieb ans 60
Arbeitern , 454 Beamten nnd Angestellten , 438 Landwirten , 295 Handwerkern , 384 selbständigen Xans-
tenten , 35 ^ ngebörigen sreier Bsrnse nnd 39 Vereinen , 8tistnngen nsw . rmsammensetiüten . Im ganzen
betragen die 8obntdsald6n rnnd 2 900 000 B -̂ , die Binselbsträge blieben /m mebr als nenn 2ebnteln
unter 5 000 14--̂ , wäbrend 109 Beträge riwisobsn 5 000 nnd 20 000 B -E nnd nnr 18 über 20 000 B -̂ tagen.

Die Ausgabe von B v̂potbskendarlebsn konnte , von einigen kleinen Beträgen abgeseben , mit
Bnoksiobt ans die Liquidität erst im neneu dssobästs .Mbr in besobränktem Bmsange -wieder ansgenommen ^
werden . Die Dandessparkasss wird sieb sslbstverständliob , -wenn die 8pareinlagen weiter /.nnebinen , dem
langsristigen Xreditgesobäst vdeder mebr /nuvenden.
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Kkrung ^Vik sokon im letzten 6esokäitskoriokt ango ^ sken ist , kskält clis Dandsssparkasso dio koi ikc
kiiiterlösten , von dor Doldont v̂ortnn ^ kotroiionon iostvorrinslivkon ^ nloikon kis v̂oitor nntor Vorsiokt
ani i'odo Ver ^ ntnn ^ in Vorwakrnn ^ . Doknkron xvordon nnr inr die kintsrlo ^ ton Aktion , 6ennksokoino

rl mH und viortkoständiMN ^ .nloikon ksrsoknst . knr don Xrwork solokor Xapioro ^oi^ to siok irn Xoriokts .i'akro
»piei-e». koi clor 8parkas86nknndsokait v/oni ^ Intorosso.

lim- I )io sokon im dakro 1908 koi dor Dandossparkasso oinMinkrton Xoimsparknokson , von clonon siok
liedse». 2Nl2oit etwa 8 000 8tüvk iin Vorkokr koiindon , sincl iin 8oriokts .ia.kro socvokl von äor Xontralo , v̂io von

^ «Ion XvcoiAstollon wiodor ans ^o^okon worden nnd kakon Viosontliok 2nr Xoloknn ^ «los Xloinsparvosons
« koiMtra ^en.

Sl-Icen. ^ .knliokon / cvoolcon clionon «lio in « Folninor 1924 oinZoinkrton 8parmarkon nncl -Karton , «lio okon-
' ialls violon V.nk1anA ^ sinndon kakon nncl kosonclors anok Zooi^ not sind , okno cvssontlioko Ilmständo nncl

Xoston 8okn1sparkas8on oinsnriokton . kür non ^ ekorono Xindor vcerdon ani ^cntra » «lor Xltorn 6osokonk-
! sparkarton ansMMkon.

ti^e .̂ Iin ükriMn cvircl ani clon naokloiLondon Xooknnn ^ saksokluk inr don 31 . Do^omkor 1924 vsr-
>l v̂ioson . Iliosor l^ksokluö nintakt dio Xooknnn ^ sor ^ oknisso dor 2ontralo nnd sämtliokor ^ cvoixsstollon.
! dio am 31 . Doriomkor dos Xoriokts .iakros kostandon , init ^ .nsnakms dor orst ain 15. Xovomkor 1924 oin-

Aorioktoton ^Varclenknr ^ or 8parkasso.

Von dorn dnrok don Xooknnn ^ saksoklnk naok ^ ovciosonon 6ovdnn iin XotraM von 62 042,66 X^
onttallon

1. ani dio Xontralo nnd dio ^ vvoî stsllon Dolmonkorst nncl Xodonkirokon . . 9 573,52 X °E
2. ani dio ^ cvoî stollon Xloxon , Xrako , Dammo , Xlsilotk , Xordonkam , Viskok,

IVostorstodo nnd ^Vildoskanson , an donon , vio koroits kornorkt ist , dio 6c ;-
inoindon ^ loioken Xainons vortra ^ smäKi ^ ?;n vior Xnnitoln kotoili ^ t sind . . 52 469,14 X -di

Xnsammon 62 042,66 X -4^
Davon stokon dor Dandossparkasso anöor doin vollon Xotra ^ o 2N 1 — . 9 573,52 X --̂
dio nkriAon 52 469,14 X °̂ 2n oinom knnitsl init . . . 10 493,83 X -̂

also in « MN 26N . 20 067,35 X -4^
2n. Von cloin ^osaniton 6 owinn sind iin Xoriokts.iakro 7 873,87 X-K an dio kotoili^ton 6 oinoindon ans-
Msaklt nnd clor Xost ist dor XnoklaM ^n^ oinkrt ivordon , dio damit ani 73 355,75 X -̂ — 3,23 ^ dos
Msamton XinlaMnkapitals an ^ ovcaokson ist.

Dio Xooknnn ^ sor ^ oknisso dnrion als durokans rrnirioclonstollond korioioknot cvordon , da scnvakl dio
^ontralo , n«io die Xv̂ oi^ stollon — dioso kis ani 2-cvoi orst in den loteten Nonaton dos Xooknnn ^ s.iakrss
oin ^ orioktoto —- mit oinom 6 ovcinn ak ^ osoklosson kakon.

Xaok Kvklnk dos Lorioktsiakros Kat siok dor Msamto Oosokäitsvorkokr v/oitsr ^nnsti ^ ontcviokolt.
inskosondoro kakon dio Xinla ^ on im roinon 8parvorkokr sovcio dio Xnndonppitkakon im 80K00K- nnd
Xontokorrontvorkokr -«vosontliok rin^ onommon . Xono Xcvoî stollon sind oinMrioktot worden

am 9. NärL 1925 in 8ok v̂oi,
am 12. Nai 1925 in Xndo,
am 1. ^ .n ^ nst 1925 in Xastodo,
am 1. Oktokor 1925 in OvolMnno
nnd am 1. DoLomkor 1925 in Xrioso ^ tko nnd in Xarkol.

I^n don Xxvoî stollon in 8 okv «oi nnd Xastodo sind dio 6 omoindsn oloiokon Xamons nncl an don ^ cvoik-
stollon in Xrioso ^ tko nnd Xarkol ist dor IXmtsvorkand krioso ^ tko mit kotoili ^ t . Nit clon sooks Xon-
^ründnn ^ on ist die Dosamtsakl dor Xv ôi^ stollon ani 17 Mstio ^ on.

Dnrok das ^cniv ôrtnnASMsot ? vom 16. dnli 1925 Kat n . a . dio viel orörtorto kraM dor ^ nicvortnnc;
von 8 parkntkakon koi öiiontliokon 8parkasson oino nono Msotrilioko Drnnclla ^ o orkalton . In 8 55 ^ .ks . 2
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«liesss deset ^es v/ird vorgeselirieben , dnü der ^ .utv/ertungssntL mindestens 12  V2 vom Hundert des dold-
mnrlclietrngss der 8 flnrgutlml >en erreielien soll . Dber die Durelitülirung der ^ .utvmrtung sind nneli § 58
des dvsetv .es nooli Destimmungen der obersten Dnndesbelrörde rm erwarten.

Oldenburg, den 15. Dezember 1925.

LtaLtsdaulLäLrslLtion.
vr . » eidling . Ilolise. liolte . knetr . I . V.: Heine.

Der vorliegende desvliüttsberiolit sovsüe der Ueolinungsnliseliluss tür den 31 . Dezember 1921 sind
vom 8tnntsbnnlrlrurntorium in seiner 8itzung vom 21 . De 7.einiger 1925 genelimigt worden.

Oldenburg, den 22. Dezember 1925.

8tein,
8tng.tsminister 2. D.,

Drüsident des 8tnntsl )anlrlrurg,torium 8.

/
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I-SN̂SSSPgs'kZSZS

^ussabs.
Î sotinungssbsetiluk füi'

Otẑinü- unä

1. Zinsen kür Spareinlagen.
2. Zinsen kür Ontkmüen in iankender Xec4>nnng
3. Ansen kür ^ nleiüen.
4. Oolralte. Xnlregeüalte nsrv.
5. 8onstige Osselräktsirosten.
6. ^ bseiireiüungen.
7. Oervinn.

R °4k

66 872,15
36 777,64
79 886,42
95 941,42
38 174,83

5 662,98
62 042,66

385 358,10

Aktiva.

1. Xg.880 .

2. ^ .nssielrellcle Xapitalien:
g.) X ^potkielcen.
t>) Onkünüen üei Lparknssen nncl Landen
o) Inlia ^erpapiere .
cl) Vorsoüüsse in lankencler llooünnng
s ) l ^ eelrsel.

3. Verseliieclenes .
4. Inventar .
5. Ornnclstüolc.
6 . Verlnstvortrag (neue Zweigstellen)

Li-

111 264,86

3 677,04
159 536,52

1 842,35
2 899 370,97

39 140,73
8 542,76
9 609,40

3 988,38

3 236 973,01

*) VerZI . dis ^ uskUkrungen im üerielit , unter „Lonstige »" , V̂bs. N
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?u Olcisnbui ' g.

cisn 31. Os^smdsi ' 1924 .̂
V6r1U8t - L66llüUÜA.

1. Zinsen Inr Dnrlolion.
2. Zinsen iür Vorsoiinsse in Innlonäsr lioolinunn'
3. Xnr8 ^owinno.
4. ^Veoliskläislroiil nnä Provision . . . .
5. Vsi' V̂Lltun̂ sIcostenIröiträM nsvv.
6. Niolo . . .

Dinnalinis

ir^
9 448,71

265 642,24
1 095,74

49 324,43
51 782,52
8 064,46

385 358,10

73 355,751. linolrlnM.
2. Lps-reiniaMn.
3. OntiiLizon in Innlonclor RsolinnnA .
4. (vntlinlien von Lpnrlcasson nnä ?>LnI<en
5. Vor8oiiioäons8.
6. ^nrnolrM ^nIilts nnl ^k̂ vsrtoto I ôräorun ^en

Loprüli nnä rioiiti ^ 1)6lunäen.

0 1clon  6 ni ^ , äsn 15. Ooxsin^or 1925.

H1 e Ii v l,
Ninister .-Iiookn .-Direktoi '.
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Öffentliche l. ebensvei 'Liohek'ungsenstalt Olclenbuk'g.

Nit V̂iederhshr der Iss teil V ä̂hrung hegann in der Devölheruug auch das Vertrauen /.ur Dshsns-
versicherung xurüchxuhehren. Dis aut gemeinnütziger Drundlags arheitende Anstalt mit ihren günstigen
DeitragssätLSN fand Dslsgenhsit r.u reger Dstätigung . 2war mußte sie als neue Hinrichtung den Rontaht
mit der Devöllrerung Zunächst neu Herstellen, wogegen anders Vsrsicherungs -IInternehmungen alte De-
/nehungen wieder autr.unehmen in der Dage waren. V̂enn dis Anstalt trotzdem einen guten hrtolg
Huchen Hann, so dür/te damit 2um ^.usdruch getrommen ssin , daß sis als nsns Hinrichtung in der
heimischen Levölherung Vnhlang gefunden hat . Deantragt wurden im verflossenen DescIiättsMln- im
Dehensgeschätt Versicherungen in Höhe von 3 223 805,— ; im ersten DalhMhr 1925 hat sich dsr
Vntragsriugang aut rnnd 5,2 Nillionen hlarlr erhöht.

Dsi Deurtsilung dissss Deschättssrgehnisses muss man in Betracht Ziehen, daß nnr dsr Dreistaar
Oldsnhurg mit ssinsr verhältnismässig hleinen Dinwohnsr âhl das Dsschättsgshiet der Anstalt darstellt.

Dis Anstalt ist Nitglied des Verhandes öffentlicher Dehensversicherungsanstalten in Dsntsolrland,
dem die vorhandenen 16 öffentlich -rechtlichen Dehensversicherungsanstalten angehören. Die verhundenen
Vnstaltsn gewähren sieh gegenseitig Rüch- und Nitversieherung , sodass der Risihenausglsich sieh üher
gaim Dentsehland erstrsoht. Das Oeschätt der öffentlichen Dehensversicherungen hatte im verflossenen
Desehättsprlir einen haum Mahnten Vutschwung 2U vsrLsiehnen. Der VntragsLugang hellst sieh aut rnnd
317 Millionen Narh Versicherungssumme , der sieh im ersten DalhMhr 1925 aut rnnd 521 Millionen Narh
erhöht hat.

Ds lconnte im Dante des Desoliätts .iahrss eine Ilerahsetv.ung der Leiträge vorMnommen werden. Dem
gsmeinnütmgsn Dharalrter der Anstalt entsprechend .wurden dis ermäßigten Deitragssät ê anoh den vor¬
her Versicherten einMränmt.

Im vertlossenen DescliättsMhr wurde dsr ^.hschluss der Dehensversielierung hei dsr Anstalt tast aus¬
schliesslich aut der Doldmarhgrundlage vorMnommen. Im lautenden Dssehättsiahr honnte dagegen ein
starlrer Umschlag 2u Dunsten der Reichsmarh-Dehensversicherung tsstMstellt werden, die den ^ hseliluss
aut der Doldmarlc-Drundlage in den Hintergrund gedrängt hat.

Die Anstalt giht tür hescliränhte Versicherungssummen die Nöglichheit des Dehensversicherungsah-
schlusses ohne ärztliche Untersuchung . Viel Interesse hat die Anstalt dieser Versicherungsart indessen
nie entgegengehraeht , sodaß dsr Versicherungsahschluss hauptsächlich mit ärztlicher Untersuchung ver¬
sieh geht.

In der Dshsnsversiclisrung schlickt, das Descliätts .ialir unter Lerüchsichtigung dsr geschättsplan-
mäßigen Reserven und Rrämienühsrträge mit einem Dhersehuß von 30 830,63 ah, dsr dsr Ilhsrschuß-
rüchlage entlieht.

Die am 1. När? 1924 autgenommene Haftpflichtversicherung Hann shsntalls aut sine gute Dnt-
wichlung Lurüchhlichen. Von grollen Lehadentällen hlish die Anstalt verschont, ohglsich auch solche
den Ltatus der Anstalt intolge entsprechender Rüchdeclrung innsrhalh des Verhandes nicht hätten he-
einträchtigen hönnen. Die Dattpflichtversicherung ergiht einen Ilhersclruss von 4.699.95, dsr dem
Reservefonds tür dis Ilattptlichtvsrsichsrung angeführt wurde.

Die Deschattsergehnisse im neuen Dsschätts .ialrr schreiten günstig tort . ^m 1. 4anuar 1925 wurde
als weiterer Deselrättssweig die Unfallversicherung tür eigens Rechnung autgenommen. Derner steht
die Anstalt in r̂rheitsgemsinschatt mit dsr „Xentropa", 2entraleuropäische Versicherungshanh fhhtisn-
gessllsehatt in Berlin , wodurch dis Vermittlung der Transportversicherung einschließlich ihutolrasho
tür Rechnung der ,,2entropa" ermöglicht ist.
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dis /Vnslall isi naoä siusm irniväioli vom danälaM anMnommsnsn dssoi ? mil sinsm 81amm1rai )i1al
von 1 OOO 000 doio1i8maiär an8 ^ 68la11s1 v̂ordem nasääsm äa8 Irüäsin 8lamm1rapita1 inlol ^ s äsr Inllalion
8sins Iloäouionb voriorsn iialto . I )ss nsno 8iammirapita1 ivirä im OossiiäUsa ^ soliin .?8 liii - äan -laäi ' 1925
in di -8vlioinnn6 ' Irstsn.

Hio dndviciclun <; äsr ^ .N8lai1 masälo äis Vsiäs ^ nn ^ äsr 6s8oiiäli8ränms von äsi 8laat1io1i .on Hrsäil-
an8la11 in äaa dol >änäs äsi ' danäs88parira88o si'loräsiäioli , vninn äis ^ nslall am 15. Nai 1925 nliorsioäolto.

0 1 äsndni ^ , äsn 15. Olrtodsr i 925.

LtaatsdaiilLllLrelLtioii.

I)t . IVsiälintz . 1s»1>8o. Loltv . daotr . I . V . . IVIIIsn^orA.

der vorlio ^snäs Osscäiältsäsi 'icäil so v̂is äsr IisvännnA8a1i8vii1uü Inr äsn 31 . dcrem ^sr 1924 sinä
vom 81aat8l >anlcicnratorinm in 8sinsr 8it 2nn^ vom 21. ds/nmäsr 1925 Mnolimi ^t v'oräon.

Oläsnl ^nr ^ , äsn 22 . ds ŝmltsr 1925.
8tsi »,

81aatsmini8tsr 2. d .,
dräsiäsnl äs 8 81aat8l »anlrirnra1orinm8.

Vswsgung cjss V6N8ieli6k'ung8b68t3ncj68 im 6d8t6n 668ekäit8j3ki'.

Xapi1a1vsi8io1isrnu ^6n anl äsn doäs8la1I Xapilal-
V srmolisrnnMN

in8M8am18e11>5l a1>̂ S8oäl0886NS
V sr8ioirsrnn ^ sn

In dnsIräsolrnnA
A'sn . Vsr8isimrnnMN

^imalil 8nmms T̂ imalä 8nmms ^n/aäl 8nmmo

d8 Iralsn in Xrali . 335 2 507 588 2618 909 647 2953 3 417 235

davon MNAsn aä änroä:
doä. 12 2 548 12 2 548

^ .läanl.
Rüsirlanl. 141 7 323 141 7 323

Vsrlall. 5 5 000 76 6 059 81 11059

Hsäniräion. — 7 226 17 232 ^— 24 458

Vl >srtra ^ nn ^ . . . .

ds8amtsr . . .

— 11 735 — 11 735

5 12 226 229 44 897 234 57 123

ds8tanä am dnäs äs8
ä ain -68. 330 2 495 362 2389 864 750 2719 3 360 112
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Öissnllietis !_6bsn8V6k'8ieIi6r'ung83N8l3lt Olclenburg.

^soknungssbsoliluss küi' cisn 31. Os ŝmbsn 1924.
uuä V6r1u8t-L66dauuK kür äll8 6r8l6 0tz86Üükl8MÜr.

Linualiinvii. 11. ^ U88Lben.

I . Ikeitrüge kür Xaxitalversielieruiig
au ! den 'kodesküll:

s ) selbst sbgoseblossens
t>) in Nüelcdeolcung üdsr-

nommsvs.

109 930,43

35 125,29 145 055,72

I . Vergütung kür in Itüelcdeelcuug
übernommene Versiekerungen:
s ) Urgsnsnug des vselcullgs-

Ica.xi1s .Is .
b) singstretsns Versieberungs-

2 874,34

II . Kspitslertrüge:
Zinsen . 384,60

islls.
1. geleistet 2 485,—
2. nurüelcgsstellt 32,— 2 517,—

III . Vergütung der Rüokversiekerer:
s ) Urgsnsung lies veokungs-

3 539,86
66 692,87

e) vorzeitig sutgslöste Ver-
sieberungsn . . . .

d) sonstige Leistungen
152,34

25 533,94 31 077,62
Kapitals .

k>) sonskiZe I L̂>j8kUQA6I1 70 232,73 II . Rüebversivderungsbeiti üge kür

IV . sonstige Liunslunen . . . 1 497,63
Ksxitslversieberungen auk den
IbdesksII. 84 794,64

III . 8teuern und Verrvsltuogslrosten:
Vervvaltnngslcostsn:
s ) ^ .bsobluügsbübren
b) sonstige Vorvaltungsbosten

33 629,32
15 509,55 49 138,87/

IV . ^ bsekreibungen. 649,50

/
V . veebungskspltal und Leitrags-

üdertrng am 8eblng des 6e-
seküktsjnbres kür Kaxital-
versieberungen auk dev Vodeskall 13 491,—/ VI . 8»listige RUeb lagen . . . . 6 931,41/

VII . sonstige Ausgaben . . . . 257,11

Linüsbmsn 217 170,68 Ausgaben 18« 340,05

6 . ^ bseliliik.
Wllllllbmen.
^usgsbeu.

217 170,68
186 340,05

Ildsrsebuö der üinnsbmen 30 830,63

v . VvrivondunK äv8 Vboi-
8vI >U88v8.

dis Lieberbeits - und IlbsrsobuO-
rüvblags. 30 830,63
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Öiienlliclis l-ebensversiekierungs -^nstslt Olcienburg.

ŝ sLlinungssbsekIuss iüi' clsn 31. Os^smbsl ' 1924.
uvä V6i'1u8t-^66lmuüK kür ä38 tzr8ttz 0e86dükt8MÜr.

RF

L . Lillll » km « n. L . ^ U88Ll )0N. !
>

I . SeitrsZs:

a.) kür selbst ^bgesoblosssne Vsr-
siobsrunAen. 29 707,47

I . AndlunASll kür VersiebernllAskrills
im desoküktsjsbr:

o.) srlsülZt. 1 012,95

b) kür in HüeLasebnnA über- b) seb ^ ebenll. 155,— 1 167,95

nommens Versiobsrun ^sn 49 147,82 78 858,29

II . LsxilsIerträZs:
Zinsen. 300,—

II . Vergütung kür in HüsbüesIcunA
übernommene Versieberungen:

o) elngstrstens VersioberunAS-
külls:

III . VerAülunA cler küelrversiekeier
kür:

1. Asrsblt.

2. Lnrüelr ^ sstsIIt

2 832,11

13 338,84

s.) einAstretsns VersiobsrnuZs-
külls. 970,85

12 701,76

b) sonstige vertraAsmüLI ^ s
UsistunAsn. 22 053,77 38 224,72

b) sonstige vertrogsmökl ^ s
Heistnn ^ sn. 13 672,61

III . Rüekver8i6kerunA8bejtrLß6 28 226,16// IV . 8teuern unü Vemvnltunxsbosten:
Verwültun ^ sbosten:

/ n.) ^ .bsebluÜAsbübren . . . . 4 215,54

/ b) sonstiZs Verwo -ItonAskostsn. 7 427,91 11 643,46

/

V . krümienüdertrüxe . . . 8 865,67

Mnnobmsn 92 827,9« ^usAnben 88 127,95

0 . Hisvkluk.

^USSLddQ
92 827,90
88 127,95

VüsrseüuL üer ^ innskmieQ 4 699,95

D . UtsvMunA ltv .8 Vdvr-
8vlm88v8.

4en Lsssrvskoiläs kür als 8a .kt-
pkliebtversIoberunA . . . . 4 699,95
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Ölieniüeke I- ebsnsversielierungs - HnstsIt Olcjenburg.

^scknungsabsetiluss süp clsn 31 . lDkLSmbsi ' 1924.

Lilavö für ÜM 86Ü1U88 Ü68 6r8l6ü 6686Üüif8MÜr68.

He« He« He«

1̂ . Aktiva. li . Rossini.

I. >Vertpax!ere. 16 447,04 I. a) veebungskapital un«I Leitrags- i
übertrag kür Kapital versiebe-

II. Outbaben bei Lanbbäusern unü rungen auk Sen loOeskaii 13 491,—
ökkentiieben Kassen . . . 27 025,64 b) Neitragsübertrugkür Hakt-

III. Oestunüete Neiträge . . . . 32 888,71
pkiiebtversiekerung 8 868,67 22 336,67

II. küeblage kür sebrvebenüe Ver- !
IV. NüvbstäiKlige Linsen . . 384,60 siokerungskäiie. l 185,—

V. Inventar . 1,— III. Outbaben anüerer Versieberungs-
unternebinungen. 9 403,61

VI. Sonstige Aktiva 283,43
IV. Sonstige Passiva unci irrvar:

/ a) ^uk̂vertiingsstoob
b) Rneblage kür Inventar-

931,41

/ lürnsusrung. 8 000.—

/ c) Vorausgerablte? räniien
cl) eVbLukübrenäe Versivberuugs-

80,—

/ ^ Steuer . 220,53/ e) Koeb ru rablencls Vertreter-/ gsbübren . 2 352,62/ I) Sonstige Passiva 1000,- 9 55.4,86/ V. Obersebuü:/ a) bebensvsrsieberung . 30 830,63
/ b) Kaktpkliobtvsrsioberung. 4 699,98 35 530,58

77V«0,42 77 000,42

>

Oa6 äns 111 äio RÜNN2 eiliKostoilto Dsvirun ^siraiiitnl nnoli äon Vorsolirittmi äos OosoiiöttsplLims
inzroolinöt ist , rvirct iiiormit liostöti ^t.

Ilr . Novvr,
0 Im smn11i6mntilvSr äes Voriinnclos ötlsntliolmr
leoliensvorsiolioiiiii ^sonstnltsn in Oontsoiilnmi.

Der vorsteiisiiäo ReoIiiiiin ^snIisoliliilZ stimmt mit äon Rnä âiilsii in äon Liiolisrn iiliorsin.

von 8oAAOIN,
Revisor.
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^s'IZutsi'ungen l-sbsnsvsi 'sieiisk'ung.

Xur (isuiiin - uitti Vsrlu8trsvliuun8.

It . 4u8Aadsn:

8tsr6slü11s v̂nrsn iin o^ ^ slnutensn LsriolrtsMlir niolrt su vsri ŝiolinen.

III . vis sonstigen Vervvultun ^ slcosten sst ^sn sied uüo lol ^ t xusnininsin
1. u) dslrültsr der Innsnksninten . 5 868,32

I)) dsliältsr und Usisslrostsn der 4 .u3snIi6Lintsn . „ 4 590,95

2. vsisslrostsn . „ 818,40

3. ^ .Il ^ srnsins vürolrostsn:

u) Niste , vsini ^ un ^ , vsvunc ; , vslsuslitun «; usv . Rc7t! 124,89

1)) vüro - und Xusssnlrsdürlnisss . . 249,51 >, 374,40

4. 4IlA6insins vruslrlrostsn , Inssruts usxv. ,, 603,32

5. vorto . . . 446,29

6. ^ .ri t̂lronorurs . ,, 2 587,75

7. vro ^sölrostsn . . 11,37

8. Ilnlcostsn luei Xn -pituldsls ^ unMn . , „ — ,—

9. 8onstiM ^ .usMOsn . . „ 208,75

15 509,55

Xur liilnnr.

4 . 4Ictivu:

I . Dis ^Vsrtpupisrs Osstslrsn aus Ko ^ snErtpupisrsn dsr 8tnut1iolrsn Xrsditnnstnlt Oldsndur ^ und
sind rvis lol ^ t Izŝ srtst:

vis vo ^ ^ snun v̂sisunMN üdsr ,ss 3 2sntnsr init durslrsolurittlisk »E 9,20 und dis 5 Aip 'sn
vo ^ Mnssliuldvsrsolirsi ^ unMn pro 2sntnsr init 3,34.

III . dsstundste vsitrüM sind dis LsitrüM oder Lsitruzrstsils , dis iin sdpsluutsnsn .Inlir külli ^ , über
inIolM dsr vsrsindurtsn linld - odsr visrtslMlrrliolion Isil/ .ulrlun ^ sn odsr der den Vsrsisksrtsn 1>s-
din ^ un ^ sMinüss ^ustslisndsn AnIdunAsIrist nrn 31 . Vs 26 in6sr 1924 noslr nis6t t-s^slrlt rvsrsn.
vsr vsitrn ^ srüolrstund u n̂r uin 8o1i1uss dss Lsrislrts .jnlirss nur ^ srin -?.

II ' I . vis liisr Mnunntsn -F 1 000, — sind nuolitrü ^ lioli lür 1924 als Niste usv . vsrsindnrt und insvvisvlisn
^srnlilt.



Anlage 39.4. Landtag
des Frcistmils Oldenburg.

2. Versammlung.
-- LSS6 . -

Anlage 39.
An den Landtag des Freistaats Oldenburg.

Das Staatsministerium beehrt sich, dem Landtag an¬
liegend den Entwurf eines Flurbereinigungsgesetzes für
den Landesteil Birkenseld nebst Begründung mit dem An¬
träge vorzulegen:

Der Landtag wolle dem Gesetzentwurf feine ver¬
fassungsmäßige Zustimmung erteilen.

Der vorgelegte Gesetzentwurf hat der vom Landes-
ansschnß in Birkenfeld gewählten landwirtschaftlichen Kom¬
mission zur Begutachtung Vorgelegen. Die Kommission hat
dem Gesetzentwurf einstimmig zugeftimmt . Die Stellung¬
nahme des Landesansschufses steht noch aus . Die Regierung
Birkenfeld wird mit möglichster Beschleunigung eine Be¬
schlußfassung des Landesausschusses herbeiführen . Die
Stellungnahme des Landesansschufses wird dem Landtag
noch mitgeteilt werden.

Oldenburg , den 13. März 1926.

Staatsministerium.
v. Finckh . vr . Driver.

Entwurf
eines Flurbereinignngsgesetzes für den Landesteil

Birkenfeld.

I. Abschnitt.
Allgemeine Bestimmungen.

8 1-
(1) Flurbereinigungen im Sinne dieses Gesetzes sind

Unternehmungen , die eine bessere landwirtschaftliche Be¬
nutzung von Grund und Boden durch Zusammenlegung
von Grundstücken (Grundstückszusammenlegung ) oder durch
Regelung von Feldwegen bezwecken(Feldwegregelung ).

(2) Die Grundstückszusammenlegung umfaßt auch die
Regelung der Wege, Vorfluter und der sonstigen gemein¬
schaftlichen Anlagen (§ 11).

(3) Die Feldwegregelung umfaßt auch die Regelung
der Vorfluter und die durch die Feldwegregelung bedingte
Änderung und Umlegung von Grundstücken.

(4) Die Feldwegregelung kann auch mit einer teil¬
weisen Zusammenlegung anderer Grundstücke verbunden
werden.

1
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8 2-
(1) Die Flurbereinigung soll entweder ganze Ge-

meindebänne oder örtlich oder wirtschaftlich zusammen¬
hängende Teile eines Gemeindebannes umfassen . Die Ein¬
beziehung von Grundstücken eines benachbarten Gemeinde¬
bannes ist statthast , wenn und soweit sie zur zweckmäßigen
Ausführung des Unternehmens notwendig erscheint.

In eine Flurbereinigung können auch Teile von Par¬
zellen einbezogen werden.

8 3.
Eine Flurbereinigung kann gegen den Widerspruch

beteiligter Grundeigentümer dnrchgesührt werden,
t . wenn die Beteiligten , welche dem Unternehmen zu¬

stimmen oder nach 40 und 41 als zustimmend
erachtet werden , mehr als die Hälfte der Be-
reinignngsfläche zu Eigentum haben,

2. wenn der Zweck der Flurbereinigung nach den ört¬
lichen wirtschaftlichen oder technischen Verhältnissen
nur durch die Ausdehnung ans die Grundstücke
der Widersprechenden erreicht werden kann.

8 ck.
(1) Beteiligte eines Flurbereinignngsnnternehmens

sind die Eigentümer der in das Unternehmen einbezogenen
Grundstücke und Anlagen.

(2) Bei herrenlosen Grundstücken gilt der Staat als
beteiligt.

8 5.
(1) Steht das Eigentum an einen: Grundstücke meh¬

reren Personen nach Bruchteilen zu, so haben sie einen
gemeinsamen Vertreter zu bestellen. Dabei entscheidet die
Mehrheit der Bruchteile , welche ein oder mehrere Mit¬
eigentümer auf sich vereinigen ; bei Gleichheit entscheidetdas Lös.

(2) Ein gemeinsamer Vertreter ist auch zu bestellen,
wenn ein Grundstück im Miteigentum zur gesamten Hand
steht, soweit das Gesamthandsverhältnis nicht im ehelichen
Güterrechte begründet ist.

(3) Wird innerhalb einer bestimmten Frist ein Ver¬
treter nicht bestellt, so wird er von dem für den Belegen-
heitsort des Grundstücks zuständigen Bürgermeister er¬
nannt.

8 6.
(1) Besteht über das Eigentum eines Grundstücks ein

Rechtsstreit , und können sich die Parteien über die Be¬
teiligung nicht einigen , so gilt bis zur rechtskräftigen Ent¬
scheidung der Besitzer als beteiligt . Ist auch der Besitz
strittig , so ist für die Dauer des Rechtsstreites von Amts
wegen durch den zuständigen Bürgermeister (§ 5 letzter Ab¬
satz) ein Vertreter zu bestimmen.

(2) Sind die Grenzen mehrerer Grundstücke streitig,
so gelten für die Beteiligung die allgemeinen Vorschriften
(tz 4). Die streitigen Flächen werden für die im Verfahren
notwendigen Berechnungen und fiir die Kostenaufbringung
gleichmäßig zwischen den Beteiligten geteilt . Die Forderung
eines Rückersatzes von Kosten nach beendigtem Rechtsstreit
wird ,dadurch nicht berührt.

8 7-
(1) Die Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches,

nach denen eine Erklärung zu ihrer Wirksamkeit der Zu¬
stimmung anderer Personen bedarf , kommen im Vollzüge
dieses Gesetzes nicht zur Anwendung . ß 2113 BGB . findet
bei Flurbereinigungen auf Verfügungen der Vorerben
keine Anwendung.
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(2) Steht ein beteiligter Grundeigentümer unter elter¬
licher Gewalt oder Vormundschaft , ist eine vorläufige Vor¬
mundschaft oder Pflegschaft errichtet oder ein Nachlaß¬
pfleger bestellt, fo bedarf der gesetzliche Pfleger , Vertreter
oder Nachlahpsleger fiir die auf Grund dieses Gesetzes ab¬
zugebenden Erklärungen keiner Genehmigung des Vor-
mnndschafts - oder Nachlaßgerichtes , des Gegenvormundes,
Beistandes oder Familienrates.

(3) Der gesetzliche Vertreter einer Körperschaft,
Stiftung oder Anstalt des öffentlichen Rechtes oder einer
unter der Verwaltung einer öffentlichen Behörde stehenden
Stiftung bedarf keiner Genehmigung der Aufsichtsbehörde.

(4) Fiir die Aufhebung und Veränderung von öffent¬
lichen Wegen und öffentlichen Wasserzügen ist die Zu¬
stimmung der Regierung erforderlich . Für die Aufhebung
lind Veränderung von Gemeindefeldwegen ist die Zu¬
stimmung nicht erforderlich.

K 8.
(1) Sollen die nachstehend bezeichneten Grundstücke,

Gewässer und Anlagen durch andere ersetzt (verlegt) oder
iil ihrem Bestände dermaßen verändert werden , daß ihr
wirtschaftlicher Zweck erheblich beeinträchtigt wird , fo ist
hierzu die besondere Zustimmung der Eigentümer , in den
Fällen der Zff . 16 und 17 auch die der berechtigten öffent¬
lichen Körperschaften erforderlich . Dies gilt für:

1. Gebäude , welche zu dauernden Privaten oder öffent¬
lichen Zwecken errichtet sind und die zu ihnen ge¬
hörigen Hofräume und Hallsgärten,

2. Fischteiche und Fischznchtanstalten,
3. Gewässer , die gewerblichen oder industriellen An¬

lagen dienen oder die für einen vorhandenen Be¬
trieb besonders wichtig sind, ferner Gewässer, an
deren Allsban für Zwecke der Wasserkrastnutzung
ein erhebliches öffentliches Interesse besteht,

4. Grundstücke mit Sol - oder sonstigen Mineral¬
quellen , soweit sie für deren wirtschaftliche Aus¬
nutzung notwendig sind,

5. allsbailwürdige Stein - und Schieferbrüche, Mergel -,
Kies -, Lehm- und Sandgruben , soweit sie im Zeit¬
punkt ihrer Beiziehnng mindestens ein Jahr im
Betrieb oder Benutzung stehen,

6. Grundstücke, die der Gewinnung von Fossilien , den
Tageanlagen des Bergbaues oder anderen gewerb¬
lichen oder industriellen Zwecken dienen,

7. Beerdigungsstätten und Denkmäler ,-
8. Grundstücke, soweit sich in ihnen ausbauwürdige

Gips -, Ton - und Düngekalklager befinden,
9 . Baugelände , welches zur Bebauung erschlossen ist,

oder in unmittelbarer Nähe der Ortslage,
10. Grundstücke, die nach ihrer Hauptbestimmung den:

Gartenball und der Obstballmzllcbt dienen,
11. Park - und größere Korbweidenanlagen,
12 . Waldungen , die forstmäßig bewirtschaftet werden,

ferner sonstige Waldungen , wenn ihr Verlust für
den Wirtscbaftsbetrieb des Eigentümers von be¬
sonderem Nachteil ist,

13. Grundstücke, welche an Wohn - oder Wirtschafts¬
gebäude eines Grundeigentümers angrenzen und
im engeil wirtschaftlichen Zusammenhang mit
diesen stehen,

14. Straßen und kunstmäßig ansgebaute Wege,
15. Brücken und öffentliche Anlagen von größerem

Umfang oder erheblicher Bedeutung.
(2) Für die Beurteilung der Benutzungsart der in

Abs. 1 bezeichneten Grundstücke, Gewässer und Anlagen ist
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der Zeitpunkt ihrer Einbeziehung (HK 41 u . 47) zum Flur¬
bereinigungsunternehmen maßgebend.

(3) In den Fällen des Abs. 1 Zff . 9— 15 ist die be¬
sondere Zustimmung nicht erforderlich , wenn Teile von
Grundstücken oder Anlagen zum Zwecke der Regelung von
Feldwegen oder Wasserzügen benötigt werden oder, wenn
solche in unwirtschaftlicher Weise in die Bereinigungsfläche
hineinragen.

(4) Die besondere Zustimmung nach Abs. 1 gilt als er¬
teilt , sobald der Beteiligte gegen den Nenvcrteilungsplan
lH 46) keine Einwendung erhoben hat.

(5) Zur Abgabe einer Erklärung nach Abs. 1 kann der
Genossenschaftsvorstand den Beteiligten eine Frist unter
dem Rechtsnachteile stellen, daß nach ihrem fruchtlosen Ab¬
laufe. die besondere Zustimmung angenommen wird.

(6) Bei Streitigkeiten , ob die besondere Zustimmung
erforderlich oder als erteilt anznsehen ist, entscheidet das
Flurbereinignngsamt.

8 9.
(1) Kann eine Flurbereinigung ohne Verlegung oder

Veränderung von Grundstücken oder Anlagen nach § 8
nicht zweckentsprechendausgeführt werden und ist die hier¬
für notwendige besondere Zustimmung nicht erteilt , so kann
auf Antrag des Genossenscbastsvorstandes die erforderliche
Fläche auf dem Wege der Enteignung erworben oder aus¬
nahmsweise mit einer Dienstbarkeit beschwert werden . Der
Antrag auf Enteignung bedarf der Zustimmung des Flur¬
bereinigungsamtes . Entschädignngsverpflichtet ist das Flur¬
bereinigungsunternehmen . Das Verfahren richtet sich nach
den für die Enteignung maßgebenden gesetzlichen Vor¬
schriften. Die Belastung mit einer Dienstbarkeit kann nicht
abgelehnt werden , wenn das Grundstück für seinen Zweck
noch benutzbar ist.

(I ) In den Fällen , in denen die Enteignung zulässig
ist, muß auf Anordnung des Flußbereinigungsamtes jeder
Besitzer auf seinem Grund und Boden alle Handlungen
gegen Entschädigung vornehmen lassen, die zur Vorbereitung
des Unternehmens erforderlich sind. Die Entschädigung
wird , wenn eine gütliche Vereinigung nicht zustande kommt,
durch das Flurbereinigungsamt unter Ausschluß des
Rechtweges festgestellt.

8 10.
(1) Für die in eine Flurbereinigung einbezogenen

Grundstücke und Anlagen (Einlagegrnndstücke ) hat der
Eigentümer vorbehältlich der Bestimmungen in HZ 12 und
13 vollen Ersatz zu erhalten ; die Grundlagen hierfür sind
durch die Ermittlung der Grundstückswerte zu schaffen.

(2) Der Ersatz ist, soweit tunlich , in Grund und
Boden gleicher Kultnrart anzuweisen . Hierbei sind die be¬
triebswirtschaftlichen Verhältnisse aller Beteiligten gegen¬
einander abzuwägen.

(3) Würden die Ersatzzuweisungen eine wesentliche
Änderung des bisherigen Wirtschastsbetriebes zur Folge
haben , so sind sie nur mit Zustimmung des beteiligten
Eigentümers zulässig.

(4) Der Ersatz, welchen ein Grundeigentümer in Grund
und Boden erhält (Ersatzgrnndstück), tritt , soweit das Gesetz
nichts anderes bestimmt , in rechtlicher Beziehung an die
Stelle des Einlagegrundstückes.

(5) Geldentschädigungen sind nur insoweit statthaft,
als die Ausgleichung nicht in Grund und Boden allein oder
in Verbindung mit besonderen zugewiesenen Vorteilen er¬
folgen kann.

(6) Sind die Ersatzzuweisungen eines Beteiligten
größer , als er solche nach Abs. 1 beanspruchen kann , so
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müssen die Mehrznteilungen in Geld entschädigt werden.
Z 34 Abs. 6 findet entsprechende Anwendung.

(7) Vorübergehende Mehr - oder Minderwerte der Ein¬
lage- und Ersatzgrundstücke sind auszugleichen , sofern nicht
ans den Ausgleich verzichtet wird ; der Ausgleich kann in
Geld oder in einer anderen vom Genossenschaftsvorstand
bestimmten Weise erfolgen.

8 11.
(1) Jedes bei der Flurbereinigung beteiligte Grund¬

stück soll die erforderlichen Wege und Viehtriebe erhalten.
Die notwendigen Wasserläufe und Vorfluter sind zu be¬
schaffen.

(2) Weitere zur gemeinschaftlichen Benutzung dienende
Anlagen , wie Anlegung und Verbreiterung von Ver¬
bindungswegen , Brücken, Ent - und Bewässerungseinrich¬
tungen , Lehm-, Sand -, Kies -, Kalk- und Mergelgruben,
Weideil , Viehtummelplätze und Dreschplätze, Anlagen für
Wasserversorgung , Feuersicherheit und Vogelschutz usw.
können vorgesehen werden , soweit das landwirtschaftliche
Bedürfnis der beteiligten Eigentümer oder Rücksichten
des Gemeinwohls es erfordern.

(3) Die slir Wege, Wasserläufe oder sonstige gemein¬
schaftliche Anlagen benötigten Flächen sind den in die Be-
reinigungssläche einbezogenen Grundstücken zuerst zu ent¬
nehmen.

8 12.
(1) Den zu den Anlagen (H 11) erforderlichen Grund

und Boden haben die beteiligten Grundeigentümer nach
Maßgabe der Ilmtauschwerte ihrer Einlagegrundstücke , bei
Feldwegregelungen (ß 1 Abs. 3 und 4) nach Maßgabe der
ermittelten Mehrwerte für die Grundstücke aufzubringen.

(2) Die Grundflächen der öffentlichen Wege und
Wasserzüge, die bei der Durchführung des Flurbereinigungs-
Unternehmens fiir ihren bisherigen Zweck entbehrlich wer¬
den, gehen unentgeltlich an die Flurbereinigungsgenossen-
schast über.

(3) Beteiligte , die von den einzelnen Anlagen keinen
oder nur einen geringen Vorteil haben , können von der
Ausbringung des erforderlichen Grund und Bodens ganz
oder teilweise zu Lasten der übrigen Beteiligten befreit
werden . Diese Bestimmung findet keine Anwendung auf
die Aufbringung von Grund und Boden für Wege und
Wasserzüge.

(4) Die gemeinschaftlichen Anlagen (Z 11) sind von der
Flurbereinigungsgenossenschaft herzustellen und bis zur
Regelung ihrer weiteren Unterhaltungspflicht zu unter¬
halten.

(5) Die Regierung bestimmt nach Anhörung der Ge¬
meindevertretung , welche Wege und Wasserzüge als öffent¬
liche Wege und Wasserzüge auzusehen sind, und welche
Wege als Gemeindehauptwege und als Gemeindefeldwege
von den Wegepflichtigen zu übernehmen sind. Der Unter-
haltungspslichtige kann verlangen , daß beim Übergang der
Unterhaltspflicht an ihn die betreffenden Wege und Wasser¬
züge dem Bedürfnis entsprechend hergestellt sind, und in
gutem Zustand ihm überwiesen werden . Streitigkeiten hier¬
über entscheidet die Regierung.

(6) Sonstige gemeinschaftliche Anlagen gehen, wenn
eine andere Regelung nicht erfolgt , bei Auflösung der Ge¬
nossenschaft in das Eigentum der Gemeinde über , in
welcher die Anlagen belegen sind.

8 13-
Dienstbarkeiten , die an den in das Bereinigungsgebiet

enchezogenen Grundstücken bestehen und durch das Unter-



nehmen entbehrlich werden, erlöschen ohne Entschädigung
für den bisherigen Berechtigten. Streitigkeiten über die
Entbehrlichkeit einer Dienstbarkeit entscheidet das Schieds¬
gericht.

(1) Das Flurbereinigungsamt kann Dienstbarkeiten,
Weiderechte, sowie sonstige Nntznngsberechtigungen, die an
den in ein Flurbereinigungsunternehmen einbezogenen
Grundstücken bestehen und bei denen die Voraussetzungen
des 8 13 nicht vorliegen, ans Antrag des Genossenschafts-
Vorstandes anfheben, beschränken oder ändern, wenn die
Flurbereinigung bei unverändertem Weiterbestehen des
Rechts nicht zweckmäßig dnrchgeführt werden kann.

(2) Die Drittberechtigten sind vor der Anhörung des
Flurbereinigungsamtes zu hören. Wird ein Weiderecht zur
Zeit der Antragstellnng von einer anderen Person als dem
Drittberechtigten ausgeübt, so ist sie von dem Antrag in
Kenntnis zu setzen.

(3) Viehtrifte können ohne Entschädigung verlegt wer¬
den. Notwendige Einzäunungen sind durch die Genossen¬
schaft herzustellen. Streitigkeiten entscheidet das Flur¬
bereinigungsamt.

§ 15.
(1) Für die Aufhebung oder Änderung von gegen¬

seitigen Weiderechten, bei denen der einzelne Weideberech¬
tigte entsprechend der Größe und Beschaffenheit seines
Grundbesitzes beteiligt ist (gegenseitige Meiderechte mit
gleichartigen Teilnahmerechten), ist gegenseitig eine Ent¬
schädigung nicht zu leisten. Soweit gegenseitige Weiderechte
mit ungleichartigenTeilnahmerechtenin Betracht kommen,
können die Berechtigten insoweit Entschädigung verlangen,
als sie im Verhältnis zu den übrigen Weideberechtigten
ein größeres Teilnahmerecht besitzen und einen nachweis¬
lichen Schaden erleiden.

(2) Im übrigen können die Berechtigten, deren Rechte
nach 8 14 Abs. 1 aufgehoben oder geändert werden, Ersatz
des Schadens verlangen, den sie durch die Aufhebung oder
Änderung ihrer Rechte in dem Zeitpunkte der Wirksamkeit
der Rechtsänderung erleiden.

(3) Die Entschädigungen sind von der Flnrbereini-
gungSgenossenschastzu leisten. Sie zieht die geleisteten Be¬
träge von den Beteiligten nach Maßgabe der Vorteile ein,
die sie durch die Aushebung oder Änderung des Rechts er¬
fahren. 8 34 Abs. 6 findet entsprechende Anwendung.
Streitigkeiten entscheidet das Flurbereinignngsamt.

(4) Die Entschädigungennach Abs. 1 und 2 werden
vom Genossenschastsvorstande festgesetzt. Gegen seine Ent¬
scheidung kann das Schiedsgericht angerusen werden.

(1) Die Rechtsänderungen nach 8 14 werden mit der
rechtskräftigen Anordnung des Flurbcreinigungsamtes
oder mit dem von ihm besonders bestimmten Zeitpunkte
wirksam.

(2) Die Rechtsändernng erfaßt mit dem Zeitpunkt
ihrer Wirksamkeit auch die Berechtigungen sonstiger Per¬
sonen, die an den Rechten Dritter oder hinsichtlich der Aus¬
übung dieser Rechte bestehen. Für die Auseinandersetzung
dieser Personen mit den Drittberechtigten sind die Be¬
stimmungen des bürgerlichen Rechts maßgebend. Die ein¬
getretene Rechtsänderung hat der Dritte gegenüber den
dinglich oder persönlich Berechtigten nicht zu vertreten.

8 17.
(1) Soweit nicht die 88 13 bis 16 zutreffen oder eine

anderweitige Regelung unter den Beteiligten zustande

8 14-

16.
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kommt , verbleiben Weiderechte , Grunddienstbarkeiten und
beschränkte Persönliche Dienstbarkeiten , Erbbaurechte und
Vorkaufsrechte unverändert ans den Einlagegrundstiicken.

(2) Leibgedinge und sonstige in Abs . 1 nicht genannte
dingliche Rechte , sowie persönliche Ansprüche drittberech-
tigter Personen gehen von den Einlagegrundstiicken auf die
Ersatzgrundstücke über.

8 18.
(1) Drittberechtigte können , gleichviel ob sich ihre Rechte

ans einzelne oder ans die gesamten in ein Flnrbereinigungs-
nnternehmen einbezogenen Grundstücke beziehen , gegen die
Durchführung eines Flurbereinigungsunternehmens als
Ganzes keinen Einspruch erheben . Dies gilt auch für die
Pächter von Rechten Dritter an Grundstücken oder für
Personen , die an solchen Rechten ein Pfandrecht besitzen.

(2) Drittberechtigte nach § 17 Abs. 2 können insoweit
Ansprüche erheben , als

1 . die Ersatzgrundstncke nicht den gleichen Wert wie
die Einlagegrnndstücke haben und dadurch die
Sicherheit der Berechtigung beeinträchtigt wird,

2. die Ausübung des Rechts oder des Anspruchs un¬
möglich gemacht oder erheblich gefährdet wird.

Der Einspruch kann darauf , daß eine zum Ausgleich
gewährte Geldentschädigung zu niedrig sei, nur gestützt
werden , wenn die Geldentschädignng nach 8 19 auf Antrag
des Drittberechtigten zu hinterlegen war.

(3) Wird ein Einspruch für berechtigt erklärt , so ist ent¬
weder die Ersatzznweisnng zu ändern oder es ist dem Dritt¬
berechtigten siir einen nachgewiesenen Schaden Entschädi¬
gung zu leisten . Die Entschädigung wird vom Genossen¬
schaftsvorstand festgesetzt; das Schiedsgericht entscheidet
hierüber endgültig.

(4) Sind die in das Unternehmen einbezogenen Grund¬
stücke eines beteiligten Eigentümers verschieden belastet , so
sind die Ersatzgrundstücke , soweit es zur Wahrung der auf
sie übergehenden Rechte erforderlich ist und nicht eine
anderweitige Übereinkunft zustande kommt , nach den ver¬
schiedenen Belastungen anszuscheiden und mit besonderen
Parzellennummern zu bezeichnen . Verfügnngsbeschrän-
kungen stehen dabei den Belastungen gleich.

(5) Das Verfahren nach Abs. 4 kann ans Antrag auch
dnrchgeführt werden , wenn besondere Rechtsverhältnisse
die Ausscheidung einzelner Grundstücke angezeigt erscheinen
lassen und allgemeine Interessen nicht entgegenstehen . Auf
Antrag eines Erbbau - oder Vorkaufsberechtigten muß -es
erfolgen , wenn dieser nachweist , daß er sonst in der Aus¬
übung seiner Rechte erheblich gefährdet ist.

(6) Besteht ein Grenzstreit bezüglich mehrerer in ein
Unternehmen einbezogener Grundstücke und wird er
während des Verfahrens nicht erledigt , so sind die Ersatz¬
grundstücke nebeneinander zu legen . Für die endgültige
Grenze ist das gerichtliche Urteil maßgebend.

§ 19.
(1) Eine Geldentschädignng nach 8 10 ist nach den

Vorschriften über die Haftung der Entschädigungsansprüche
im Falle der Enteignung zu hinterlegen , wenn die Einlage¬
grnndstücke mit Rechten Dritter belastet sind und die Be¬
rechtigten innerhalb 4 Wochen nach Mitteilung durch den
Genossenschaftsvorstand Anspruch ans die Geldentschädignng
erheben.

(2) Die Bestimmung findet jedoch keine Anwendung,
wenn die Geldentschädignng

a) bei Zusammenlegungen niedriger als der zwan¬
zigste Teil des sestgestellten Grundstücksumtausch¬
wertes ist,
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b) bei Feldwegregelungen niedriger als der durch die
Flurbereinigung erzielte Mehrwert ist,

o) wenn sie ohne Rücksicht ans die Wertbeträge nach
Buchst, a, und b unter dem Betrage von 50 R .M.
liegt,

ck) für Geldentschädigungei : zum Austausch einbe¬
zogener Mehr - oder Minderwerte (Z 10 Abs. 7).

(3) Soweit nach vorstehenden Bestimmungen die Geld¬
entschädigung nicht zu hinterlegen ist, ist sie an den be¬
rechtigten Grundeigentümer auszuzahlen.

8 20.
(1) Sind Pachtgrundstücke in eine Flurbereinigung

einbezogen, so sind für die Regelung der Pachtverhältnisse
die zwischen den Parteien getroffenen Vereinbarungen
maßgebend . Liegen solche nicht vor , so sind Verpächter und
Pächter nach der vorläufigen Besitzeinweisung (§ 48) be¬
rechtigt, eine Neufestsetzung des Pachtpreises zu verlangen.
Die neuen Pachtpreise sind mangels anderweitiger Verein¬
barung nach Ablauf des Pachtjahres wirksam , innerhalb
dessen die vorläufige Besitzeinweisung des Grundstücks statt¬
gefunden hat.

Etwaige Anträge auf Pachtpreisünderung müssen bei
Vermeidung des Ausschlusses innerhalb 6 Monaten nach
vorgenommener vorläufiger Besitzeinweisung des Grund¬
stücks beim Genossenschastsvorstande gestellt werden.
Handelt es sich um die Verpachtung eines zusammen be¬
wirtschafteten Grundbesitzes oder mehrerer derartiger
Grundstücke, so benutzt sich der Lauf der Frist nach dem
Tage , an dem der Besitz des letzten dieser Grundstücke über¬
wiesen wurde.

(2) Erfährt ein Pachtgrundstück durch die Flurbereini¬
gung eine so erhebliche Veränderung , daß dem Verpächter
oder , dem Pächter die Fortsetzung des Pachtverhältnisses
ohne Unbilligkeit nicht zugemutet werden kann , so sind sie
berechtigt, den Pachtvertrag zum Ende des laufenden Pacht¬
jahres zu kündigen. Die Kündigung ist innerhalb der in
Abs. 2 bestimmten Fristen zu tätigen . Abs. 1 findet , wenn
von dem Kündigungsrecht Gebrauch gemacht wird , keine
Anwendung.

II . Abschnitt.
Öffentliche Flurbereinigungsgenossenschaften.

8 21.
(1) Zur Durchführung der Flurbereinigungsunter¬

nehmen bilden die beteiligten Grundeigentümer eine öffent¬
liche Flurbereinigungsgenossenschaft.

(2) Die Genossenschaftsrechte können durch Bevoll¬
mächtigte ausgeübt werden ; für die Vollmacht genügt die
Beglaubigung der Gemeindebehörde.

8 22.
(1) Die Genossenschaft gilt kraft Gesetzes mit den: Zeit¬

punkt als gebildet, in den: die Inangriffnahme des Flur¬
bereinigungsunternehmens beschlossen ist (§ 41).

Widersprüche gegen die Beiziehung zur Genossenschaft
können nur mit den Widersprüchen nach tzß 1 bis 3 des
Gesetzes erhoben werden.

8 23.
(1) Die Genossenschaft ist rechtsfähig ; sie hat

selbständig ihre Rechte und Pflichten , sie kann Eigentum
und andere dingliche Rechte an Grundstücken erwerben , vor
Gericht klagen und verklagt werden.

(2) Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet
den Gläubigern ausschließlich das Genossenschaftsvermögen;
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die Genossen sind nur zu den ihnen nach diesem Gesetz ob¬
liegenden Leistungen verpflichtet.

§ 24.
Als Sitz gilt die Gemeinde , in deren Bezirk der größere

Teil der Bereinigungsfläche liegt.

8 25.
Die Angelegenheiten der Genossenschaft werden durch

die Genossenschaftsversammlung und durch den Genossen¬
schaftsvorstand verwaltet.

8 26.
(1) Der Genossenschaftsversammlung liegen außer den

durch besondere Vorschrift zugewiesenen folgende Auf¬
gaben ob:

1. Wahl der Mitglieder des Genossenschaftsvorstandes
und ihrer Stellvertreter , Wahl der Mitglieder des
Schiedsgerichtes und der Ersatzmänner , soweit dies
nicht im ersten Termin (8 41) geschehen ist.

2. Genehmigung der Beschlüsse des Genossenschafts-
Vorstandes über die Herstellung der Wege, Brücken,
Wasserläuse und gemeinschaftlichen Anlagen , sowie
die Genehmigung der hierfür und für die Unter¬
haltung aufzuwendenden Kosten.

3. Beschlußfassung über die Entlastung des Vor¬
standes.

4. Beschlußfassung über Satzungen.
(2) Außerdem kann der Vorstand der Genossenschafts¬

versammlung weitere Gegenstände von besonderer Wichtig¬
keit zur Beschlußfassung unterbreiten , ausgenommen hier¬
von sind der Wegnetz- und Verteilungsplan , sowie die
sämtlichen mit der Durchführung der Wertsermittlung
zusammenhängenden Angelegenheiten.

(3) Für die Beschlüsse der Genossenschaftsversammlung
ist einfache Stimmenmehrheit der Erschienenen maßgebend.
Bei Stimmengleichheit ist die Abstimmung zu wiederholen.
Ergibt sich dann nochmals Stimmengleichheit , so entscheidet
der Vorsitzende des Genossenschaftsvorstandes.

(4) Die Wahlen erfolgen durch Abgabe von Stimm¬
zetteln oder, wenn niemand widerspricht, durch Zuruf.
Sind mehrere Personen zu wählen , so ist die Wahl für
jeden einzelnen besonders vorznnehmen . Maßgebend ist die
einfache Stimmenmehrheit der Erschienenen. Ergibt sich
im ersten Wahlgang keine einfache Stimmenmehrheit , so
findet unter den beiden Personen , welche die meisten
Stimmen erhalten haben, eine engere Wahl statt . Kommen
danach mehr als zwei Personen für die engere Wahl in
Frage , so ist unter denen, welche im ersten Wahlgang
gleichviel Stimmen erhalten hatten , durch Auslosung zu
bestimmen, welche Personen für die engere Wahl aus-
scheiden. Ergibt sich in der engeren Wahl Stimmen¬
gleichheit, so entscheidet das Los.

8 27.
Jeder Genosse hat eine Stimme.

8 28.
(1) Die Genossenschaft muß einen Vorstand haben;

seine Mitgliederzahl muß ungerade sein.
(2) Der Vorstand besteht
u) aus einem höheren , technisch vorgebildeten, vom

Flurbereinigungsamt bestimmten Beamten . Das
Flurbereinigungsamt kann im Fall seiner Ver¬
hinderung einen Stellvertreter ernennen,

b) aus zwei oder mehreren ausübenden , aus der Mitte
der Beteiligten gewählten Landwirten.

Anlagen. 4. Landtag des Freistaats Oldenburg, 2. Versammlung. 2
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(3) Wird ein Unternehmen gegen den Widerspruch von
mehr als Vio der Beteiligten (8 4) dnrchgesührt , so muß
mindestens ein Mitglied des Vorstandes aus der Mitte der
Widersprechenden gewählt werden.

(4) Die Genossenschaft kann beschließen, daß noch
andere Personen in den Vorstand gewählt werden können.
Geschieht dies, so muß die Zahl der ausübenden Landwirte
und die Zahl der Zugewählten erhöht werden.

8 29.
(1) Der Vorstand hat seine Bestellung und jede

Änderung in seiner Zusammensetzung dem Flurbereini-
gnngsamt anzuzeigen.

(2) Ist eine Willenserklärung der Genossenschaft
gegenüber abzugeben, so genügt die Abgabe gegenüber dem
Vorsitzenden oder dem vom Vorstand allgemein er¬
mächtigten Mitglied.

8 30.
(1) Dem Vorstand liegt die Herstellung der fiir das

Flurbereinigungsunternehmen notwendigen Ausarbeitun¬
gen und die Geschäftsführung des Unternehmens ob. Er
vertritt die Genossenschaft in allen Angelegenheiten nach
Maßgabe des Gesetzes und der Satzung ; er hat die auf das
Unternehmen bezüglichen gemeinschaftlichen Angelegen¬
heiten der Genossenschaft gerichtlich und außergerichtlich
wahrznnehmen . Ihm kommt endlich die Antragstellnng und
der Betrieb aller ans die Ausarbeitung des Projektes be¬
züglichen Angelegenheiten zu.

(2) Insbesondere hat der Vorstand folgende Auf¬
gaben:

1. Feststellung des neuen Weg- und Grabennetzes,
sowie der übrigen gemeinschaftlichen Anlagen und
Einrichtungen (Folgeeinrichtungen ) , Herstellung des
Übersichtsplanes,

- 2. die Vornahme der Wertsermittlung,
3. Betrieb der nach den bestehenden Vorschriften zu

vollziehenden Vermessungen,
4. Aufstellung des Nenverteilungsplanes und Ab¬

steckung der neuen Flureinteilung,
5. Herstellung der Forderungsliste , der Verteilungs¬

liste und des Lastenverzeichnisses, Ermittlung der
vorübergehenden Mehr - und Minderwerte der
Grundstücke, Festsetzung der Geldleistungen für
Mehr - und Minderzuteilungen und der sonstigen
Geldentschädigungen (8 10),

6. Verhandlungen mit den beteiligten Grundeigen¬
tümern und Drittberechtigten,

7. Durchführung der Bestimmungen der 88 11 und 12
und 15, Erledigung der Anträge nach Z 20,

8. Regelung der Dienstbarkeiten und sonstiger Rechte
Dritter , Festsetzung der zu leistenden Entschädi¬
gungen , soweit nicht das Flurbereinigungsamt
zuständig ist (§8 13— 15 u . 18 Abs. 3),

9. Verteilung der Belastungen (8 18),
10. vorläufige und endgültige Besitzeinweisung (88 46

u . 66),
11. Ausführung und Unterhaltung der Folgeeinrich¬

tungen , Kostenaufbringnng,
12. Antrag und Betrieb des Enteignungsverfahrens,
13. Kassenführnng und Rechnungswesen,
14. Aufstellung der Kostenverteilungspläne (8 55),
15. Hebung der Geldleistungen , und Auszahlung der

Geldentschädigungen.

8 31.
(1) Vorsitzender des Vorstandes ist der vom Flur-

bereinigungsamt bestimmte Beamte , im Fall seiner Ver-
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Hinderung sein vom Flurbereinigungsamt bestimmter Stell¬
vertreter.

(2) Der Genossenschaftsvorstand wird vom Vorsitzen¬
den einbernfen . Er beschließt mit Stimmenmehrheit . Bei
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den
Ansschlag.

(3) Die Ausführung der Beschlüsse , der schriftliche
Verkehr mit dem Flurbereinigungsamt und sonstigen Be¬
hörden , sowie die Vertretung des Genossenschaftsvorstandes
bei diesen obliegt dem Vorsitzenden.

§ 32.

(1) Der Vorstand kann die in Ausübung seiner Be¬
fugnisse gegen einzelne Genossen erlassenen Anordnungen
auf Kosten der Ungehorsamen aussühren lassen oder ihre
Ausführung durch Androhung und Einziehung von Ord¬
nungsstrafen bis zu 50 R .M . erzwingen . Gegen die An¬
ordnung des Vorstandes und gegen die Festsetzung von
Ordnungsstrafen durch ihn findet binnen 14 Tagen Be¬
schwerde beim Flurbereinigungsalut (tz 37) statt ; dieses
entscheidet endgültig . Durch die Einlegung der Beschwerde
wird der Vollzug der Anordnungen nicht gehemmt , wenn
die Anordnungen im allgemeinen Interesse erforderlich sind.

(2) Die Ordnungsstrafen fließen in die Genossen-
schastskasse.

s 33-
Der Vorstand hat in den Fällen des tz 26 Abs . 1 die

Genosfenschastsversammlung einzubernsen , wenn der fünfte
Teil der Genossen die Einberufung unter Angabe des
Zweckes beantragt.

§ 34.
(1) Die Beitragspflicht zu den Ausgaben der Genossen¬

schaft ist öffentliche Last der bei dem Unternehmen beteiligten
Grundstücke und Anlagen.

(2) Bei Teilung des Grundstückes ist die Beitrags-
Pflicht verhältnismäßig ans die Trennstücke zu verteilen.

(3) Der Geuossenschaftsvorstand kann zur Deckung er¬
wachsener Genossenschaftsausgaben Vorschüsse von den Be¬
teiligten heben ; ihre Festsetzung hat sich nach Z 55 zu
bemessen.

(4) Einwendungen gegen die Beitragspflicht und die
Heranziehung zu Beiträgen Werder: vom Flurbereinigungs¬
amt entschieden.

(5) Die Mitglieder der Genossenschaft hasten für die
während der Dauer ihres Eigentums fällig werdenden
Leistungen auch persönlich . Für Grundstücke , über deren
Eigentum ein Rechtsstreit besteht , sind die streitigen Par¬
teien als Gesamtschuldner zahlnngspflichtig.

(6 ) Die Einbeziehung rückständiger Leistungen zur
Genossenschastskasse erfolgt durch die Gemeinden nach den
Vorschriften über die Beitreibung öffentlicher Abgaben.

(7) Nach Beendigung des Unternehmens ist vom Vor¬
stand eine Schlußabrechnung aufzustellen , welche zur Einsicht¬
nahme der Beteiligten mindestens auf 14 Tage öffentlich ans-
znlegen und mit den erhobenen Einwendungen dem Flur¬
bereinigungsamt zur Prüfung vorzulegen ist . Die Schluß¬
abrechnung mit den erhobenen Einwendungen und den
Prüfnngsbemerknngen ist der Genossenschaftsversammlung
zur Beschlußfassung über die Entlastung des Vorstandes
vorzulegen.

§ 35.
Weitere Bestimmungen über die Organisation der

Genossenschaft können im Wege der Satzung getroffen
werden . Die Satzungen bedürfen der Genehmigung der
Regierung.
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8 36.
(1) Die Genossenschaft wird nach Beendigung des

Unternehmens und der Ablage der Schlußabrechnung auf¬
gelöst. Die Auflösung ist vom Flurbereinigungsamt be¬
kannt zu machen. Die Akten der Genossenschaft sind an das
Flurbereinigungsamt abzugeben.

(2) Die Genossen haften auch nach Auflösung der Ge¬
nossenschaft für die von der Genossenschaft eingegangenen
nicht berichtigten Verbindlichkeiten . Die nachträgliche
Regelung der Verbindlichkeiten erfolgt durch das Flur¬
bereinigungsamt nach den Bestimmungen des tz 37 Abs. 3.

8 37.
(1) Die Genossenschaften unterstehen der Aufsicht des

Staates . Sie erstreckt sich darauf , daß die Aufgaben der
Genossenschaft in Übereinstimmung mit dem Gesetz und den
Aussührungsbestimmungen erfüllt werden.

(2) Das Flurbereinigungsamt übt die Aussicht im
Rahmen des Gesetzes und der Ausführnngsbestimmungen
aus.

(3) Wird gegen eine Anordnung des Genossenschafts¬
vorstandes die Entscheidung des Flurbereinigungsamtes
angernfen , so muß hierfür eine Frist von 14 Tagen nach
der nachweislichen Bekanntgabe der angefochtenen An¬
ordnung eingehalten werden . Die Frist gilt als gewahrt,
wenn innerhalb derselben der Antrag auf Entscheidung
beim Genossenschaftsvorstand schriftlich oder zu Protokoll
gestellt wird.

(4) Die Aufsichtsbehörde ist berechtigt, die zur Fort¬
setzung des Unternehmens und zur Unterhaltung der An¬
lagen erforderlichen Maßnahmen an Stelle und auf Kosten
der Genossenschaft zu treffen , wenn die Genossenschafts¬
organe trotz erfolgter Aufforderung diese Aufgaben nicht
erfüllen . Mit dem Vollzüge können Beamte des Flur¬
bereinigungsamtes oder andere durch die Regierung zu
bestimmende Beamte betraut werden . Die Kosten können
von der Aufsichtsbehörde nach den Bestimmungen des tz 34
einbezogen werden.

III.  Abschnitt.
Flurbereinigungsbehörden.

8 38.
(1) Die Leitung und Überwachung der Durchführung

der Flurbereinigungen erfolgt durch das Flurbereinigungs¬
amt.

(2) Dem Flurbereinigungsamt liegt , soweit nicht das
Gesetz etwas anderes bestimmt , die erstinstanzliche Ent¬
scheidung über die bei Einleitung und Durchführung des
Flurbereinignngsunternehmens erhobenen Einwendungen
und sich ergebenden Streitigkeiten ob.

(3) Das Flurbereinigungsamt ist eine staatliche Be¬
hörde, die der Regierung untersteht.

(4) Bei der Regierung wird ein Spruchausschuß ge¬
bildet , bestehend aus fünf Mitgliedern , einem höheren Ver-
waltnngs - oder richterlichen Beamten , zwei höheren
technischen Beamten und zwei ausübenden Landwirten . Der
Leiter des Flurbereinigungsamtes kann Mitglied des
Spruchausschusses sein.

(5) Die beamteten Mitglieder des Spruchausschusses
und ihre Stellvertreter werden von: Staatsministerium
ernannt , die nicht beamteten Mitglieder und ihre Stell¬
vertreter werden vom Landesausschuß gewählt . Die Wahl
erfolgt auf 4 Jahre , Wiederwahl ist zulässig.

(6) Die Mitglieder des Spruchausschusses und ihre
Stellvertreter sind, sofern sie nicht als Beamte bereits der-
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pflichtet sind, durch die Regierung auf eine gewissenhafte
Wahrnehmung ihres Amtes eidlich zu verpflichten.

(7) Das Staatsministerium bestimmt , welches Mit¬
glied den Vorsitz im Spruchausschuß zu führen hat , und den
Stellvertreter des Vorsitzenden.

IV. A b s chn i t t.
Einleitung der Flurbereinigung.

§ 39.
(1) Der Antrag auf Durchführung der Flurbereinigung

kann von den Gemeinden oder beteiligten Grundeigen¬
tümern gestellt werden.

(2) Das Flurbereinigungsamt hat die zur Prüfung
des Antrages erforderlichen Erhebungen zu Pflegen und
über die weitere Behandlung des Unternehmens , sowie
über die Festsetzung seines Umfanges (der Bereinigungs¬
fläche) Entscheidung zu treffen.

(3) Abänderungen der Bereinigungsflächen von nicht
geringfügiger Art sind in der gleichen Weise zu erledigen.

8 40.
(1) Ist die Weiterbehandlung eines Unternehmens be¬

schlossen, so hat das Flurbereinigungsamt die Beteiligten
festzustellen und einen Verhandlungstermin anzuberaumen.

(2) Hierzu sind die Beteiligten (Abs. 1) , deren Auf¬
enthalt bekannt ist und innerhalb des Deutschen Reiches
sich befindet , schriftlich gegen Nachweis, die übrigen Be¬

teiligten durch Ausschreiben im Amtsblatt mit dem Bei¬
fügen zu laden , daß

1. Widersprüche gegen die Voraussetzungen für das
Flurbereinigungsnnternehmen und gegen die Zu¬
gehörigkeit zur Genossenschaft <M 1—3 u . 21) bei
Vermeidung des Ausschlusses spätestens in dem
Verhandlungstermin geltend zu machen sind,

2. diejenigen Beteiligten , welche weder erscheinen, noch
durch eine ordnungsgemäß bevollmächtigte Person
(Abs. 5) vertreten sind, noch abstimmen , unter Aus¬
schluß ihrer Widersprüche, selbst, wenn diese schon
früher geltend gemacht worden , als der Ausführung
und der Inangriffnahme des Flurbereinigungs-
Unternehmens in der durch die Mehrheit be¬
schlossenen Gestalt zustimmend angesehen werden,
ferner , daß sie aller Einwendungen gegen sonstige
Beschlüsse, die in dem Verhandlungstermin gefaßt
werden , verlustig gehen.

(3) Die siir den Termin erforderlichen Pläne und
sonstigen Unterlagen sind vorher ausznlegen . Ort und Zeit
der Auslage sind in der Ladung bekannt zu machen.

(4) Soweit Beteiligte nach Abs. 2 nicht schriftlich zu
laden sind, sind sie in dein amtlichen Ausschreiben zur Aus¬
stellung eines im Jnlande wohnhaften Vertreters unter
dem Bemerken anfzusordern , daß , wenn ein solcher bis zum
Verhandlungstermin nicht bestellt ist, er von Amts wegen
(8 5) bestimmt wird . Die Bestellung dieser Vertreter wirkt
solange, als der Grund für ihre Bestellung besteht. Scheidet
der bestellte Vertreter ans , so kann ein anderer bestimmt
werden, ohne daß es einer neuerlichen Verständigung des
Beteiligten bedarf.

(5) Die bevollmächtigten Vertreter dürfen in der Ge¬
schäftsfähigkeit nicht beschränkt sein. Für die Vollmacht
genügt die Beglaubigung der Gemeindebehörde.

(6) Zwischen der Ausgabe des Amtsblattes mit der
Ladung und dem Verhandlungstermin muß eine Frist von
mindestens 3 Wochen liegen.



Anlage 39. — 14 —

8 41.
(1) In dem Termin ist das Unternehmen darznlegen;

über erhobene Widersprüche und sonstige Einwendungen ist,
soweit tunlich , zu verhandeln.

(2) Dabei ist über die Jnangrisfnahme der Flur¬
bereinigung und die wesentlichen Grnndzüge des Unter¬
nehmens Beschluß zu fassen.

(3) Ferner ist die Zahl der Landwirte und der anderen
Personen , welche dem Genossenschaftsvorstande nach tz 28
angehören sollen, sowie die Zahl der Stellvertreter zu be¬
stimmen und ihre Wahl vorzunehmen ; wenn möglich, sind
auch die Mitglieder und Ersatzmänner für das Schieds¬
gericht (Z 51) zu wählen.

(4) Für den Beschluß über die Inangriffnahme des
Unternehmens ist die im § 3 Abs. 1 Ziff . 1 festgesetzte Be¬
rechnung der Stimmen entscheidend. Für sonstige Be¬
schlüsse, sowie für Wahlhandlungen ist die einfache Mehr¬
heit der Abstimmenden maßgebend.

(5) Die Verhandlungen und die Erklärungen sind
niederschriftlich aufzunehmen.

(6) Zustimmende Erklärungen können nicht mehr
zurückgenommen werden ; sie sind für den Rechtsnachfolger
bindend.

8 42.
(1) Erbringen Beteiligte , die bei dem Verhandlungs¬

termin weder erschienen noch vertreten waren , den Nach¬
weis , daß sie ohne ihr Verschulden von dem Termin keine
Kenntnis erhielten oder am Erscheinen durch ein Natur¬
ereignis oder durch andere unabwendbare Zufälle verhindert
waren , so können sie innerhalb 4 Wochen nach dein Ver¬
handlungstermin noch Widersprüche erheben.

(2) Das Gleiche steht den Vertretern von Beteiligten
zu, die auf Grund des ß 40 Abs. 4 nach dem Verhandlungs¬
termin bestellt wurden . Die Widerspruchssrist wird in
diesen Fällen von dem Flurbereinigungsamt bestimmt;
sie darf nicht kürzer als zwei Wochen sein.

8 43.
(1) Werden in dem Verhandlungstermin oder inner¬

halb der nach ß 42 bestimmten Nachfristen Widersprüche er¬
hoben, so sind sie zunächst durch das Flnrbereinigungsamt
zu entscheiden.

(2) Vor ihrer endgültigen Entscheidung darf mit dem
Unternehmen begonnen werden , sofern die Widersprüche
nicht die allgemeinen Voraussetzungen für die Durch¬
führung einer Flurbereinigung betreffen oder das Unter¬
nehmen als Ganzes gefährden.

8 44.
(1) Nachdem die etwa erhobenen Widersprüche ent¬

schieden sind, übersendet das Flurbereinignngsamt dem zu¬
ständigen Grnndbuchamt ein Verzeichnis der zur Flnr-
bereinignngsmasse einbezogenen Parzellen der beteiligten
Artikel. Das Grundbuchamt hat hinsichtlich dieser Par¬
zellen einen Vermerk in das Grundbuch einzntragen , daß
dieselben in ein Flurbereinigungsversahren einbezogen sind
(Flurbereinignngsvermerk ). Die Eintragung des Vermerks
hat die Bedeutung , daß bei einer Veräußerung dieser Par¬
zellen oder ihrer Belastung mit einer Grunddienstbarkeit,
Persönlichen Dienstbarkeit , Erbbaurecht oder Vorkaufsrecht
die Eintragung der Rechtsändernng in das Grundbuch nur
mit Zustimmung des Genossenschastsvorstandes erfolgen
darf.

(2) Die Grundbnchämter haben den Genossenschafts¬
vorstand von den Anträgen auf Auflassung oder Belastung
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der genannten Parzellen in Kenntnis zu setzen. Der Ge¬
nossenschaftsvorstand hat die Zustimmung zur Eintragung
zu erteilen,

1. wenn die Auslassung oder Belastung vor dem
ersten Termin , in welchem die Vorlage des Neu¬
verteilungsplanes erfolgt (tz 46 Abs. 2), be¬
antragt ist,

2. wenn der Antrag später gestellt ist, wenn die Durch¬
führung des Unternehmens durch die Berück¬
sichtigung der Anträge nicht erheblich erschwertwird.

Lehnt der Genossenschaftsvorstand die Zustimmung ab,
so kann die Entscheidung des Flnrbereinignngsamtes an-
gernsen werden.

(3) Der Flurbereinignngsvermerk ist von Amts wegen
zn löschen, wenn nach Beendigung des Verfahrens das
Flurbereinigungsamt die Anträge auf Berichtigung des
Grundbuchs gestellt hat.

V. A b s chn i t l.
Durchführung des Unternehmens.

8 45.
(1) Der Genossenschaftsvorstand hat die Wege, Wasser¬

läufe und die gemeinschaftlichen Anlagen zu bestimmen, die
Wertsermittlung vorznnehmen und die Ausarbeitungen
(ß 30 Abs. 2) herzustellen.

(2) Das Flurbereinignngsamt hat die' planmäßige
Ausführung der Flurbereinigung und ihrer Anlagen zn
überwachen und die Ausarbeitungen auf ihre Vollständig¬
keit und Ausführbarkeit zn prüfen.

(3) Der Vermessnngsdirektion steht die Prüfung der
Ausarbeitungen in vermessnngs- und katastertechnischer
Hinsicht zu.

8 46.
(1) Den Beteiligten sind
1. die Ergebnisse der Wertermittlung und der Über¬

sichtsplan,
2. der Neuverteilungsplan,
3. die übrigen für ihre Rechtsverhältnisse wichtigen

Ausarbeitungen,
4. die nachträglichen Änderungen an den Aus¬

arbeitungen nach Zff. 1—3
durch den Genossenschaftsvorstand nachweislich zur Kenntnis
zu bringen.

(2) Die Ausarbeitungen können getrennt oder mitein¬
ander verbunden eröffnet werden.

(3) Zum Zwecke ihrer Bekanntgabe wird Termin ab¬
gehalten. Hierzu sind die Beteiligten unter dem Beifiigen zu
laden, daß etwaige Einwendungen bei Vermeidung des
Ausschlusses innerhalb bestimmter Frist bei dem Genossen-
schaftsvorstand erhoben werden müssen und daß Beteiligte,
die innerhalb dieser Frist keine Einwendungen erheben, als
znstimmend angesehen werden.

(4) Die Art und Weise der Ladung und der Bekannt¬
gabe, sowie die Festsetzung der Frist zur Erhebung der Ein¬
wendungen bestimmt der Genossenschastsvorstand. Die
Frist muß mindestens 14 Tage betragen.

(5) Die Erklärungen, welche bei der Bekanntgabe der
Ausarbeitungen abgegeben werden, sind zur Niederschrift
anfzunehmen. § 41 letzter Absatz findet Anwendung.

8 47.
(1) Sollen nach Abschluß der Verhandlungen weitere

Grundstücke oder Grundstücksteile in das Unternehmen ein-



bezogen oder einbezogene Grundstücke oder Grundstücksteile
aus ihm ausgeschaltet werden und sind diese Änderungen
zu einer zweckmäßigen Durchführung der Flurbereinigung
notwendig , so entscheidet hierüber , sowie über etwa erhobene
Widersprüche das Flurbereinigungsamt.

(2) Vor der Entscheidung sind die Eigentümer der durch
die Änderung betroffenen Grundstücke, soweit sie nicht selbst
den Antrag gestellt haben , zu hören . Zur Erhebung von
Widersprüchen ist ihnen eine bestimmte Frist zu setzen, nach
deren fruchtlosem Ablaufe sie als der Änderung zustimmend
erachtet werden . Die Einvernahme der Eigentümer und
die Bestimmung der Frist erfolgt durch das Flurbereini¬
gungsamt.

(3) Der Zeitpunkt , von dein ab neuzugezogene Be¬
teiligte zur Genossenschaft gehören oder bisherige Genossen
aus ihr ausscheiden, ist in dem Bescheide des Flurbereini¬
gungsamtes (Abs. 1) zu bestimmen.

§48.
(1) Das Flurbereinigungsamt kann die künftigen

Grundeigentümer mit Zustimmung von drei Vierteilen der
Genossenschaftsmitglieder vorläufig in den Besitz abgesteckter
Ersatzgrundstücke und gemeinschaftlicher Anlagen setzen,
wenn ihnen aus einem längeren Aufschub der Überweisung
erhebliche Nachteile erwachsen würden.

(2) Der Genossenschastsvorstand hat die Grundeigen¬
tümer zu laden und sie hierbei darauf hinzuweisen , daß die
Erklärungen schriftlich oder zur Niederschrift in einer be¬
stimmten Frist abgegeben werden müssen, widrigenfalls die
Zustimmung zur Besitzeinweisung angenommen wird . 8 46
Abs. 4 und 5 finden entsprechende Anwendung.

8 49.
(1) Der Vollzug der vorläufigen Einweisung liegt dem

Genossenschaftsvorstand ob; er kann sie nach Bedarf auch
abschnittsweise vollziehen.

(2) Soweit die Flureinteilung bei der endgültigen Fest¬
stellung geändert wird , ist den widersprechenden Beteiligten
der Schaden zu ersetzen, den sie dadurch erlitten haben , daß
die Überweisung vor der endgültigen Feststellung der Flur¬
einteilung erfolgt ist. Der Schadensersatz gehört zu den
Kosten des Unternehmens.

8 50.
(1) Die Hypotheken-, Grundschuld - und Rentenschuld¬

gläubiger , sowie die sonstigen nach § 18 Abs. 2 einspruchs¬
berechtigten Personen und die an einer Geldentschädigung
nach 8 10 im Zusammenhalt mit 8 19 Abs. 1 Berechtigten
sind durch den Genossenschaftsvorstand öffentlich aufzu¬
fordern , etwaige Einsprüche nach 8 14 und Anträge auf
Verteilung von Geldentschädigungen nach § 19 Abs. 1
innerhalb einer bestimmten Frist , die nicht kürzer als
1 Monat sein darf , bei dem Genofsenschaftsvorstand schrift¬
lich oder zu Protokoll zu erheben.

(2) In der Aufforderung ist bekannt zu geben, daß und
an welcher Stelle

1. der Allsweis über die Einlage - und Ersatzgrund¬
stücke, wie sie vor Durchführung des Unternehmens
den Gegenstand der Rechte bildeten und nach der
Durchführung an deren Stelle treten sollen,

2. der Nachweis über die Schätzungen der Einlage - und
Ersatzgrundstücke,

3. die Ausweise über die Geldentschädigungen nach
8 10 zur Einsichtnahme offen liegen.

Ferner sind die Einspruchsberechtigten auf die Vor¬
aussetzungen des Einspruchsrechtes (8 18 Abs. 2) hinzu¬
weisen.



(3) Als Rechtsnachteil ist anzudrohen,
1. daß das Einspruchsrecht verloren geht, wenn es

nicht vor dein Ablauf der Frist geltend gemacht
wird,

2. daß die Geldentschädigungen nach 8 10 im Zu¬
sammenhalt mit 8 19 Abs. 1 des Gesetzes an die
Empfangsberechtigten ausbezahlt werden , wenn
nicht innerhalb der bestimmten Frist ihre Hinter¬
legung beantragt wird.

(4) Die Aufforderung ist mindestens einmal im Amts¬
blatt des Landesteils Birkenfeld zu veröffentlichen. Das
Flurbereinigungsamt kann die Veröffenlichnng noch in
weiteren Blättern anordnen.

VI. Abschnitt.
Schiedsgericht.

8 51.

(1) Streitigkeiten nach 88 12 Abs. 1 und 3, 13, 15
Abs. 4, 18 Abs.' 3, 20 Abs. 1 und 2, 49 Abs. 2, 58 Abs. 3,
Streitigkeiten über die Wertsermittlnng der Grundstücke

45 Abs. 1) und die Festsetzung von Ausgleichsentschädi¬
gungen nach 8 10 Abs. 7, sowie Einsprüche drittberechtigter
Personen (8 18 Abs. 2) werden durch das Schiedsgericht
entschieden.

(2) Das Schiedsgericht besteht aus 3 Mitgliedern und
wird aus sachverständigen, an dem Unternehmen nicht be¬
teiligten Vertranenspersonen gebildet. Ein Mitglied und
ein Ersatzmann werden vom Flurbereinigungsamt be¬
stimmt . Die übrigen Mitglieder werden von der Genossen¬
schaftsversammlung gewählt (§ 41 Abs. 2, 8 26 Abs. 1
Zff. 1). Mitglieder oder Stellvertreter des Genossenschafts¬
vorstandes können weder als Schiedsgerichtsmitglieder ge¬
wählt noch bestimmt werden.

(3) Die Mitglieder des Schiedsgerichts sind vor den:
Beginn ihrer Tätigkeit durch das Flnrbereinigungsamt
eidlich zu verpflichten ; die Verpflichtung gilt für die ganze
Dauer ihrer Tätigkeit.

8 52.
(1) Den Vorsitz in: Schiedsgericht führt das vom Flur-

bereinignngsamt bestellte Mitglied . Es beruft auf Antrag
des Genossenschaftsvorstandes das Schiedsgericht. Stellt
dieser keinen Einbernfnngsantrag , trotzdem eine Streitig¬
keit oder ein Einspruch nach 8 51 Abs. 1 vorliegt und der
Antrag ans schiedsgerichtliche Entscheidung fristgerecht ge¬
stellt ist, so kann das Flnrbereinigungsamt die Einberufung
des Schiedsgerichts veranlassen.

(2) Ist ein Mitglied an einen: den: Schiedsgericht
unterliegenden : Streitfälle beteiligt , so darf es nicht Mit¬
wirken ; an seiner Stelle ist ein Ersatzmann einzubernfen.

(3) Der Antrag auf schiedsgerichtliche Entscheidung ist
bei::: Genossenschastsvorstand schriftlich oder zn Protokoll
zu stellen. Der Antrag ans schiedsgerichtlicheEntscheidung
muß innerhalb 14 Tagen nach nachweisbarer Bekanntgabe
der angefochtenen Anordnung oder Festsetzung gestellt wer¬
den. Die Frist gilt als gewahrt , wenn der Antrag innerhalb
derselben beim Flurbereinignngsamt gestellt wird.

(4) Der Schiedsspruch des Schiedsgerichts ist end¬
gültig . Schreibfehler , Rechnnngsfehler und ähnliche offen¬
bare Unrichtigkeiten , welche in dem Bescheide Vorkommen,
sind ans Antrag oder von Amts wegen zu berichtigen.

(5) Den Mitgliedern wird als Ersatz für Zeitver¬
säumnis , Reisekosten und sonstige Auslagen eine an¬
gemessene Vergütung gewährt.

Anlagen. 4. Landtag des Freistaats Oldenburg , 2. Versammlung.
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8 53.
(1) Das Schiedsgericht hat vor Erlassung des Schieds¬

spruches das Sachverhältnis zu ermitteln und den Be¬
teiligten Gelegenheit zu Erklärungen zu geben.

(2) Das Schiedsgericht kann Zeugen und Sachver¬
ständige, die vor ihm erscheinen, unbeeidigt vernehmen.

(3) Das Schiedsgericht entscheidet in der Besetzung von
3 Mitgliedern ; die Schiedssprüche werden durch Stimmen¬
mehrheit gefaßt.

(4) Der Schiedsspruch muß über die Kosten des Schieds¬
verfahrens Entscheidung treffen ; er ist mit Gründen zu
versehen und unter Angabe des Tages seiner Erlassung von
dem Schiedsgerichtsvorsitzenden zu unterzeichnen.

(5) Der Vorsitzende muß eine Niederschrift über den
Gang des Verfahrens aufnehmen lassen, die Beteiligten von
dem Schiedssprüche verständigen und für die Verwahrung
der Verhandlung sorgen.

VII . A b s chnit t.
Kosten des Unternehmens.

8 54.
(1) Die Gehälter und Vergütungen fiir die Beamten

nnd Angestellten des Flurbereinigungsamtes , die Gehälter
und Vergütungen der Beamten und Angestellten , die mit
dem Vorsitz des Genossenschaftsvorstandes beauftragt sind
und der diesen etwa zur Hilfeleistung zugewiesenen ver¬
messungstechnischen Hilfsarbeiter , Vergütungen für die
Mitglieder des Spruchausschusses , die sachlichen Kosten des
Flurbereinigungsamtes und des Spruchausschusses , endlich
die Kosten für technische Prüfung , für Plan - und Kataster¬
arbeiten der Vermessungsdirektion und die Kosten für
Dienstreisen des Flurbereinigungsamtes werden vorbehält¬
lich der Bestimmungen des 8 63 vom Staate getragen.

(2) Die übrigen Kosten der Flurbereinigung fallen den
Beteiligten zur Last, soweit sie nicht von der Landeskasse
übernommen werden.

8 55.
(1) Die Kosten der Grundstückszusammenleguug (8 1

Abs. 1—2) werden nach Maßgabe des Wertes der Grund-
stücksabsindungen auf die Zahlungspflichtigen Beteiligten
umgelegt . Die in ß 8 genannten , in die Flurbereinigung
einbezogenen Grundstücke sind in der Regel (8 56) von der
Heranziehung zu den Kosten befreit.

(2) Bei Flurbereinigungen , welche sich auf Feldweg¬
regelungen (ß 1 Abs. 3) oder auf Feldwegregelungen in
Verbindung mit teilweiser Zusammenlegung von Grund¬
stücken (§ 1 Abs. 4) beschränken, werden die Kosten nach
Maßgabe der Fläche der beteiligten Grundstücke unter Be¬
rücksichtigung der aus der Flurbereinigung sich ergebenden
Vorteile umgelegt.

(3) Die Eigentümer der öffentlichen Wege und Wasser¬
züge sind vorbehältlich der Bestimmung des 8 12 mit diesen
Flächen von der Beitragspflicht zu den Kosten befreit , soweit
sie nicht die Beteiligung an den Kosten freiwillig über¬
nommen haben oder auf Grund sonstiger Vorschriften hierzu
verpflichtet sind.

(4) Kosten, welche durch unbegründete Einwendungen
Beteiligter entstanden sind, können diesen ausschließlich zur
Last gelegt werden . Die Befreiung von der Beitragspflicht
nach Abs. 1 und 3 findet hierauf keine Anwendung.

§ 56.
Das Flurbereinigungsamt kann auf Antrag des Ge-

nossenschaftsvorstandes Eigentümer von Grundstücken, die
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nach 55 Abs. 1 von der Beitragspflicht befreit sind, soweit
sie erweislich an den Vorteilen des Unternehmens Anteil
haben, in einer den Vorteilen entsprechenden Weise zu den
Kosten des Unternehmens heranziehen.

VIII. A b s chnit t.
Zuständigkeit , Verfahren , Bescheide.

8 57.
(1) Werden nach tz 46 des Gesetzes Einwendungen er¬

hoben und ist hierfür nicht die Zuständigkeit des Schieds¬
gerichts gegeben, so sind sie vom Flurbereinigungsamt durch
Vorbescheid zu entscheiden.

(2) Die Erlassung eines Vorbescheids darf unter¬
bleiben, wenn die Sache zur Entscheidung durch den End¬
bescheid reif ist.

8 58.
(1) Gegen Vorbescheide können innerhalb einer Frist

von 14 Tagen nach Mitteilung Vorstellungen erhoben wer¬
den ; sie werden im Endbescheid erledigt.

(2) Der Vorbescheid kann , auch ohne daß Vorstellungen
erhoben sind, im Endbescheid aufgehoben oder abgeändert
werden , wenn dies durch veränderte Verhältnisse , ferner
durch Rücksichten des Gemeinwohls oder durch erhebliche
Belange einzelner Beteiligter geboten ist.

(3) Entsteht durch Abänderung des Vorbescheids
einzelnen Beteiligten nachweislich ein erheblicher Schaden,
so ist er zu ersetzen. Der Schadensersatz gehört zu den
Kosten des Unternehmens.

8 59.
Stehen der weiteren Durchführung eines Unter¬

nehmens erhebliche Hindernisse entgegen, so kann auf An¬
trag der Genossenschaftsversammlung die Einstellung des
Verfahrens verfügt werden . Der Beschluß der Genossen-
schastsversammlung bedarf der Zustimmung von drei Vier¬
teilen der Genossen, wobei nicht abstimmende Genossen den
nicht zustimmenden gleich geachtet werden.

8 60.
(1) Nach Durchführung des Unternehmens ist ein

Endbescheid zu erlassen.
(2) Dem Endbescheide sind die Ausarbeitungen zu¬

grunde zu legen ; die sämtlichen für die Genossenschaft und
die Beteiligten belangreichen Verhältnisse sind der Ent¬
scheidung zu unterstellen.

8 61.
(1) Gegen die Verfügungen und Entscheidungen des

Flurbereinignngsamtes ist die Beschwerde an die Regierung
gegeben. In den Fällen der §§ 8, 9 Abs. 1,14 Abs. 1 und 5,
15 Abs. 3, 34, 36 , 37 Abs. 3, 43, 47 Abs. 1, 55, 56, 60 ent¬
scheidet der bei der Regierung gebildete Spruchausschuß
(8 38) ; bei Beschwerden gegen andere Verfügungen und
Entscheidungen des Flurbereinigungsamtes die Regierung.

(2) Die Entscheidungen der Regierung und des Spruch¬
ausschusses sind endgültig.

(3) Die Beschwerdefrist gegen Verfügungen und Ent¬
scheidungen des Flurbereinigungsamtes beträgt 14 Tage,
gerechnet von der Zustellung oder Mitteilung der Verfügung
oder Entscheidung . Die Beschwerde ist beim Flurbereini¬
gungsamt einzulegen und zu begründen . Die Beschwerde¬
srist gilt als gewahrt , wenn innerhalb der vorgeschriebenen
Frist die Beschwerde bei der Regierung eingelegt wird.
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8 62.
(1) Die Entscheidungen des Sprnchansschusses erfolge,,

nach mündlicher Verhandlung , zu der der Beschwerdeführer,
der Genossenschaftsvorstand und das Flnrbereinignngsamt
zu laden sind. Die Entscheidung kann ohne vorgängige An¬
beraumung einer mündlichen Verhandlung erlassen werden,
wenn die Beteiligten darauf verzichten. Die Verhandlung
»nd Entscheidung des Sprnchansschusses erfolgt in der
Regel in nicht öffentlicher Sitzung . Der Sprnchausschnß
kann die Öffentlichkeit der Sitzung anberaumen . Die Be¬
stimmungen der 88 57—63, 64 Abs. 1, 69, 71—77, 79—81,
82 Abs. 1 und 2 und 4, 83—87 des Gesetzes, betr . die Ver¬
waltungsgerichtsbarkeit von, 9. Mai 1906 , finden ent¬
sprechende Anwendung.

(2) über die Ablehnung und den Ausschluß von Mit¬
gliedern des Sprnchansschusses entscheidet der Spruchans-
schuß endgültig.

(3) Die Entscheidungen des Sprnchansschusses erfolge»
nach Stimmenmehrheit.

8 63.
(1) Bei allen Entscheidungen über Einwendungen,

Widersprüche, Vorstellungen und Beschwerden und sonstigen
Streitigkeiten fallen die durch das Verfahren entstandeneil
Kosten dein unterliegenden Teil zur Last.

(2) Die Bestimmungen der 88 91 Abs. 1, 95, 96 , 100,
102 Abs. 1 und 2, 278 Abs. 2 der Zivilprozeßordnung finden
entsprechende Anwendung.

(3) Siegt ein Beteiligter in einem durch seinen An¬
trag veranlaßtenVerfahren ob und steht ihm keine Zahlungs¬
pflichtige Partei gegenüber , so fallen die Kosten der Landes¬
kasse zur Last.

(4) Eine Erstattung von Vertretnngskosten darf den
Beteiligten nur in wichtigen oder besonders schwierigen
Fällen zngebilligt werden.

8 64.
Das Verfahren bei der Einleitung und Durchführung

der Flurbereinigung , das Verfahren bei dem Flnrbereini¬
gnngsamt , der Regierung und dem Spruchausschuß , die
Umschreibung in den öffentlichen Büchern , Abschriften und
Bestätigungen ans ihnen , endlich Bestätigungen auf den
Hypothek-, Grnndschnld - oder Rentenschnldbriefen , soweit
diese Tätigkeit durch die Flurbereinigung veranlaßt ist, sind
gebühren - und stempelfrei.

8 65.
Ausfertigungen der Bescheide sind den Beteiligten , die

Einsprüche , Widersprüche, Einwendungen , Vorstellungen
oder Beschwerden erhoben haben , zuzustellen. Bei Auf¬
stellung eines gemeinsamen Bevollmächtigten genügt die
Zustellung an diesen.

8 66.
' (1) Ist der die Genehmigung eines Flurbereinigungs-

Unternehmens aussprechende Endbescheid rechtskräftig , so
hat das Flnrbereinignngsamt die dem Endbescheidzugrunde
liegenden Ausarbeitungen für vollziehbar zu erklären und
den Zeitpunkt für den Übergang der Ersatzgrundstücke zu
bestimmen.

(2) Einer Auflassung nach den Bestimmungen des
bürgerlichen Rechts bedarf es hierfür nicht.

8 67.
(1) Das Flnrbereinignngsamt hat unter Mitteilung

der Ausarbeitungen das Grundbuchamt um die Ein¬
tragungen in das Grundbuch zu ersuchen; dabei ist der Tag
des Eigentumsübergangs anzugeben.
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(2) Soweit durch die Eintragungen Hypotheken-,
Grund - oder Rentenschuldeu betroffen werden , finden die
Borschriften der tztz 42—44 der Grundbuchordnung keine
Anwendung . Das Grundbuchamt hat jedoch den Besitzer des
Hypotheken-, Grundschuld - oder Rentenbriefes zu seiner
Vorlage auzuhalten und nach den Vorschriften des Z 62
Abs. 1 der Grnndbnchordnung zu Verfahren.

§ 68.
(1) Die Staats - und Gemeindebehörden sind ver¬

pflichtet, dem Flurbereinigungsamt und den mit der Durch¬
führung von Flurbereinigungsunternehmen betrauten
Stellen , sowie den Vorsitzenden von Schiedsgerichten, die er¬
forderliche Rechtshilfe zu gewähren . Insbesondere haben
sie die notwendigen Aufschlüsse zu erteilen und bei der Er¬
mittelung der Beteiligten , bei der Zustellung von Ladungen,
bei der Beitreibung von Kosten, Gebühren und Stempeln,
Unterstützung zu leisten.

(2) Die baren Auslagen sind der ersuchten Behörde zu
erstatten.

IX . Abschnitt.
Schlußbestimmungen.

8 69.
(1) Ersatzgrundstücke (tz 10) dürfen in Zukunft nur

unter der Voraussetzung geteilt werden , daß die Teilungs¬
grundstücke die erforderlichen Wirtschaftswege besitzen oder
gleichzeitig erhalten . Das Flurbereinigungsamt kann in
einzelnen Fällen Ausnahmen zulassen, wenn hierfür be¬
sondere Gründe vorliegen.

(2) Rechtsgeschäfte aller Art , die gegen die Vorschriften
in Abs. 1 vorgenommeu werden , sind nichtig. Ist im
Grundbuch entgegen diesen Bestimmungen eine Rechts¬
änderung eingetragen worden , so kann das Flurbereini¬
gungsamt das Grundbnchamt um die Eintragung eines
Widerspruchs ersuchen. Z 54 Abs. 1 der Grnndbnchordnung
bleibt unberührt.

8 70.
Mit einer Flurbereinigung kann eine Umteilung von

Gemeindeländereieu zum Eigentum verbunden werden.
(Art . 63 der Gemeindeordnung vom 28. 3. 1876). Be¬
schließt der Gemeinderat die Umteilung in Verbindung mit
der Flurbereinigung , so findet die Bestimmung des Z 4 des
Art . 63 der Gemeindeordnung keine Anwendung . Die
Durchführung der Teilung richtet sich nach den Bestim¬
mungen des Flurbereinigungsgesetzes mit der Maßgabe,
daß der nach den Bestimmungen des Flurbereinigungs¬
gesetzes ermittelte Wert des zu teilenden Gemeindelandes
durch die Zahl der festgestelltenTeilnehmer geteilt wird und
die Teilnehmer mit dem sich danach ergebenden Anspruch
an dem Teilungsgrundstück als beteiligte Grundeigentümer
in, Flurbereinigungsverfahren angesehen werden.

8 71.
Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen Be¬

stinunungen werden vom Staatsministerium getroffen.
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Begründung.
Die Notwendigkeit der Einführung des Flurbereini-

gnngsgesetzes für den Landesteit Birkenfeld wird bei der
allgemein bekannten Bodenbesitzverteilung in Birkenfeld,
der zerstreuten Lage der zu einem Betriebe gehörigen Par¬
zellen, der Kleinheit der einzelnen Parzellen, bei den man¬
gelnden oder ungenügenden Zuwegungen für die Bewirt¬
schaftung der Grundstücke kaum einer besonderen weiterer:
Begründung bedürfen. Diese Verhältnisse schließen vielfach
eine ordnungsmäßige Bewirtschaftung der Grundstücke ans.
Es muß viel zu viel Zeit und Arbeit anfgewandt werden,
um die entfernt und zerstreut liegenden Grundstücke zu
bewirtschaften. Die mangelnden Zuwegungen beschränken
die Möglichkeit des Fruchtwechsels. Die vorhandenen Zu¬
wegungen sind vielfach als Wirtschastswege ungenügend,
haben insbesondere zu große Steigungen, um mit einem
voll beladenen Fuder bergauf befahren zu werden.

Wenn auch das Bedürfnis nach Einführung eines
Flurbereinigungsgesetzesfiir Birkenfeld besonders groß ist,
so ist andererseits nicht zu verkennen, daß die Durchführung
der Flurbereinigung in Birkenfeld infolge der bergigen Lage
der Grundstücke vielfach großen Schwierigkeitenbegegnen
wird und daß insbesondere auch die Regelung der Wirt¬
schaftswege erhebliche Kosten verursachen wird.

Es war ursprünglich in Aussicht genommen, das Flur¬
bereinigungsgesetz fiir Birkenfeld auf der Grundlage des
Oldenburger Verkoppelungsgesetzes aufzubauen. Wenn auch
das Oldenburger Verkoppelnngsgesetz für die oldenbur-
gischen Verhältnisse sich bewährt hat, so mußte es schon an
sich fraglich erscheinen, ob dieses Gesetz sich auf die ganz
anders gearteten Verhältnisse in Birkenfeld, anwenden, ließ,
ob es nicht zweckmäßiger sein würde, ein Verkoppelungs¬
oder Flurbereinigungsgesetz als Grundlage zu nehmen,
welches für Gegenden mit ähnlichem Charakter wie Birken¬
feld erlassen ist und sich dort bewährt hat. Die Verhältnisse
in Birkenfeld ähneln den Verhältnissen im Westteil der
Pfalz . In der Pfalz sind eine große Anzahl von Flur¬
bereinigungen mit großem Erfolge durchgeführt. Bayern
hat im Januar 1922 ein neues Flurbereinigungsgesetzer¬
lassen, welches die Änderungen auf dem Gebiet des bürger¬
lichen Rechts (BGB . und Grundbuchordnung) berücksichtigt
und auch die Erfahrungen einer langjährigen Praxis ver¬
wertet hat. Es ist daher das Bayrische Flurbereinigungs¬
gesetz den: Gesetzentwurf fiir Birkenfeld zugrunde gelegt
worden. Dies entspricht auch einem Wunsch der Birken¬
felder Landwirtschaft, die sich durch Bereisung der Pfalz von
den Erfolgen der Flurbereinigung in der Pfalz überzeugt
hat.

Der Gesetzentwurf fiir Birkenseld weicht, entsprechend
dem bayrischen Gesetz, in wesentlichen Punkten von dem
oldenburgischen Verkoppelnngsgesetz ab. Während das ol-
denbnrgische Verkoppelungsgesetz als Zweck der Verkoppe¬
lung nur die Zusammenlegung von Grundstücken einschl.
Regelung der Wege und Vorflutverhältnisse kennt, kann
nach dem vorliegenden Gesetzentwurf das Flurbereinigungs-
Unternehmen auch auf die Regelung der Wege und Vorflnt-
verhältnisse beschränkt werden (Feldwegregelung). Die
Feldwegregelung kann auch mit einer teilweisen Zusammen¬
legung von Grundstücken verbunden werden.

Der Z 1 des Gesetzentwurfes enthält eine Erläuterung,
was unter Flurbereinigung zu verstehen ist, daß die Grund¬
stückszusammenlegung auch die Regelung der Wege, Vor¬
fluter und der sonstigen gemeinschaftlichen Anlagen um¬
faßt, und daß die Feldwegregelung auch die Regeluna der
Vorfluter und die durch die Feldwegregelung bedingte Ände¬
rung und Umlegung von Grundstücken umfaßt. Die durch
die Feldwegregelung bedingte Änderung und Zusammen-
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legung von Grundstücken beschränkt sich nicht darauf , daß
die durch Neuanlegung von Wegen und Vorflutern ent¬
stehenden Trennstücke den benachbarten Grundstücken zu¬
gelegt werden können, sondern erstreckt sich auch ans einen
etwa erforderliche,: Landansgleich , der erforderlich wird , da¬
mit nicht einzelne, deren Grundstücke für die Neuanlegung
von Wegen usw. in Anspruch genommen werden , hierdurch
benachteiligt werden.

Die Flurbereinigungen , welche sich ans die Feldweg¬
regelung oder auf die Feldwegregelung mit teilweiser Zu¬
sammenlegung von Grundstücken beschränken, sind in den
gebirgigen Gegenden der Westpfalz häufiger durchgesührt
worden , als die Flurbereinigungen , die sich ans die Grund-
stücksznsammenlegung aller einbezogenen Grundstücke er¬
streckten. Die Regelung der Wegeverhältnisse , die Aus¬
gleichung zu starker Steigungen hat in gebirgigen Gegenden
viel größere Bedeutung als im Flachlande , und es wird
schon durch die Regelung der Wegeverhältnisse ein großer
wirtschaftlicher Nutzen geschaffen. Es wird anzustreben sein,
daß die Flurbereinigung sich möglichst auch auf die Zu¬
sammenlegung der Grundstücke erstreckt. Man wird aber,
wenn dies Schwierigkeiten macht, sich auch mit Feldweg¬
regelung begnügen müssen, zumal auch die Feldwegregelung
die spätere Zusammenlegung der Grundstücke ohne erheb¬
liche Kosten ermöglicht.

Der Betrieb des Verkoppelungsverfahrens einschl. der
Folgeeinrichtungen liegt nach dem oldenbnrgischen Ver¬
koppelungsgesetz einer staatlichen Behörde , der Verkoppe-
lnngskommission , ob; nach dem Birkenfelder Gesetzentwurf
einer aus den Interessenten gebildeten Flurbereinigungs-
Genossenschaft, die der Aufsicht einer staatlichen Behörde,
des Flurbereinignngsamtes untersteht . Es läßt sich nicht
verkennen, daß bei den widerstreitenden Interessen der
Flurbereinigungs -Interessenten es bedenklich erscheinen
kann , diesen Interessenten den Betrieb des Flurbereini-
gnngsnnternehmens zu übertragen . Die Übertragung setzt
eine große Objektivität der Mitglieder des Genossenschafts-
Vorstandes voraus . Es wird siir dieselben vielfach nicht eine
dankbare Arbeit sein, den erforderlichen Ausgleich unter
den widerstreitenden Interessen zu treffen . Andererseits
läßt sich auch nicht verkennen, daß gerade ein von den
Interessenten gebildeter Genossenschaftsvorstand am besten
die Beschaffenheit und Ertragsfähigkeit der zur Flurbereini¬
gung einbezogenen Grundstücke und die Mängel der Zn-
wegung zu den Grundstücken kennt. Nach den beim Flur¬
bereinigungsamt Neustadt eingezogenen Erkundigungen hat
inan mit der bayerischen Einrichtung der Flurbereinigungs-
genvssenschaft gute Erfahrungen gemacht. Der Gesetzent¬
wurf hat sich daher dem bayrischen Verfahren angeschlossen.
Der Betrieb der Flurbereinigung liegt einem von der Flur¬
bereinigungsgenossenschaft in der Mehrzahl gewählten Vor¬
stand ob. Vorsitzender des Genossenschaftsvorstandes ist ein
vom Flurbereinigungsamt bestimmter technischer Beamter.
Das Flurbereinigungsamt hat zu überwachen , daß die Auf¬
gaben der Flurbereinigungsgenossenschaft in Übereinstim¬
mung mit dem Gesetz und den Ansführungsbestimmungen
erfüllt werden . Das Flurbereinignngsamt ist die erstent¬
scheidende Instanz bei allen Streitigkeiten , soweit nicht das
Schiedsgericht zuständig ist, und hat durch Endbescheid über
die Genehmigung des Flurbereinigungsverfahrens zu ent¬
scheiden. Der Birkenfelder Entwurf weicht insofern von dem
bayrischen Gesetz ab, als er bestimmt , daß die Flurbereini¬
gungsgenossenschaft nach Beendigung des Unternehmens
und Ablegung der Schlußabrechnung aufgelöst wird , wäh¬
rend Bayern vorsieht , daß die Flurbereinigungsgenossen¬
schaften in der Regel zur Unterhaltung der bei der Flur¬
bereinigung geschaffenen gemeinschaftlichen Anlagen , wie
Wege, Wasserzüge usw., weiter bestehen. Dies ist siir
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Birkenfeld nicht erforderlich , da die zukünftige Unterhaltung
der Wege sich nach der Wegeordnung richtet, die Unter¬
haltung der Wasserzüge nach den Bestimmungen des Oocle
eivil . Für die sonstigen gemeinschaftlichen Anlagen ist
vorgesehen (in tz 12 letzter Absatz), daß sie in das Eigentum
der Gemeinde übergehen , in welcher sie belegen sind.

Das Verfahren nach dem vorliegenden Gesetzentwurf
unterscheidet sich in der Hinsicht von dem oldenburgischen
Verkoppelungsgesetz, daß Antragsberechtigte nicht nur die
beteiligten Grundeigentümer , sondern auch die Gemeinden
sind, daß ferner vor Abstimmung über den Antrag eine
Vorprüfung des Antrages auf seine Zweckmäßigkeit und
Durchführbarkeit durch das Flurbereinigungsamt vor¬
geschrieben ist, daß das Flurbereinigungsamt darüber zu
entscheiden hat , ob der Antrag zur Abstimmung gebracht
werden soll und über welche Fläche das Abstimmungsver¬
fahren einzuleiten ist. Die Vorprüfung ist im olden¬
burgischen Verkoppelungsgesetz nicht vorgesehen. Sie ist aber
notwendig und wird auch praktisch in Oldenburg bei An¬
trägen auf Verkoppelung durchgeführt . Es ist ferner vor¬
gesehen, daß diejenigen , welche der Einbeziehung ihrer
Grundstücke in das Flurbereinigungsunternehmen wider¬
sprochen haben , beanspruchen können, daß ihre Grundstücke
nicht in die Flurbereinigung einbezogen werden , wenn der
Zweck der Flurbereinigung nach seinen örtlichen , wirtschaft¬
lichen oder technischen Verhältnissen auch ohne Einbeziehung
dieser Grundstücke erreicht werden kann . Nach dem olden¬
burgischen Verkoppelungsgesetz können die Widersprechen¬
den lediglich eine allgemeine Nachprüfung der landwirt¬
schaftlichen Nützlichkeit der Verkoppelung verlangen . Der
vorliegende Gesetzentwurf geht davon aus , daß alle Grund¬
stücke in die Flurbereinigung einbezogen werden können.
Regelmäßig wird man jedoch die in tz 8 genannten Grund¬
stücke, Gebäude , Hosräume , Hausgärten , gewerblichen An¬
lagen , Waldungen nsw. nur insoweit in die Flurbereinigung
einbeziehen, als dies zur Durchführung des Verfahrens
notwendig ist; wenn also Grundstücke in unwirtschaftlicher
Weise in die Flurbereinigungsfläche hineinragen oder von
derselben ganz umschlossen werden oder, wenn sonstige be¬
sondere Gründe hierfür vorliegen . Der Gesetzentwurf sieht
für die in Z 8 genannten Grundstücke vor , daß , wenn sie
verlegt oder in ihrem Bestand dermaßen verändert werden,
daß ihr wirtschaftlicher Zweck erheblich beeinträchtig wird,
hierzu die besondere Zustimmung des Eigentümers er¬
forderlich ist. Diese besondere Zustimmung ist nicht er¬
forderlich, wenn Teile von Grundstücken oder Anlagen zum
Zweck der Regelung von Feldwegen oder Wasserzügen be¬
nötigt werden oder, wenn die Grundstücke in unwirtschaft¬
licher Weise in die Bereinignngsfläche hineinragen . Ist
die besondere Zustimmung erforderlich , wird dieselbe aber
nicht erteilt , so kann aushilfsweise die erforderliche Fläche
im Wege des Enteignungsverfahrens erworben werden.

Entsprechend dem bayrischen Gesetz stellt der Birken¬
felder Gesetzentwurf (8 10) Grundsätze aus über den Ersatz
der in die Flurbereinigung einbezogenen Grundstücke durch
Land oder Geldentschadigung . Die bindenden Vorschriften
des Oldenburger Verkoppelungsgesetzes, daß der Ausgleich
in Geld regelmäßig nicht mehr als 5 des Wertes der
Einlagegrundstücke betragen soll und daß der Eigentümer
zu 90 das Land in den Kulturarten erhält , wie er es
hergegeben hat , sind in den Gesetzentwurf nicht ausgenom¬
men . Bei Flurbereinigungen , welche sich auf Feldweg¬
regelung oder auf Feldwegregelung verbunden mit teil¬
weiser Zusammenlegung von Grundstücken beschränken, sind
derartige Bestimmungen überhaupt undurchführbar und es
muß zweifelhaft erscheinen, ob sie bei Flurbereinigungen
mit Grundstückszusammenlegung aller einbezogenen Grund¬
stücke nach den besonderen Verhältnissen in Birkenfeld



25 — Anlage 39.

durchführbar sind und nicht einer sachgemäßen Durch¬
führung entgegenstehen . Der Gesetzentwurf beschränkt sich
daher daraus , daß er bestimmt , daß der Ersatz , soweit tun¬
lich, in Grund und Boden gleicher Kulturart anzuweisen ist
und daß hierbei die betriebswirtschaftlichen Verhältnisse aller
Beteiligten gegeneinander abzuwägen sind.

Das oldenburgische Verkoppelungsgesetz sieht vor , daß
die Klassifikation und Schätzung durch unbeteiligte Klassi¬
fikatoren und Schätzer Vorgenvmmen wird und daß nur,
wenn alle Beteiligten damit einverstanden sind , die Klassi¬
fikation durch Klassifikatoren , die aus Teilnehmern der
Verkoppelung entnommen sind , vorgenommen werden darf.
Ter vorliegende Gesetzentwurf überträgt die Wertsermitt¬
lung dem Geuosseuschastsvorstand , also Personen , die au der
Flurbereinigung beteiligt sind . Gegen deren Entscheidung
ist die Anrufung des Schiedsgerichts zulässig , welches aus
unbeteiligten Personen besteht und endgültig entscheidet.
Nach den Erkundigungen beim Flurbereinigungsamt Neu¬
stadt haben diese Bestimmungen , die dem bayrischen Gesetz
entnommen sind , in der Pfalz sich sehr bewährt . Die An¬
rufung eines Schiedsgerichts kommt nur ausnahmsweise
vor.

Nach dem oldenburgischen Gesetz entscheidet über Ein¬
wendungen gegen den Neu -Verteilungsplan die Kommission
oder , wenn ein ständiges Schiedsgericht gebildet ist, was
ausnahmslos die Regel ist , das Schiedsgericht . Die Ent¬
scheidungen des Schiedsgerichts sind endgültig . Die Ent¬
scheidungen der Kommission können durch Berufung au das
Ministerium angefochteu werden . Der vorliegende Gesetz¬
entwurf sieht eine schiedsgerichtliche Entscheidung über die
Einwendungen gegen den Neuverteiluugsplau nicht vor,
sondern überträgt die Entscheidung dem Flurbereinigungs¬
amt , in ll . Instanz dem Spruchansschuß bei der Regierung.
Werden Einwendungen gegen den Neuverteilungsplan als
begründet anerkannt , so bedingt dies in der Regel eine
Planänderuug ans Kosten der anderen Beteiligten . Es
genügt also nicht , den Einzelfall zu entscheiden , sondern es
müssen auch die Folgerungen , welche die Entscheidungen
für die sonstigen Beteiligten haben , gezogen werden . Ein
Sch 'edsgericht ist regelmäßig nur in der Lage , den Einzel¬
fall zu beurteilen und nicht in der Lage , die Folgerungen
hinsichtlich der durch die Eiuzeleutscheidung erfoderlichen
Planänderuug zu ziehen . Es ist daher zweckmäßiger , hier¬
für nicht die Entscheidung des Schiedsgerichts vorzusehen.

Was die Kosten des Verfahrens betrifft , so ist im Ge¬
setz zunächst vorgesehen , welche Kosten dem Staat zur Last
fallen (Z 54 ) . Dies sind die Gehälter und Vergütungen für
Beamte und Angestellte des Flurbereiniguugsamts , die
Gehälter und Vergütungen der Beamten und Angestellten,
die mit dem Vorsitz des Genosseuschaftsvorstandes beauftragt
sind , und der diesen etwa zur Hilfeleistung zugewiesenen
technischen Hilfsarbeiter , Vergütungen für die Mitglieder
des Spruchausschusses , die sachlichen Kosten des Flur¬
bereinigungsamts , ferner die Kosten für technische Prüfung,
für Katasterarbeiteu usw ., ferner die Kosten der Dienst¬
reisen des Flurbcreinigungsamtes vorbehältlich der Be¬
stimmungen des tz 63 . Die übrigen Kosten , demnach auch die
Reisekosten und Tagegelder des Vorsitzenden des Genossen¬
schaftsvorstandes und seiner vermessungstechnischen Hilfs¬
arbeiter , fallen den Beteiligten zur Last , soweit sie nicht
von der Landeskasse übernommen werden . Es ist davon
ausgegangen , daß die Landeskasse auch zu diesen übrigen
Kosten Zuschüsse leistet . Die Frage , unter welchen Voraus¬
setzungen und unter welchen Bedingungen Zuschüsse aus der
Laudeskasse geleistet werden , muß späterer Prüfung Vor¬
behalten bleiben . Eine gesetzliche Regelung dieser Zuschüsse
ist nicht möglich . Die Bestimmungen über die Beteiligung
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an den Kosten sind in den 88 12, 55 nnd 56 enthalten. Es
ist für die Flurbereinigung , die die Zusammenlegung aller
einbezogenen Grundstücke umfaßt (8 1 Abs. 1 nnd 2) als
Regel vorznschreiben, daß maßgebend ist der Wert der
Grundstücksabfindungen, daß jedoch die in 8 8 genannten,
in die Flurbereinigung mit einbezogenen Grundstücke in der
Regel von den Kosten befreit sind. Bei Flurbereinigungen,
ivelche sich ans Feldwegregelungen oder ans Feldwegrege-
lnngen verbunden mit teilweiser Zusammenlegung von
Grundstücken beschränkt, ist diese Regel nicht durchführbar.
Die Kostenverteilung richtet sich nach der Fläche unter Be¬
rücksichtigung der aus der Flurbereinigung sich ergebenden
Vorteile.

Im Gesetzentwurf ist davon ausgegangen, daß es er¬
forderlich ist, daß die letztinstanzlichen Entscheidungen in
Flnrbereinigungsangelegenheiten in Birkenfeld getroffen
werden nnd daß andererseits es notwendig ist, keine kost¬
spieligen Behörden zu schassen. Es ist davon ansgegangen,
daß der vermessungstechnische Referent bei der Regierung
in Birkenfeld die Leitung des Flnrbereinignngsamtes über¬
nimmt und der Vorsteher eines Katasteramtes in Birken¬
feld unter Zuweisung einer Hilfskraft, wenigstens zunächst,
die Geschäfte des Genossenschastsvorstandes der Flnrbereini-
gnngsgenossenschaft übernehmen kann. Es würde also zu¬
nächst nur erforderlich sein, eine vermessnngstechnische
Hilfskraft anznstellen.

Es ist im Gesetzentwurf vorgesehen, daß die letztinstanz¬
liche Entscheidung der Regierung obliegt, daß jedoch in den
im Gesetz genannten Fällen ein bei der Regierung gebildeter
Sprnchansschnß entscheidet, für dessen Verhandlungen und
Entscheidungen die Bestimmungen des Verwaltnngs-
gerichtsgesetzes Anwendung finden.

Der 8 69 des Entwurfs enthält eine Beschränkung der
Teilung von Grundstücken in der Hinsicht, daß die Teilungs-
Grundstücke die erforderliche!: Wirtschaftswege besitzen oder
gleichzeitig erhalten. Es unterliegt der Prüfung , ob es nicht
erforderlich ist, für Birkenseld entsprechend den: Vorgehen
in anderen Ländern mit stark zersplitterten: Grundbesitz
eine Minimalparzelle einzuführen. Die Erwägungen hier¬
über sind noch nicht abgeschlossen. Fiir die Einführung einer
Minimalparzelle wird ein besonderes Gesetz erforderlich sein.

Der 8 10 behandelt die Umteilnng von Gemeindc-
ländereien in Verbindung mit einem Flurbereinigungs-
Verfahren.
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Anlage 40
An den Landtag des Freistaats Oldenburg.

Das Ministerium läßt dem Landtage hierneben den
Entwurf eines Gesetzes für den Freistaat Oldenburg
wegen Änderung des Beamtendiensteinkommensgesetzes vom

/ 11 . August 1920 mit dem Anträge zngehen:
Der Landtag wolle dem Gesetzentwurf seine ver¬

fassungsmäßige Zustimmung erteilen und zugleich
drei Planmäßige Stellen der Gruppe VI für Eich¬
meister bewilligen.

Oldenburg , den 15 . März 1925.

Staatsministerium,

v . Finckh . vr . Driver.

Gesetz
für den Freistaat Oldenburg wegen Änderung des Be¬

amtendiensteinkommensgesetzes vom 11 . August 1920.

Das Staatsministerinm verkündet mit Zustimmung
des Landtages als Gesetz für den Freistaat Oldenburg,
was folgt:

Das Beamtendiensteinkommensgesetz vom 11 . August
1920 in der durch die Bekanntmachung des Staats¬
ministeriums vom 17 . Juli 1923 bekanntgegebenen und
durch die Bekanntmachungen des Staatsministeriums vom
17 . Juli und 18 . Dezember . 1923 , durch die Verordnung
des Staatsministerinms vom 25 . Januar 1924 , durch das
Gesetz vom 26 . Mai 1924 , durch die Bekanntmachungen
des Staatsministeriums vom 26 . Mai und 19 . Dezember
1924 sowie durch das Gesetz vom 5. November 1925 ge¬
änderten Fassung wird , wie folgt , geändert:

Einziger Artikel.
Die dem Beamtendiensteinkommeusgesetz als Anlage 1

beigefügte Gehaltsordnung wird dahin ergänzt , daß in der
Gruppe VI „ Eichmeister " und in der Gruppe VII „Ober¬
eichmeister " nachgefügt wird.

Berniiltdimli.
Durch die Maß - und Gewichtsorduung — Reichsgesetz

vom 30 . Mai 1908 (R .G .Bl . S . 349 ) — ist das Eichwesen
reichsrechtlich geregelt . Nach Z 18 dieses Gesetzes sind die
Eichämter der Regel nach staatliche Behörden . Ent-
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sprechend dieser Vorschrift sind auch hier die früheren Ge¬
meindeeichämter durch staatliche Einrichtungen ersetzt. Es
sind aber nicht, wie in anderen Ländern , die Eichmeister als
staatliche Beamte angestellt , vielmehr hat die damalige
Staatsregierung nach der im Jahre 1911 gemachten Re¬
gierungsvorlage (Anlage 52 der Verhandlungen der

1. Versammlung des XXXII . Landtags 1911) die feste
Anstellung und die Gewährung einer bestimmten Ver¬
gütung nicht in Vorschlag gebracht, sondern unter Belastung
einer größeren Zahl vsn Eichämtern die Gewährung von
Gebührenanteilen an die von den Gemeinden über¬
nommenen Eichmeister für richtig gehalten , weil sich nicht
übersehen ließ , wie groß der Umfang der Tätigkeit der
einzelnen Eichmeister sein würde , und weil sie der Ansicht
war , daß ihre Inanspruchnahme in den einzelnen Jahren
sich verschieden gestalten würde . Jetzt läßt sich die Tätigkeit
der Eichmeister ganz genau übersehen . Während früher im
Landesteil Oldenburg fünf Eichämter und zwei weitere
Faßeichämter vorhanden waren , ist die Zahl jetzt auf drei
Eichämter eingeschränkt. Diese reichen für den Eichdienst
aus , sind aber auch voll beschäftigt. Es liegt kein Grund
mehr vor , den Eichmeistern die Beamteneigenschaft vor¬
zuenthalten , die ihnen nach der reichsgesetzlichenRegelung
von vornherein hätte gegeben werden sollen. Denn das
Gesetz sagt im § 18 ausdrücklich, die A n st e l l u n g und
B e s o l d u n g d e r B e a mt e n erfolgt durch die Landes¬
regierungen . Bei dieser Fassung denkt das Gesetz offenbar
an die Anstellung hauptamtlich beschäftigter staatlicher Be¬
amten . Hierauf weist auch der Geh . Regiernngsrat
vr . Plato in seinem Kommentar zur Maß - und Gewichts-
crdnung (Anm . 1 zu tz 18) ausdrücklich Hin, indem er sagt:
„Die Einführung der periodischen Nacheichung bedingt aber
grundsätzlich eine Verstaatlichung des gesamten Eichwesens
und die Anstellung staatlicher Beamten , die an den Ein¬
nahmen aus den Gebühren nicht beteiligt und hauptamtlich
beschäftigt sind." Auch die technische Reichsanstält für Maß
und Gewicht in Berlin hat sich in diesem Sinne in einem
hierher gelangten Schreiben ausgesprochen.

Die Kosten der Versorgungsberechtigung werden durch
die Eichgebühren aufgebracht , die so hoch zu halten sind, daß
sie die Kosten des Eichdienstes decken, aber auch andererseits
keine Einnahmequelle für den Staat bilden sollen. All¬
gemeine Landesmittel werden nicht in Anspruch genommen.
Den Eichmeistern wird mit der Verleihung der Beamten¬
eigenschaft die Stellung gegeben, die die Eichmeister in fast
allen anderen Ländern haben und die ihnen auch bei uns
Zukommt. Die Vorlage sieht ihre Einstufung in Gruppe VI
und VII vor . Dies entspricht den Einstufungen in anderen
Ländern mit ähnlichem Arbeitsumfange der Eichämter wie
hier . Zurzeit , und zwar seit der Inflation , erhalten die
Eichmeister die Angestelltenvergütung der Gruppe VI.
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